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Couin Ross: 


Vom Weißen Gott bis zum Ende der Weißen Götter I 
Mexiko von den Conquista bis Cardenas 


Inhalt: 

1. Die Tempelpyramide der „Gefiederten 7. Ein Indianer herrscht erstmalig über 

Schlange‘ Weiße 
2. Der Blutaltar Huitzilopochtlis 8. Machtträume um das Karibische 
3. Der weiße wider den roten Gott Meer 
4. Drei Jahrhunderte weißer Herrschaft 9. Das Heraufziehen der Weißen-Götter- 
5. Europa verliert einen Kontinent Dämmerung 
6. Die Regierung der ewigen Revolution 10. Wiederaufrichtung des Aztekenreiches ? 


und der Krieg mit USA 


1. Die Tempelpyramide der „Gefiederten Schlange“ 


Wir folgen der großen amerikanischen Völkerstraße, die seit hunderten, seit 
tausenden, vielleicht seit zehntausenden von Jahren Stamm auf Stamm zog, Volk 
auf Volk, Rasse auf Rasse. Es ist die breite Straße, die vom Norden des Kontinentes 
über die Steppe und Prärie auf das mexikanische Hochplateau führt. Nach Süden 
zu verengt es sich schlauchartig, bricht jäh ab, so daß die südwärts ziehenden Völker 
hier haltmachen mußten, sich niederließen und jene hohen Kulturen gründeten, 
vor deren Trümmer wir Heutigen in ratlosem Staunen stehen. Oder war es viel- 
mehr das wunderbare Klima, die tropische Hochebene, die sie zum Bleiben ver- 
anlaßt, jenes Plateau, das so weit südlich liegt, daß man nie zu frieren braucht, 
und so hoch über dem Meeresspiegel, daß es niemals heiß wird. Der Reiz dieses 
ewigen Frühlings ist es ja auch nicht zum wenigsten — neben den Schätzen des 
Landes, — der den jüngsten Zug aus dem Norden veranlaßt, den amerikanischen. 
Er ist noch jungen Datums, und er wird erst voll einsetzen, wenn die Vereinigten 
Staaten ihre eigenen warmen Gebiete, Kalifornien und Florida, voll besiedelt haben. 

Wenn man an die zur Zeit der Entdeckung fast menschenleere Prärie denkt, 
die lediglich von einigen nomadisierenden Indianerstämmen bevölkert war, so fragt 
man sich freilich, woher denn eigentlich die Menschenmassen kamen, die Mexiko 
in immer wieder erneutem Zuzug von Norden her besiedelten. Die landläufige 
Ansicht geht dahin, daß sie über die Beringstraße von Asien her einwanderten. 
Da ist sicher etwas Wahres dran. Ich habe auf der arktischen Southampton Island 
Eskimos gesehen, die aussahen, als wären sie geradewegs aus der Mongolei gekom- 
men, und in Oaxaca im südlichen Mexiko Indianer ausgesprochen malayischen 
Types. Allein etwas in mir wehrt sich gegen die Hypothese von Asien als Mensch- 
heitswiege. Warum soll das Leben nur einen Ursprung haben, wenn es überhaupt 
einen hat und nicht „ewig“ ist, etwas über unser Forschen und Begreifen Hinaus- 
gehendes? Vielleicht stammt ein Teil jener Völkerschaften, deren Kulturen auf 
dem mexikanischen Hochlande sich im Verlauf der Jahrhunderte ablösten, aus 
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dem Südwesten der heutigen Vereinigten Staaten, aus jenem seltsamen und im 
Grunde noch so wenig erforschien Mesalande mit seinen rätselhaften Höhlen- 
städten. In jedem Falle kann man die Spur der Tolteken und Chichimeken, der 
Mayas, Otomis, und wie sie noch alle heißen, nicht weiter nordwärts zurückver- 
folgen. Es gibt auch Legenden, die auf Einwanderung von der Seeseite her hin- 
weisen, von der pazifischen wie von der atlantischen. Über den Atlant kam ja auch 
jener entscheidende Stoß, der die letzte Indianerkultur, die aztekische, vernichtete. 
Aber im allgemeinen war es ein ununterbrochenes Südwärtsziehen von Norden her. 


All diese Nordvölker trugen eine seltsame Unrast im Blute. Sie waren Nomaden, aber 
Nomaden seltsamer Art, die Städte bauten, ungeheure Tempel und Paläste errichteten 
und immer wieder verließen, ohne sichtlichen Grund. Schon von den Höhlenstädten 
auf der Mesa Verde in Colorado wissen wir, daß sie plötzlich verlassen wurden. 
Man hat nur Vermutungen für die Gründe. Das gleiche gilt von den’ Kulturen 
auf der mexikanischen Hochebene wie im Dschungel Yucatans. 

So kommt es, daß Mexiko mit den Resten vergangener Reiche durchsetzt ist 
wie ein Bienenstock mit Waben. Auch andere Länder sind reich an Ruinen und 
Altertümern, Ägypten vor allem, das einen stets zum Vergleich herausfordert. 
Allein dort ist es im allgemeinen nur eine sich wandelnde und entwickelnde 
Kultur. In Mexiko aber sind es deren Dutzende. Es ist geradezu typisch für dieses 
Land, wie eine Pyramide auf die andere gesetzt wurde, auf eine toltektische eine 
aztekische, mitunter noch ein halbes Dutzende andere, und obendrauf zum Schluß 
womöglich noch eine spanische Kirche. 

Wie wir aus der Tierra Caliente auf die Tierra Fria hinaufkommen, das kalte 
Land des Hochplateaus, stoßen wir sofort auf die Spuren dieser Kulturen. Mexiko 
ist so reich an Tempeln, Pyramiden und Gräbern, daß man sie gar nicht aufzu- 
suchen braucht, daß man ihnen gar nicht entgehen kann. 

Als erstes liegt auf unserem Wege, wie ein Wachtposten vor der Hauptstadt 
des Landes, der riesige Ruinenbezirk von Teotihuacan mit der gewaltigen Sonnen- 
pyramide. 

Die größte der mexikanischen Pyramiden ist nicht ganz so hoch wie die. des 
Cheops. Allein sie wirkt gewaltiger. Die Pyramiden von Gizeh enttäuschen im 
ersten Augenblick. Man hat sie sich riesengroß vorgestellt, naht man ihnen aber, 
so wirken sie klein und unscheinbar. Vielleicht liegt es daran, daß sie am Rande 
der Wüste liegen und man sie an deren riesenhafter Weite und Unendlichkeit 
mißt, so daß sie sich kaum höher als Termitenhügel aus ihr zu erheben scheinen. 

Teotihuacan aber ist in einen Talkessel gebettet. Kakteen und Agavengelände 
umgeben die Sonnenpyramide. Und aus ihnen heraus erhebt sich der breit hin- 
gelagerte Bau mit ungeheuerlicher Wucht. Vielleicht liegt es auch an der Form. 
Die ägyptischen Pyramiden sind spitz und steil, die mexikanischen breit und 
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stumpf, außerdem sind sie in Terrassen gestuft und eine zuerst eindrucksvoll breite, 
später sich immer mehr verengende Treppe führt auf sie hinauf. 

Die Stufen dieser Treppen sind außerordentlich steil und schmal. Grüne Ei- 
dechsen huschen über sie hin. Wer zu Schwindel neigt, sieht sich lieber nicht um. 

Auf der Plattform der Pyramide soll ein dem Sonnengott geweihter Tempel 
gestanden haben. Allein wer weiß das? Man weiß ja nicht einmal, welches Volk diese 
Pyramide errichtete. Man schreibt sie den Tolteken zu, allein sie mag auch einer 
früheren Periode angehören. Jedenfalls fand bereits Cortes sie in ungefähr 
dem gleichen Zustand vor wie heute wir. 

Von der Pyramide hat man einen weiten Blick über das, was einst ein unr 
geheurer Tempelbezirk gewesen sein muß. Zur Rechten hebt sich die Mond- 
pyramide, kaum viel niedriger als die der Sonne geweihte. Davor zieht die Toten- 
straße, rechts und links von Grabhügeln umsäumt. Zur Linken breitet sich ein 
gewaltiges Viereck, das die Spanier „El Castilio“ getauft, das Kastell. Es sieht 
auch aus wie ein Fort; quadratisch, mit mächtigen Wällen und überhöhenden 
Bastionen. Aber es war ein Tempel Quetzalcoatls, jenes geheimnisvollen weißen, 
langbärtigen Gottes, der in der Folge den Sieg der Spanier und den raschen Sturz 
des Aztekenreiches herbeiführte. 

Wer Quetzalcoatl wirklich war, weiß niemand. Ein Mensch, ein Priester, ein 
Gott? Die Sage berichtet, daß er unendlich gütig und weise war. Er kam aus dem 
Norden, lehrte das Volk alle Künste des Friedens und verbot die Menschenopfer. 
Aber vor der Eifersucht der blutgierigen Priester mußte er fliehen. Er schiffte 
sich in Vera Cruz in einem selbstgebauten Boote ein. In ihm stand er, als er‘ ab- 
stieß, hochragend, weiß und langbärtig und prophezeite, daß einst aus dem Osten 
weiße Götter kommen würden, die Herrschaft der bluttriefenden Priester zu 
stürzen. 

‘ Quetzalcoatl war ein Gott des Friedens. Aber es scheint, daß die grausame Natur 
des Landes seinen Bewohnern nicht erlaubt, eine Gottheit anders als durch ein 
scheußliches, Furcht und Schrecken einflößendes Symbol darzustellen. Das Symbol 
des Weißen Gottes ist die gefiederte Schlange, wie schon sein Name besagt; denn 
Quetzal ist der Paradiesvogel, aus dessen buntschillerndem Kleide die herrlichen 
Federgewänder der Azteken gefertigt waren, und Coatl ist die Schlange. 

Diese gefiederte Schlange ist jedoch vielmehr ein scheußlicher Drache, dessen 
zähnebleckende Rachen die Treppe schmücken, die auf die Pyramide des gütigen 
Gottes hinaufführt. Man tut gut daran, sie sich sorgfältig anzusehen und genau 
einzuprägen. Sie helfen einem zum Verständnis auch des heutigen Mexiko. 


2. Der Blutaltar Huitzilopochtlis 


Es war bereits dunkel, als wir in die Stadt Mexiko einbogen. Ich ließ mich von 


dem immer stärker werdenden Strom der Wagen treiben. Bald steckten wir im 
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dichtesten Getriebe. Die Straße war eng. Trotzdem fuhren drei Autoreihen neben- 
einander, fast streiften sıe sich. 

Ich habe herausgefunden, daß man bei der Einfahrt in eine große, fremde Stadt 
am besten keinerlei Plan zu Rate zieht. Man läßt sich einfach treiben und gelangt 
dahin, wohin man in der Regel gerne möchte: in das Zentrum. 

Und so waren wir auch diesmal, ohne nach dem Weg zu fragen, unversehens auf 
den „Zocalo“ gelangt, den riesigen Platz, der heute wie in den Tagen des Cortez 
oder der Aztekenherrschaft den Mittelpunkt der Stadt wie des Landes bildet. 

So riesig ist der Platz, daß trotz der zahllosen Bogenlampen ein ungewisses 
Dämmern über ihm lag. Zu unserer Linken tauchte gespenstisch das durchbrochene 
Barock der gewaltigen Kathedrale aus dem Dunkel. Jenseits des Platzes war die 
strenge gerade Front des Nationalpalastes eben noch erkennbar. Eine vielfache Reihe 
von Autos flutete nach einem, mir einstweilen noch unverständlichen System 
ringsum wie quer über den Platz. Ich folgte dem Zug der Wagen, der wie der 
Sog eines Malstromes war. Wir hatten Zeit und konnten uns dem Bann und Zauber 
des Zocalo ruhig hingeben. 

Der große Platz ist das einzige, was von Tenochtitlan, der Hauptstadt des einst 
so gewaltigen Aztekenreiches, noch übrig ist, der Platz allein, der leere Platz. Die 
Spanier haben nach der Eroberung ganze Arbeit getan. Sie ließen keinen Stein 
auf dem andern. Aber genau an der gleichen Stelle, auf welcher der Teocalli 
stand, die große, dem Kriegsgott Huitzilopochtli geweihte Tempelpyramide, er- 
richteten sie ihre Kathedrale; und wie eine der Längsfronten des Zocalo heute der 
Nationalpalast säumt, der Sitz der Regierung und die Residenz des Präsidenten, 
so seinerzeit das Schloß Montezumas, von dem Zeitgenossen des Cortez berichten, daß 
auf seinem flachen Dach 30 Reiter bequem ein Turnier hätten vorführen können. 

Der Zocalo war das Herz des Aztekenreiches. Es ist die Stelle, wo die von Norden 
herziehenden Nomaden den auf einem Kaktus sitzenden Adler erblickten, der in 
seinen Fängen eine Schlange hielt, das geweissagte Zeichen Huitzilopochtlis, daß 
sie hier ihre Stadt bauen und das ihnen versprochene Reich gründen sollten. Der 
Adler mit der Schlange ist heute noch das Wappen Mexikos, wie auch das Wort 
Mexikaner nichts anderes als Azteken bedeutet. Es ist ganz gut, sich heute daran, 
zu erinnern, wo das Land, das einmal ‚Neu-Spanien“ hieß und in dem kein 
Farbiger wagen durfte, auf dem Bürgersteig zu gehen, langsam wieder anfängt, 
ein Reich des Roten Mannes zu werden. 

Die Azteken waren die letzten der aus dem Norden kommenden Völkerschaften, 
aber sie waren die rücksichtslosesten und die kriegerischsten. Sie nahmen ohne viel 
Umstände die toltekische Kultur, die sie vorfanden, in Besitz und gingen daran, 
die umwohnenden Stämme zu unterwerfen. Innerhalb von zwei Jahrhunderten 
hatten sie die Mesa Central in Besitz und ihre Herrschaft bis an den Isthmus von 
Tehuantepec ausgedehnt. 
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Es war jedoch kein einheitliches, zentral regiertes Reich, das sie errichteten, 
sondern ein Föderativstaat. Die unterworfenen Völker standen in einer Art Bundes- 


_ und Vasallenverhältnis. Sie hatten Tribut an die Metropole zu entrichten, und sie 


brachten ihn nicht immer willig dar. Einige der im Machtbereich Montezumas 
liegenden Staaten, wie Tlaxcala, wurden überhaupt nie völlig unterworfen, trotz 
ununterbrochener Kriegszüge. Darin lag die Schwäche des Aztekenreiches und einer 


| der Gründe, warum es dem Ansturm des Häufleins Spanier so rasch erlag. 


Leider wissen wir nicht so sehr viel von der inneren Ordnung und der Zivili- 
sation wie Kultur des Aztekenstaates. Zumarraga, der erste spanische Bischof in 
Mexiko, setzte seine Ehre darein, alles, was er an toltekischen und aztekischen 


‘Schriften auftreiben konnte, auf einen Haufen zu schichten und zur höheren Ehre 


Gottes als Teufelswerk zu verbrennen. Nur 23 aztekische Manuskripte, die soge- 
nannten „Codices“, entgingen der Vernichtung. Auf ihnen beruht unsere Kenntnis 
der vorkolumbianischen Geschichte und Kultur des mexikanischen Hochlandes. 

Der aztekische Staat war eine seltsame Mischung von Demokratie und Tyrannis, 
von kommunistischer Agrarverfassung und Plutokratie, von Schönheitskult und 
Blutdurst, von höchster Verfeinerung und raffinierter Grausamkeit. Seine Grund- 
lage bildete der Clan, der sich demokratisch selbst regierte und ein geschlossenes 
Kontingent für das Heer stellte, das nicht nur unter seinem eigenen Banner, 
sondern sogar unter seinem eigenen nationalen Gotte focht. Der Herrscher des 
Gesamtreiches war nicht etwa ein Kaiser oder König, sondern eine Art lebensläng- 
licher Präsident, der zwar gewählt wurde, aber in der Regel aus den Mitgliedern 
ein und derselben Familie, also eine Regierungsform, die manche Ähnlichkeit mit 
den Diktaturen der späteren mexikanischen Republik besitzt. 

Neben dem Kaiser-Präsidenten stand eine mächtige Priesterkaste. Und auch dafür 
gibt es im kolonialen wie im republikanischen Mexiko eine Analogie in der Stel- 
lung der katholischen Kirche. 

Krieger und Priester übten beide das gleiche blutige Handwerk, ja, das der 
letzteren war eher noch blutiger. Der Krieger trachtete weniger darnach, den Feind 
zu töten, als ihn vielmehr gefangenzunehmen, damit der Priester ihn opfern 
könnte. Menschenopfer und in Verbindung damit Kannibalismus hat es bei vielen, 
im übrigen kulturell wie zivilisatorisch hochstehenden Völkern gegeben. Auf einer 
bestimmten Entwicklungsstufe und in einer gegebenen Landschaft scheint beides 
nicht so abschreckend und grauenvoll empfunden worden zu sein wie von uns 
Heutigen. Auch die neuseeländischen Maoris, die im übrigen ein edles, hoch- 
stehendes Volk waren, schlachteten und verzehrten ihre Feinde. In Mittelamerika 
opferten sämtliche Völker ihrem Gotte gelegentlich Menschen, selbst die so fried- 
fertigen und sanften Mayas. 

Die Art dieser Opfer hatte allerdings etwas Versöhnendes. Die Knaben und 
Mädchen, die dem Gott geopfert werden sollten, betrachteten es als Gnade und 
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Auszeichnung. Sie hatten bis zu ihrem Tode ein bevorzugtes Leben, kein Wunsch 
war ihnen versagt. Sie waren selbst etwas wie ein Gott. Ihrer Opferung lag die 
Idee des sich für die Menschheit opfernden Gottes zugrunde. 

Allein ‘unter der Herrschaft der kriegerischen Azteken nahmen die anfangs spär- 
lichen Opfer immer mehr zu. Priester und Volk steigerten sich in einen immer 
wilderen Blutrausch hinein. Die Veranlassungen, bei denen Menschen hingeschlachtet 
werden mußten, wurden immer nichtiger. Und die Zahl der Opfer stieg von Mal 
zu Mal. Sie wuchs in die Hunderte, in die Tausende, ja, wenn man den Berichten 
trauen darf, in die Zehntausende. Eine Wolke von Blutdunst begann über Tenoch- 
titlan zu schweben. 

Auf dem Platz, über den wir jetzt fahren, fand man im Jahre 1791 den riesigen 
Opferstein des großen Teocalli. Erschrocken begrub man ihn wieder. Eine spätere 
Epoche, weniger abergläubisch, holte ihn wieder aus der Erde; heute steht er im 
Nationalmuseum. Es ist ein mächtiger, reliefumkleideter flacher Zylinder. In der 
Mitte hat er eine Vertiefung, in die der Priester im scharlachroten Mantel das 
Herz legte, das er dem nackten, zuckenden Opfer mit bluttriefenden Händen aus 
dem Leib gerissen, nachdem er ihn mit dem haarscharfen Obsidianmesser geöffnet. 

Um die Zeit, als Cortez landete, troffen die Stufen des großen Teocalli von 
Blut. Das Reich Montezumas war reif für den Fall. 


3. Der weiße wider den roten Gott 


Die Nacht in Vera Cruz war unerträglich heiß. Die Moskitos surrten. Aber es 
war nicht so sehr die feuchte Schwüle, die mich wach hielt, und die summenden 
Stechmücken, als der Gedanke an die Sechshundert, die vor vier Jahrhunderten 
an der gleichen Stelle wochenlang lagerten, ohne Steinmauern, die die sengende 
Sonne abhalten, ohne Netze gegen die Pest der Moskitos, ohne Chinin gegen das 
Fieber. Sechshundert Mann in den Sanddünen in Laubhütten, ohne genügend 
Proviant, ohne Hilfsmittel, aber unter einem Führer, der entschlossen war, ein 
wohlgeordnetes riesiges Reich zu erobern, dessen Bevölkerung nach Millionen 
zählte, dessen Heere nach Hunderttausenden. Man mag es drehen und deuteln wie 
man will, der Zug des Cortez bleibt ein Wunder an Willenskraft und Kühnbheit. | 
Nein, nicht nur das: auch an Klugheit, an diplomatischem Geschick, an Grau- 
samkeit, Niedertracht und Gemeinheit. Aber vielleicht war all das zusammen nötig, 
um das Unmögliche zu vollbringen. 

Von Vera Cruz fährt heute eine Bahnlinie auf das Hochplateau hinauf. Ihre 
Trace folgt ungefähr der Route, die Cortez nahm. Die Bahnlinie gilt als eine 
der schönsten der Welt. Ihr größtes Wunder ist der Pik von Orizaba. Wir sahen 
ihn, wie er im ersten Morgenlicht aufglühte, ein rosig aufflammender Kegel über 
dem satten Tropengrün. Langsam verblaßte das Rot, und das untadelige Weiß 
seiner schneeigen Kuppe trat an dessen Stelle. 
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Als die Sechshundert diesen Weg nahmen, blieb ihnen keine Muße, die Schön- 
heit des Berges und der Landschaft in sich zu trinken. Sie hatten genug zu tun, 
Pferde, Kanonen und Bagage die steilen Bergpfade hinaufzubringen. Außerdem 
mußten sie auf der Hut vor einem Überfall sein. Ein paar aztekische Bogen- 
schützen hätten das ganze Unternehmen zum Scheitern verurteilen können, in 
diesem Gelände, in dem die Spanier weder ihre Kanonen, noch ihre Reiter — ihre 
Hauptstärke — zum Einsatz hätten bringen können. 

Aber Montezuma zögerte. Ihn lähmte die Weissagung Quetzalcoatls, des weißen 
Gottes, daß er wiederkehren und die blutige Priesterherrschaft stürzen werde. 
“Waren die weißhäutigen, bärtigen Männer die Enkel Quetzecoatls, war deren kühner 
Anführer der Gott selbst, die mächtige „gefiederte Schlange‘? Montezuma wußte 
es nicht. Er wagte keinen entscheidenden Schlag. Er zögerte, bis es zu spät war, 
bis das Unheil, das im Gefolge des Weißen Gottes zog, ihn und sein Reich 
begrub. 

So erreichte Cortez die Hochebene, so gewann er die Bundesgenossenschaft der 
Tlaxcalaner, und so zog er in das mit Mexiko verbündete Cholula, an der Spitze 
eines jetzt bereits gefährlich großen Heeres und in bedrohliche Nähe der Hauptstadt. 

Cholula wurde während der spanischen Herrschaft zu der Stadt der unzäh- 
ligen Kuppeln und Türme, der Stadt mit einer Kirche für jeden Tag im Jahr. 
Steht man oben vor der Kirche, die auf dem Gipfel einer uralten Pyramide er- 
richtet wurde, so sieht man weithin nichts als Kuppeln, Glockentürme, Basiliken 
und Kathedralen. Den Hintergrund dieses wahren Jahrmarktes von Gotteshäusern 
bildet der steile, weißgekrönte Kegel des Popocatepetl. Zwischen ihm und dem 
Nachbarvulkan, dem ‚„Iztaccihuatl“, dem „Schlafenden Weibe“, zog Cortez hindurch 
auf der letzten Etappe seines Weges. 

In Cholula hatte Montezuma ihn samt seinen Leuten ermorden wollen. Aber 
Cortez kam ihm zuvor, schlachtete kaltblütig 2000 Indianer ab und festigte durch 
diese Schreckenstat seinen Ruf noch mehr. Dann zog er durch den Paß. Die Azteken 
hatten den Weg durch gefällte Bäume zu sperren gesucht. Es schneite. In der 
Nacht war es bitterkalt. Aber als das Heer Amecameca erreicht, sah es vor sich 
im Tal Tenochtitlan liegen. 

Der Blick vom Fuß des Popcatepetl gehört heute noch zu den schönsten der 
Welt; damals muß er überwältigend gewesen sein. Die Stadt lag in jener Zeit 
noch inmitten eines Sees, der inzwischen trockengelegt wurde. Es gab keine rauchen- 
den Fabriken, keine rußigen Bahnhöfe, keine ärmlichen Proletarierviertel. Tenoch- 
titlan war eine Wunderstadt schimmernder Paläste und strahlender Tempel, voll 
Gärten und singender Vögel, von Kanälen durchzogen, die Gondeln befuhren, bis 
zum Rande beladen mit duftender Blumenlast. 

Alles weitere ist bekannt, zu bekannt, um es ausführlich darzustellen; wie Gortez 
als Gast einzog, um als Gefangener gehalten zu werden, wie er den Spieß um- 
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drehte und sich der Person Montezumas bemächtigte. Der Angriff auf das Quar- 
tier der Spanier, der Tod des aztekischen Kaisers, der nächtliche Rückzug, der 


in die verzweifelte Flucht, in die „Noche Triste“, die ‚Trauernacht“ ausartete. 


Ein Haufen elender Männer, von denen nicht einer unverwundet war, und die 
verloren. gewesen wären, hätten die Tlaxcalaner ihnen nicht die Treue gehalten. 
Aber der unbeugsame Wille eines Mannes, der sich weder von Menschen noch vom 
Schicksal besiegen ließ, brachte ein neues, stärkeres Heer auf die Beine und 
führte es von neuem gegen Tenochtitlan, diesmal nicht in der Maske des Gast- 


freundes, sondern von vornherein als Feind und Gegner. Der Verzweiflungs-. 


kampf der unglücklichen Stadt begann. Nicht nur hatte Cortez diesmal eine 
starke spanische Truppenmacht zur Verfügung, sondern in der Zwischenzeit 
waren all die von den Azteken unterworfenen Völkerschaften in offene Revolte 
ausgebrochen. Nunmehr zogen nicht nur Tlaxcalaner als Bundesgenossen und Hilfs- 
truppen mit den Spaniern. Tenochtitlan wurde regelrecht eingeschlossen und nach 
&btägiger Belagerung erstürmt. 

Furchtbar wütete das Schwert. Tempel und Paläste wurden dem Boden gleich- 
gemacht. Cuautemozin, der letzte Kaiser der Azteken, der mit unnachahmlicher 
Tapferkeit den Widerstand seines Volkes angeführt, fiel als Kriegsgefangener in die 
Hände des Siegers. Der ließ ihn zunächst foltern, um das Geständnis aus ihm 
herauszupressen, wo der Goldschatz Tenochtitlans versteckt sei. Allein Cuautemozin 
ließ sich die Füße am offenen Feuer verkohlen, ohne einen Laut der Klage über 
die Lippen zu bringen, ohne ein Wort zu verraten. Cortez behielt den unglück- 
lichen Fürsten in Gefangenschaft und führte ihn auf seinen Kriegszügen mit sich. 
Später ließ er ihn auf eine besonders qualvolle Art hinrichten, indem er ihn mit 
den Füßen an den Ästen eines Ceibabaumes aufhängen und so elendiglich verenden 
ließ. 

Den Untertanen Cuautemozins ging es nicht besser. Sie wurden samt und 


sonders Sklaven der weißen Herrn. Man stürzte ihre alten Götter, machte die 


Häuser dem Erdboden gleich und zwang sie, einen neuen Gott anzubeten. Quetzal- 
coatl hatte restlos über Huitzilopochtli gesiegt, der weiße Gott über den roten. 


Aber seit einem Menschenalter erhebt der alte Gott der Azteken wieder sein | 
Haupt und der der Christen ist auf der ganzen Linie im Ziurückweichen. Men- 


schenopfer fallen wieder, wenn auch nicht mehr auf blutrauchenden Altären, so 
doch in nicht kleineren Hekatomben im Bürgerkrieg. Mexiko wird wieder rot; 
Quetzalcoatl weicht und Huitzilopochtli besteigt seinen Thron. 

(Fortsetzung im Oktoberheft) 
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KONRAD KUTSCHERA: 


Neue Staatsvölker im Werden | 
Iberoamerikas Freiheitskampf 


1. Rassısche und räumliche Grundlagen — das Schicksal 
der Dollardiplomatie 


Inmitten der großen Umwälzungen und der Panbewegungen unserer Zeit nimmt 
der Paniberismus eine bevorzugte Stellung ein, nicht nur wegen der großen 
Bedeutung der ihn tragenden Völker, Rassen, Wirtschaften und Kulturen, sondern 
‘vor allem wegen seines großen Einflusses auf das weltpolitische und wirtschaft- 
liche Geschehen. Die große Gemeinschaftsidee der iberischen Völker bekam durch 
unsere Zeit einen gewaltigen Auftrieb; sie machte deshalb an den Grenzen des 
Kulturpolitischen nicht halt, sondern bemühte sich bald, neue politische und wirt- 
schaftliche Ausdrucksformen zu finden. Die USA., die bisher einen übermächtigen 
Druck auf die lateinamerikanischen Nachbarvölker ausgeübt haben, sehen sich als 
Folge dieser Entwicklung nun einer geschlossenen Einheit der zentral- und süd- 
amerikanischen Republiken gegenüber. 

Es ist eine unumstößliche Tatsache, daß sich fast alle Völker des lateinameri- 
kanischen Kontinentes in einer inneren und äußeren Umorientierung befinden, die 
zwar von der europäischen Öffentlichkeit wenig genug gewürdigt, aber weltpolitisch 
wie wirtschaftlich und kulturell außerordentlich bedeutungsvoll ist. Der Paniberis- 
mus im engeren Sinne gründet sich auf die Idee gemeinsamer Rasse und Kultur 
der Völker auf der Pyrenäenhalbinsel und auf die Tatsache, daß portugiesische 
und spanische Seefahrer die Wegbereiter ein und derselben Kultur waren, Männer 
wie Cervantes, Ignatius von Loyola, Karl V. usf. sind Männer iberischer Rasse und 
iberischer Kultur. Portugiesen und Spanier waren gleicherweise an der Entdeckung 
Lateinamerikas beteiligt und haben an der Wiege seiner Kultur Pate gestanden. 
Aus dieser paniberischen Bewegung erwuchs damals, als Spanien um die Wende 
vom ıg. bis zum 20. Jahrhundert die Reste seines großen Kolonialbesitzes an die 
nordamerikanische Großmacht verlor, eine neue geistige Haltung, der Criollismus, 
die iberoamerikanische Bewegung. 

Unter der sich steigernden Gefahr, daß die Anliegerstaaten um die Karibische 
See eine Beute des nordamerikanischen Imperialismus werden würden, unter der 
ständigen Bedrohung der Besetzung von Häfen und Flottenstützpunkten selbst in 
Mexiko, unter dem harten Druck der Interventionspolitik Washingtons ergaben 
sich unüberbrückbare Klüfte weltanschaulicher und politischer Natur zwischen dem 
Yankeetum und dem Lateinamerikaner; es erwuchs überall auf dem großen 
Halbkontinent eine Stimmung gegen die „Dollardiplomatie“, die schließlich der 
Parole: Lateinamerika dem Lateinamerikaner! einen guten Klang verschaffte. 
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Streben nach völliger Unabhängigkeit, Gleichberechtigung auf allen Gebieten mit 
dem großen Staat im Norden riß alle Klüfte wieder auf, die bisher nur not- 
dürftig durch wirtschaftliche und finanzielle Rücksichten zugedeckt worden waren. 


Das Zeitalter der Befreiung 


Als in Europa die französische Revolution sich durchgesetzt hatte, schlugen 
ihre Wellen nach Iberoamerika hinüber. Die einzelnen Provinzen des spanischen 
Kolonialreiches erhoben sich gegen ihre Vizekönige und die spanischen Gouver- 
neure; sie schüttelten in langen blutigen, opferreichen Kämpfen das fremde Ko- 
lonialreich ab. So folgte auf die erste weiße Epoche dieses Kontinentes, die innig 
mit den Namen von Männern wie Kolumbus, Balboa, Pizarro, Valdivia u. s. f. 
verknüpft ist, 400 Jahre später eine zweite mit Helden rein südamerikanischer 
Prägung, verkörpert durch Männer wie Simon Bolivar, General Sucre, San Martin 
und all die vielen anderen, die ihren Völkern die Freiheit und die Unabhängig- 
keit erkämpften. 

Wesentlich für uns Deutsche — und hierauf gründet sich auch die traditionelle 
Freundschaft, die uns mit Iberoamerika eint — ist die Tatsache, daß der große 
Anreger in dieser zweiten lateinamerikanischen Entwicklungsepoche ein Deutscher 
war: Alexander von Humboldt. In den 5 Jahren, die den Kämpfen um die Un- 
abhängigkeit vorausgingen, hat er das Gebiet der heutigen Republiken von Vene- 
zuela, Kolumbien, Ekuador, Peru und Panama bereist. Er wurde zu dem großen 
Anreger iberoamerikanischer Geschichte vor allem deshalb, weil er der Welt 
durch seine exakten und heute noch gültigen Forschungen eine umfassende Kennt- 
nis jener Länder vermittelte, sie überhaupt erst in den Blickpunkt der europäischen 
Öffentlichkeit rückte. Schließlich war er auch ein intimer Freund des Befreier- 
generals Simon Bolivar, den er in Paris auf die riesigen Zukunftsmöglichkeiten 
Lateinamerikas aufmerksam machte. 

Jetzt ist Iberoamerika nun in den dritten Abschnitt seiner Entwicklung ein- 
getreten. Das große europäische Geschehen hat auch jenseits des Atlantik Wellen 
geworfen, und die Völker haben gelernt, wie sich durch revolutionäre Bewegungen 
von innerer Dynamik und hinreißender Kraft ein Volk konsolidiert. Dem Latein- 
amerikaner kommt es jetzt erst voll zum Bewußtsein, daß in dem Zeitraum, der 
seit der Bildung selbständiger lateinamerikanischer Staaten verflossen ist, in diesen 
staatlichen Räumen aus dem Ineinanderwachsen der Urbevölkerung mit den spani- 
schen Kolonisatoren und den im 19. Jahrhundert zugewanderten Europäern eigen- 
wüchsige Völker entstanden sind. Und diese Erkenntnis führt über das nationale 
Bewußtsein, das den Lateinamerikaner seit jeher stark auszeichnete, zu einer neuen 
Art volklichen Bewußtseins, das gebieterisch die Forderung erhebt, sich freizu- 
machen von jeder Bevormundung, sei es politischer oder wirtschaftlicher Natur. 

Neue Zielsetzungen der lateinamerikanischen Politik sind entstanden — in der 
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Dichtung und im Schrifttum waren diese Tendenzen bedeutend früher zu be- 
obachten, und sie haben naturgemäß erst den geistigen Boden für die neue poli- 
tische Willensäußerung vorbereitet. Die revolutionären Ereignisse von 1930 in 
Brasilien, die Schaffung eigener Nationalindustrien, die Religionskämpfe in Mexiko, 
die Vertreibung des Diktators Leguia in Peru, der Sturz des kubanischen Gewalt- 
herrschers Machado, die Regierungsumstürze in Brasilien und Uruguay, die 
„kalte“ Revolution in Kolumbien, sie alle lassen sich als Glieder in die Kette der 
großen Umschichtung der iberischen Länder einreihen, sie sind die notwendigen 
Etappen in dem großen Gärungsprozeß, der die Bildung und Heranreifung 
neuer Staatsvölker zum Ziele hat. 


Die äußeren Einflüsse 


Als im Kriege alle wirtschaftlichen und kulturellen Bindungen plötzlich rissen, 
besann sich der Lateinamerikaner auf die eigene Kraft und versuchte die ent- 
standenen Lücken aus Eigenem aufzufüllen. Aus diesen Verhältnissen erwuchsen die 
Anfänge der autarkischen Strömung. Als dann die große Weltwirtschaftskrise diese 
Länder mit verheerender Wucht traf und sich besonders durch die überall ge- 
pflegten Monokulturen nicht überwinden ließ, als die Agrarkrise alle Bevölkerungs- 
schichten in Unruhe und Mißstimmung versetzte, kreuzten sich agrarsoziali- 
stische Ideen mit faschistischem Gedankengut; die Demokratie, die allerdings hier 
ein ganz anderes Gesicht trug als in Europa, bröckelte mehr und mehr ab, während 
ein Faschismus, allerdings besonderer südamerikanischer Prägung, von Monat zu 
Monat an Boden gewann. Wenn argentinische Bauern mit einem Marsch auf die 
Bundeshauptstadt drohten, wenn in anderen Staaten eine starke Abwehr gegen die 
Vielheit der Parteien entstand, wenn in Peru und sonstwo korporative Gedanken- 
gänge verwirklicht wurden, so ist das nur eine Seite des Problems, das andererseits 
seinen Ausdruck in einem gewissen sozialpolitischem Radikalismus in den anderen 
Staaten gefunden hat. Auf wirtschaftlichem Gebiete machte sich daneben noch die 
interessante Zielsetzung geltend, die besonders empfindlichen Monokulturen durch 
eine weniger krisenempfindliche Polykultur zu ersetzen und vor allem die Tendenz: 
mit beachtlicher Zielstrebigkeit Nationalindustrien aufzuziehen. Die Industriali- 
sierung der Länder hat in den letzten Jahren riesengroße Fortschritte gemacht, 
denn der Lateinamerikaner hat die wirtschaftliche Initiative, die von außen, von 
Europa, von den Vereinigten Staaten und zu guter Letzt auch von Japan heran- 
getragen war, erlernt. Bisher war es für den Lateinamerikaner selbstverständ- 
lich gewesen, daß die Landesprodukte ausgeführt und alle Fertigwaren und Luxus- 
fabrikate aus dem Auslande eingeführt wurden. Der Wohlstand wuchs unter diesem 
System bei der kleinen regierenden Herrenschicht, während die indianische und 
die Urbevölkerung auf ihrer primitiven Kulturstufe und dem niedrigen sozialen 
Niveau stehenblieb. Durch das Erstarken des Nationalgefühls wurden nun auch 
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die wirtschaftlichen Fähigkeiten entwickelt, genährt durch die drückende Last 
der Auslandsverschuldung. Durch die angelsächsische und neuerdings auch japa- 
nische Wirtschaftsexpansion rückte ganz allmählich der neue Typ des politischen 
Lateinamerikaners in den Vordergrund des völkischen Lebens. Er ist ja von Natur 
freiheitsliebend und individualistisch veranlagt, er lernte von Mussolini, der ein 
neues Italien schuf, er lernte von Hitler, der ein geeintes Deutschland schuf, er 
erkannte, daß die alte Regierungsweise des „laissez faire, laissez aller“ alles an den 
Rand des Abgrundes und die Völker in die Abhängigkeit fremder Mächte gebracht 
hatte. Gerade Argentinien war es, wo im gleichen Jahre, wo Adolf Hitler in 
Deutschland zur Macht gelangte, große Massen des Volkes dem nicht die Freiheit 
hochhaltenden, sondern die Ordnung schirmenden General Uriburu zujubelten. 
Von da an ging es mit der faschistisch-sozialen Bewegung in Argentinien schnell 
voran, Hand in Hand mit der judengegnerisch auftretenden antikommunistischen 
Organisation. 


Der Yankeedollar und Iberoamerikal) 


Zehn Jahre nach Beendigung des großen Krieges ließen von den 20 Republiken 
Lateinamerikas zehn ihre Finanzpolitik noch durch amtlicherseits ernannte Rat- 
geber aus den Vereinigten Staaten leiten. Auch die übrigen zehn südamerikanischen 
Länder waren durch Anleihen und Konzessionen auf das innigste mit der Union 
und deın Wallstreetkapital verknüpft. 

In Mexiko z. B. verfügten die Nordamerikaner über den dritten Teil des auf 
2,5 Milliarden Dollar geschätzten nationalen Wohlstandes. Ihnen gehörten 73% 
der Ölfelder, und das von ihnen erworbene Grundeigentum entsprach an Größe 


und Umfang der Fläche Frankreichs, der Schweiz, Spaniens und Portugals. Nur 


in Brasilien und Argentinien saß überwiegend englisches Kapital, während Chile, | 


Uruguay und Venezuela sich verhältnismäßig rein erhalten konnten. Es ist viel- 


leicht nicht uninteressant, die Verteilung des nordamerikanischen Kapitals in 


den lateinamerikanischen Ländern im einzelnen aufzuzeigen. Es waren von den 
Wallstreetbankiers investiert: in 


Costa Rica... 2.00 242/5 Mill’. Dollar, Guatemala 15 Mill. Dollar 
Honduras aa 30 ” a2 Nikaragua mare nel: en AN 
Panamas...„» Meran 28 RN N Salyadora rladeemersersere 15,25 SR 
Argentinien ........... 700 R sn Bolivien sa. garen 20 5 
Brasiliens Su a 375 Is “ CHilevn ea ae A en en 
Kolumbien. euer Br 50 ;, an Ekuadorsnli sn ee a a IN 
BATAgUBY:.. one ee ee nee 10 > R PEerun.s Zu Son RR, 4002 2% “ 
Üruguayeresescceee 75 R R Venezuela nen a a 
KUbam ae eeleene 1350 5, h$ Fat] ES 25 


” ” 


Von den amerikanischen Investitionen entfallen nicht weniger als 45% auf 
die ABC-Staaten. Das amerikanische Kapital arbeitet in Eisenbahnen, Kupfer, 


1) Vgl. Nearing-Freeman,' Dollar-Diplomatie. Eine Studie über amerikanischen Imperia- 
lismus. Vorwort von K. Haushofer. 8%, 4768. mit 11 Skizzen. Berlin-Grunewald 1927. 
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Gold, Silber, Eisen, Mangan und Zinnbergwerken, in Industrieanlagen, Elektrizi- 
täts-, Wasser- und Telephongesellschaften und vor allem in der Plantagenwirtschaft 
und im Erdöl. Von der großen Fülle der Konzerne sei hier nur auf den mäch- 
tigen Trust der United Fruit Com. verwiesen, die nicht nur ausgedehnte Plan- 
tagen, sondern auch Eisenbahn- und Schiffahrtslinien unterhält. 

Der Yankeedollar regierte Lateinamerika, und es war nur noch eine Frage der 
Zeit, wie lange sich die wenigen ihre politische Handlungsfreiheit bewahrenden 
Staaten auch in den Netzen des nordamerikanischen Großkapitals verstrickt hätten. 
Seit dem Durchbruch der Weltwirtschaftskrise in Nordamerika hat sich aber dieses 
„panamerikanische Bild“, das wir hier in Europa zu sehen gewohnt waren, grund- 
_ legend verändert. Nicht etwa, daß europäische wirtschaftliche oder politische Ein- 
flüsse ihren Druck verstärkt oder wesentlich an Umfang zugenommen hätten, es 
waren für die Umstellung wesentlich andere Gründe maßgebend. 

Der Weltkrieg und die Verirrung der Union, sich daran mit ihrer latein- 
amerikanischen Gefolgschaft zu beteiligen, waren die Erwecker der seit 
Jahrhunderten schlummernden Volkskräfte inder Neuen Welt. 

Die Ausbreitung der weißen Rasse und ihrer Herrschaft in den Prärien Nord- 
amerikas, in den Pampas und an den Küstenstrichen Südamerikas machte solange 
gute Fortschritte, wie die Einwanderung, von klugen Staatsmännern geleitet, den 
Atlantik im Rücken, sich dem Stillen Ozean zuwandte, und solange sich die Ver- 
einigten Staaten im Geiste George Washingtons von den Händeln dieser Alten Welt 
fernhielten. Aber die Nachfolger des großen amerikanischen Staatsmannes schlu- 
gen seine Warnungen in den Wind, sich ‚vor verwickelnden Bündnissen“ zu hüten, 
und heute sieht sich nun die Union durch eine iberoamerikanische Bewegung von 
unerhörter Dynamik aus ihrer panamerikanischen Führung verdrängt. 

Die Illusionen des weißen Mannes von einer unumschränkten Herrschaft über 
alle Länder der Neuen Welt sind in der Atmosphäre der Nachkriegszeit wie Seifen- 
blasen zerplatzt. Nationale Revolutionen, von einer ursprünglichen Stärke ge- 
tragen, haben das Bild von einem vereinten „Großamerika“ bis zur Unkenntlich- 
keit verstümmelt. Vor kurzem schrieb ein sehr guter Beobachter dieser ganzen 
Entwicklungstendenzen: „A4oMillionen reinblütiger Indianer und ebensoviel ihnen 
angeschlossene Mischlinge erobern sich schrittweise zwischen dem Rio Grande del 
Norte und dem Kap Horn ihre Heimat zurück und stellen, wo sie zur politischen 
Macht gekommen sind, aus sich heraus Staatsmänner und Wirtschaftsorgani- 
satoren auf, die allen unbeeinflußten Beobachtern die größte Hochachtung ab- 
nötigen müssen. Bezeichnend für den neuen indianischen Geist sind nicht nur die 
Erfolge der nationalrevolutionären Partei in Mexiko, sondern ist auch das lawinen- 
artige Anschwellen der 1924 von Paul Haya de la Torre gegründeten Apristenpartei 
in Peru, die bemerkenswerterweise nicht von der Hauptstadt Lima ihren Anfang 
nahm, sondern von Cusco, der alten Kaiserstadt der Inka.“ 
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Das Indianerproblem 

Wichtig und bedeutsam in dem Geburtsprozeß der neuen Staatsvölker ist die 
Tatsache, daß sich, bis dahin in Lateinamerika vollkommen unbekannt, ein neuer 
Mittelstand herausbildet, der sich langsam durchsetzt und in alle Stellen der 
Regierung, Verwaltung und Wirtschaft einzudringen beginnt. In allen latein- 
amerikanischen Ländern findet man heute in den staatlichen Stellen junge, gründ- 
lich geschulte und an schlichte Lebensführung gewöhnte Männer, deren Familien 
in der Entwicklungsgeschichte ihrer Länder noch nicht verzeichnet sind, und die 
als indianischer Typus, als neue lateinamerikanische Führergeneration die Zügel 
in die Hand zu nehmen beginnen. 


El Salvador Honduras Costa Rica Bolivia 


Neger 1% 


Weiße 5%, Og Neger 5%, 100 
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Abb. 1 
Es leben heute noch in Iberoamerika Millionen von Indianern — wieviel es 


in Wirklichkeit sind, läßt sich nicht mit Sicherheit feststellen — als Nachkommen 
jener Ureinwohner, die bis zum Eindringen der Konquistadoren ein reiches wirt- 
schaftliches und kulturelles Leben geführt haben, dessen Größe und Harmonie 
wir ja noch heute bewundern. 

Diese Indianer sind heute nun zu einem großen Problem geworden, denn sie 
stoßen auf die Einrichtungen der Weißen, die die Roten zu einer Tätigkeit in der 
modernen Industriewirtschaft und vor allem im Bergbau herangezogen haben, was 
für die Indianer eine revolutionierende Umstellung ihrer bisherigen Produktions- 
methoden bedeutete. Die Arbeitsbedingungen unterlagen einer dynamischen Ent- 
wicklung, die sozialen Verhältnisse aber. blieben statisch. Hinzukommt noch, daß 
sich auch im Laufe der Zeiten eine durchaus bodenständige, aber parisitäre Schicht 
einschob, die als Mischlinge zwischen den Rassen und in ihrer wirtschaftlichen 
Funktion zwischen den Eingeborenen und dem fremden Kapitalismus stehen. 
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Gerade diese Mischlinge aber sind die Triebkräfte der revolutionierenden Be- 
wegung; es ist wohl nur eine Frage der Zeit, wann eine Indianerrebellion los- 
brechen und über alle Fronten und politischen Grenzen hinweg sich durchsetzen 
wird. In Argentinien, Paraguay und besonders in Peru ist die soziale Position des 
Indianers besonders unglücklich, während sich in Mexiko die Verhältnisse unter 
dem Einflusse der siegreichen nationalrevolutionären Bewegung schon entschieden 
zum Besseren wandelten. 

Kommt eine solche Revolution, so wird sie naturgemäß stark antiimperialistische 
Züge tragen. Hierfür bietet Mexiko das beste Beispiel, wo ja die Entwicklung 
schon ziemlich vorgeschritten ist. Seit die spanische Oberschicht vertrieben, drängt 
eine ständig im Wachsen begriffene, leicht erreg- 
bare Schicht der Mestizen zur Macht. Sie sieht 
traditionsgemäß im katholischen Klerus einen 
Gegner, sie fühlt sich in ihrer eroberten Stellung 
nicht sicher, solange die Kirche ihren Einfluß auf 
die Massen behalten darf, denn diese Massen sind 
noch im gleichen Maße wie früher gläubig und 


Mexico 


a Varia 1°%, 
Weiße 10°, 


z R R x Mestizen 60°, 
pilgern noch mit der gleichen Inbrunst wie vor 


Jahrhunderten zu dem Bilde der Madonna oder 
zu ihrer „Virgen de Guadeloupe“. Antiklerikal ist 
die führende Intelligenz unter den Mestizen und 
das unter asiatisch-syndikalistischen Einflüssen 
stehende Industrieproletariat. Indianer 29%, 

Auch hier an dem mexikanischen Beispiel er- 
läutert sich am besten der große Strukturwandel, 
der sıch innerhalb der lateinamerikanischen Be- 


völkerung vollzieht; zur besseren Veranschau- 

lichung mögen die beifolgenden Diagramme dienen, die auf den Forschungen von 
Herrn Prof. Dr. Quelle vom Ibero-Amerika-Institut Berlin aufbauen, und die ich 
seiner liebenswürdigen Unterstützung verdanke. Die Verschiebung der Struktur der 
mexikanischen Bevölkerung in den letzten hundert Jahren zeigt folgendes Bild. 
Nach den von Alexander v. Humboldt veröffentlichten Bevölkerungsstatistiken 
(Über den politischen Zustand des Königreiches Neuspanien) setzen sich die Rassen 
wie folgt zusammen: 


1803 1921 (Amtlicher Statistik) 
WEB ann ra 1.095 000 1 404 718 
Mestizen.............. 1 231 000 8504 561 
Indianer.............. 2500 000 44179 000 
Neger on zoo. 6.100 Sonstige 246000 


Die Zahl der Neger in Südamerika ist nie sehr groß gewesen und spielt inner- 
halb der Bevölkerungsstruktur keine Rolle. Die Neger, die man als Arbeiter und 
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Sklaven importierte, sind in dem Küstentieflande geblieben, wo sie ıhnen eo 
zusagende klimatische Verhältnisse gefunden haben, deshalb ist auch eine Wan- 
derungsbewegung ins Innere der Länder kaum vorhanden gewesen. Während der 
hoojährigen Herrschaft der Spanier sind nur etwa eine halbe Million Menschen 
spanischer Rasse ins Land gekommen, andere europäische Rasseelemente fehlen 
dabei gänzlich. Diese Spanier heirateten Indianerfrauen und vermischten sich so 
nach und nach mit der Urbevölkerung, worauf der große Zuwachs der Mestizen 
zurückzuführen ist. Darauf gründet sich auch der Rückgang der Indianer, der im 
letzten Jahrhundert eingetreten ist und immer weiter vor sich geht. Auch die 
anderen Diagramme weisen diese Entwicklung auf, hier fehlen allerdings die 
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Abb. 3 (Aus: Nearing-Freeman, Dollar-Diplomatie) 


Vergleichsmöglichkeiten gegen früher. Auch diese Länder zeigen einen starken 
Einschlag der Mestizenbevölkerung und einen erheblichen Rückgang der Weißen 
und Indianer. Auffallenderweise fehlt fast überall das Negerelement. Dies liegt 
an den weiter oben angeführten klimatischen Verhältnissen. Bemerkenswert im 
ganzen Lateinamerika ist noch die große weiße Insel Kosta Rica, wo das Indianer- 
und Mestizenelement fast gar keine Rolle spielt. 


Der Bruch mit dem Machtimperialismus 


Der große Wechsel in der nordamerikanischen Außenpolitik Lateinamerika 
gegenüber hat in der Welt berechtigtes Aufsehen erregt. Statt der erwarteten immer 
enger werdenden Bindung zwischen Nord und Süd auf dem amerikanischen 
Kontinent erlebte die Welt eine von Jahr zu Jahr sich steigernde Spannung, die 
ihren Höhepunkt auf der 6. Panamerikanischen Konferenz zu Habana (1928) 
erreichte und auf der 7. Panamerika-Konferenz zu Montevideo (1933) ihren: 
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großen politischen Ausdruck fand, als Roosevelt durch seinen Staatssekretär Hull 
die Doktrin von der „friedlichen Nachbarschaft“ proklamieren ließ. Ausschlag- 
gebend für das State Departement war nicht etwa, wie vielfach angenommen wurde, 
ein politischer Altruismus oder irgendwelche Besorgnis über eine Verschiebung des 
machtpolitischen Kräfteverhältnisses, sondern das Primäre waren wirtschaftliche 
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Abb. 4: Stand der Expansion der Vereinigten Staaten im amerikanischen Mittelmeer 1927 
(nach Mahan, Drascher, M. Langhans u. a.) 


1. Union. 2. Außenbesitz der Union. 5. Staaten unter politischer und finanzieller Schutzherrschaft der Union. 

Militärisches Interventionsrecht. 6. Länder mit wirtschaftlicher und verkehrspolitischer Vorherrschaft der großen 

Uniontrusts. 7. Länder, in denen die Union sich als panamerikanische Vormacht Rechte zuspricht. 8. Britische 
französische, niederländische Besitzungen. 


(Aus: Bausteine zur Geopolitik, Berlin 1927, kart. 4.—) 


Interessen, bedingt durch den wirtschaftspolitischen Frontwechsel Lateinamerikas 
und die von hier ausgehende neue Handelspolitik auf Gegenseitigkeit. 

Durch die Monroedoktrin hatten die USA., nach der ihr von Theodore Roose- 
velt 1903 gegebenen Auslegung, das Recht, in allen Fällen, wo die Ordnung in 
Südamerika gestört war, sich zur Wiederherstellung normaler Zustände mit ihrer 
bewaffneten Macht einzusetzen. Mit dem Wahlspruch „Schutz gegen Europa“ 
hatten die USA. seit dem spanisch-amerikanischen Kriege ihre Stellung in Latein- 
amerika immer mehr und mehr ausgebaut; hiervon waren besonders Mittelamerika 
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und Westindien betroffen worden. Im Laufe der Jahrzehnte entwickelte sich nun 
die Monroedoktrin immer mehr und mehr von einer Erklärung der Union gegen- 
über Europa zu einer solchen gegenüber Lateinamerika. Als dann die 
Amerikaner den Panamakanal bauten, sah man in diesem Werk nichts weiter 
als eine große vorgeschobene imperialistische Zange, die ganz Mittelamerika ein- 
schließen sollte. Und so war es auch. Es sei hier nicht weiter eingegangen auf die 
verschiedenen Wege der Dollardiplomatie, auf die Anerkennungspolitik, auf die 
sooft angegriffene und auch jetzt wieder akute Frage der Ausfuhr von Waffen 
und Kriegsmaterial im Falle kriegerischer Verwicklungen, es sei hier kurz nur 
noch des 


Interventionsprinzips, 


das ja in den letzten Jahrzehnten in Lateinamerika eine so große Rolle spielte 
und wie ein Damoklesschwert über den lateinischen Republiken hing, Erwähnung 
getan. Unter Intervention versteht das Völkerrecht ‚die von Waffengewalt be- 
gleitete oder von der Drohung mit ihr unterstützte Einmischung in irgendwelche 
Angelegenheiten eines Staates“. Und wohl kein Teil der Welt hat in den letzten 
Jahrzehnten so viele Interventionen über sich ergehen lassen müssen wie Latein- 
amerika und speziell die Anliegerstaaten an der Karibischen See. Mit der Monroe- 
doktrin und mehr oder weniger anerkannten völkerrechtlichen Grundsätzen haben 
die USA. die Eingriffe in den westindischen Republiken und den zentralameri- 
kanischen Staaten begründet. Erst durch die Kodifikation des internationalen 
Rechtes, die nach Ablauf des Weltkrieges verstärkt in Angriff genommen wurde, 
hat diese Entwicklung seitens Amerika ihr Ende gefunden. Vorher waren alle 
Versuche Lateinamerikas, das Problem der Interventionen auf den panameri- 
kanischen Konferenzen zur Diskussion zu stellen, von Washington verhindert 
worden. Erst mit dem Amtsantritt Herbert Hoovers begann ein vorsichtigerer 
Kurs, einmal begründet durch die wirtschaftliche Notwendigkeit, den Iberostaaten | 
entgegenzukommen, dann aber auch durch die Erkenntnis, daß Interventionen 
nach altem Muster den USA. zu viele Kosten an Menschenleben und an Geld 
verursacht hätten, die genau genommen in keinem Verhältnis zu den erzielten 
Gewinnen standen. So trat denn ganz allmählich eine völlige Kursänderung ein, | 
1931/32 durch schrittweise Revidierung des Vertrages Haiti gegenüber, 1932 bei 
den Unruhen in San Salvador und schließlich 1933 bei den schweren kubanischen 
Revolten, wo amerikanische Bürger und amerikanisches Eigentum großen Schaden 
erlitten und wo trotz des starken Drängens der interessierten Wirtschaftskreise die 
amerikanische Bundesregierung jede Intervention ablehnte und sogar die Flotten- 
demonstration zurückpfiff. 


Die kubanische Revolution 


gegen den Diktator Machado war, obwohl sie nur als Randerscheinung in dem 
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großen Gärungsprozeß der lateinamerikanischen Völker zu werten ist, doch in so 
mancher Hinsicht bemerkenswert und charakteristisch. Der damalige Beherrscher 
Kubas, gegen den sich anfänglich die Volksbewegung richtete, war der seit dreißig 
Jahren im Amt befindliche Gerardo Machado. Er wurde einige Jahre vor dem 
Weltkriege, nachdem er 1898 in den Befreiungskämpfen gegen die Spanier schon 
eine Rolle gespielt hatte, führendes Mitglied der Liberalen Partei und infolge 
seiner hervorragenden und aktiven Beteiligung bei dem Sturze des konservativen 
Menocal 1925 Präsident von Kuba. Unter seiner Regierung vollzog sich eine gründ- 
liche Umstellung der inneren politischen Struktur des Landes. Er hat die Oppo- 
sition mundtot gemacht und sie des Landes verwiesen. Mit starker Hand regierte 
er und, wie wohl zugegeben werden muß, einige Jahre mit gutem Erfolge. Be- 
denklich wurde es erst, als auch Kuba von der Weltwirtschaftskrise ergriffen 
wurde und durch seine Zuckermonokultur — 80% des Nationaleinkommens basieren 
auf der Zuckerwirtschaft — Handel und Wirtschaft vollkommen darniederlagen; 
damals ist Machado mit der Verfassung zu frei umgesprungen, um sich seine 
Wiederwahl zu sichern. 

Damit erhielten die unter der Oberfläche schwelenden revolutionären Bewegun- 
gen einen starken Auftrieb; es vollzog sich eine bemerkenswerte Umstellung in 
dem ganzen Lande. Die alten politischen Parteien, die Konservativen unter Meno- 
cal, die Union Nacionalista und die Miguelisten hatten jedes Vertrauen verloren, 
und als wirkliche Träger des Volkswillens, mit ganz neuer nationalpolitischer Ziel- 
setzung trat auf einmal die kubanische Jugend auf den Plan, die sich in den 
straff organisierten ABC-Terrorgruppen zusammengefunden hatte. Sie führten 
einen erbitterten und leidenschaftlichen Kampf gegen den Diktator; die Grund- 
lage ihres Programmes war und ist auch heute noch mehr denn je ein natio- 
nalistisches: „Kuba den Kubanern!“ — oder mit anderen Worten: politisches 
Selbstbestimmungsrecht und völlige Souveränität, Loslösung von dem alles über- 
schattenden Einfluß der USA. und Hinwendung zu der südamerikanischen 
Staatengruppe, zu der Kuba nach Tradition und Kultur gehört. 

Die in dieser kubanischen Freiheitsbewegung nebeneinanderherlaufenden anti- 
kapitalistischen und sozialistischen Tendenzen gingen wohl auf linksradikale Ein- 
flüsse zurück und ergaben sich aus der agrarpolitischen Krise und dem großen 
Einfluß des angelsächsischen Großkapitals, aber sie sind heutigen Tages seit Er- 
reichung des Revolutionszieles in dem nationalen Gedankengut gemündet und 
bilden so eine durchaus gleichwertige Parallelerscheinung zu der nationalrevolu- 
tionären Bewegung in Mexiko. 

Hier auf der „Perle der Antillen‘ stand nicht eine Partei, sondern ein ganzes, 
kleines Inselvolk im Kampf um das Recht, sich eine neue, eigene politische und 
wirtschaftliche Lebensform zu suchen. 

Machado war ganz allmählich im Laufe seiner Regierung in ein den USA. ge- 
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nehmes Fahrwasser gekommen, und er wurde von den Nordamerikanern gestützt, 
weil er die wirtschaftliche Entwicklung der Insel durch sein schroffes Terror- 
regiment in geordneten Bahnen erhalten hatte und es so dem ausländischen Kapital 
ermöglicht hatte, sicher zu arbeiten. Dadurch, daß das kleine kubanische Inselvolk 
sich gegen diesen von den Yankees begünstigten Diktator stemmte, ihn schließlich 
stürzte und durch das besondere Verhältnis dieser mittelamerikanischen Republik 
zu den Vereinigten Staaten, kommt der nationalen Erhebung Kubas eine besondere 
weltpolitische Bedeutung zu. 

Die nationalrevolutionären Kräfte, um die sich die Jugend scharte und denen 
sich auch die Armee anschloß, gaben dem Lande eine neue nationale und soziale 
Verfassung, führten eine Reihe von wichtigen politischen und sich vor allem gegen 
die Ausländer richtenden Reformen durch und errichteten gewissermaßen eine Ära 
des einfachen Soldaten — der heutige starke Mann Kubas ist der jetzige Kriegs- 
minister, ein ehemaliger Sergeant. Hier erkannten die USA. zum ersten Male, daß 
eine überstürzte Intervention ihre Position in ganz Südamerika gefährden würde, 
denn die antiamerikanische Stimmung in Kuba wuchs sich lawinengleich zu einer 
lateinamerikanischen Demonstration gegen jede Einmischung der USA. aus. 

Als dann aus dem kubanischen Revolutionschaos, das anfangs so wilde Form an- 
nahm, weil nach dem Sturze Machados revolutionäre Kräfte explosivartig empor- 
brachen und in Terrorakten austobten, sich allmählich festere politische Formen 
abzuzeichnen begannen, zeigte es sich, daß der ursprünglich auf einen innen- 
politischen Gegner abgestellte Kampf einen völligen Umschwung in der kubani- 
schen Staatsgesinnung hervorgebracht hatte und immer mehr und mehr sich auf 
ein rein außenpolitisches Ziel richtete. 

Durch die elementare Dynamik der Revolution in Kuba nahm auch bald das 
außenpolitische Bild ganz Mittelamerikas andere Züge an, denen der amerikanische 
Staatspräsident insofern Rechnung trug, als er die Ära der „friedlichen Nachbar- 
schaft“ einleitete, wodurch das Selbstbewußtsein des Lateinamerikaners natürlich 
weiteren großen Auftrieb erhielt. 

Ihr großes Ziel erreichte die kubanische Revolution, als Mitte 1934 Washington. 
jenen Staatsvertrag mit der Insel abschloß, der Kuba das Joch nordamerikani- 
schen Protektorates nahm und der kubanischen Republik die volle Souveränität 
zurückgab. Damit verschwand in der amerikanischen Außenpolitik auch jenes 
Instrument imperialistischer Methode, deren wirkungsvollster und aktivster Ver- 
treter Theodore Roosevelt gewesen war, damit verschwand auch jener berühmte 
Vertrag, das ‚Platt Amendement“, das die amerikanische Oberherrschaft über 
Kuba begründet hatte. 

Die Entwicklung ging‘ nun rüstig weiter. Es begann sich bald im mittelamerika- 
nischen Raume jener Plan eines „Karibischen Blockes“ abzuzeichnen, der: 
neben den drei Antillenstaaten: Kuba, San Domingo und Haiti, auch Mexiko, die 
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fünf kleineren mittelamerikanischen Republiken, sowie Kolumbien und Venezuela 
umfassen soll. Im Zuge dieser Entwicklung kam es dann gleich nach Montevideo 
und mit einer offensichtlichen Spitze gegen die Vereinigten Staaten zu der Ersten 
Mittelamerikanischen Konferenz, die bemerkenswerterweise ohne die USA. statt- 
fand; dort wurde ein feierlicher Kriegsächtungspakt gezeichnet, dem schließlich 
auch die Union mit den noch abseitsstehenden Lateinrepubliken sich anschloß. 
Dieser Pakt ist recht bezeichnend für den Nationalismus, von dem der ganze ibero- 
amerikanische Raum jetzt erfüllt ist, und der schließlich auch noch die Aufgabe 
der Negerrepublik Haiti, die Zurückziehung der amerikanischen Besatzungstruppen 
aus Nikaragua, durchsetzte, was einer völligen Liquidierung des nord- 
amerikanischen politischen Einflusses in Lateinamerika gleichzusetzen ist. Als 
einziger wunder Punkt bleibt heute nur noch das Kapitel Panamä zu bereinigen. 
Aber hier liegen die Verhältnisse außerordentlich kompliziert und werden mehr 
denn je beeinflußt von dem großen Sturmzentrum in der Weltpolitik: dem 
Stillen Ozean. - (Schluß im Oktoberheft) 


Hans ROEMER: 
Der karibische Raum in der Weltpolitik 


Wenn wır von den Randländern des Indischen Ozeans absehen, ist in den fast 
fünfeinhalb Jahrhunderten, in denen die Geschicke der Alten und Neuen Welt 
miteinander verknüpft sind, kein Gebiet außerhalb Europas mehr als der west- 
indisch-mittelamerikanische Raum Kampfplatz europäischer Ausdehnungsbestrebun- 
gen gewesen. Von den ersten Entdeckungsjahrzehnten bis zum Ende des 18. Jahr- 
hunderts hat hier Spanien den im Ablauf des historischen Geschehens neuhervor- 
tretenden großen See- und Kolonialmächten die Spitze geboten — England, Frank- 
reich und Holland. Vier Generationen konnte die spanische Krone trotz mancher 
Schlappen, gelegentlicher Durchbrechungen des Sklavenmonopols, Plünderungen 
und Brandschatzungen ihrer Stapelplätze, Beraubungen und Versenkungen ihrer 
Silberflotten, ihre Schlüsselstellung diesseits und jenseits Panamas fast uneinge- 
schränkt behaupten und eine dauernde Festsetzung ihrer Feinde in diesen Breiten 
verhindern. Mit dem Ende der Vormachtstellung Spaniens zur See schwand die 
politische Alleinherrschaft auch hier unabänderlich dahin, unbesehen des mehr 
oder weniger ungünstigen Ausgangs der europäischen Verwicklungen und der zu- 
zeiten starken Rivalitäten seiner Gegner in dieser oder jener kolonialen Sphäre. 
1790 fielen die letzten Reste jener imposanten Demarkationsabkommen, durch die 
einst Spanien seine Herrschaft hatte verewigen wollen. Die im Verfolg der Fran- 
zösischen Revolution auftauchenden Unabhängigkeitsbestrebungen beraubten Spa- 
nien des gesamten mittel- und südamerikanischen Kontinentalbesitzes, so daß es 
im 19. Jahrhundert als einflußreicher Machtfaktor in diesen Zonen ausschied. 
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die Hände des neuen Staates im amerikanischen Norden, der Vereinigten Staaten 
von Amerika, überging, nicht nur territorial gesehen, sondern auch im Hinblick 
auf die betont feindliche Einstellung gegen jede weitere Verbreiterung der eng- 
lischen oder französischen Machtposition auf Kosten Spaniens, wie überhaupt jede 
Stärkung eines europäischen Staates im Bereich des Amerikanischen Mittelmeers. 
Schon im ı8. Jahrhundert, der großen wirtschaftlichen Blütezeit Westindiens, hatte 
eine nicht unbeträchtliche Ablenkung des westindischen Handelsverkehrs, der bis 
dahin ausschließlich nach Europa gerichtet war, nach dem nordamerikanischen 
Festlande stattgefunden. Holz, Getreide und Fette, deren das Europäertum der 
tropischen Zonen bedurfte, waren schon damals im Austausch für die kolonialen 
Produkte von den schnell anwachsenden Siedlungen Neuenglands direkt nach West- 
indien gegangen und hatten die materiellen Bande, die schon früh durch den für 
die Tabakplantagen Virginias notwendigen Negerhandel geknüpft worden waren, 
kräftiger gestaltet. Mit der Errichtung der Unabhängigkeit der Union gewann die 
mittelamerikanisch-westindische Politik, oder wie man drüben gerne sagt, die 
karibische Politik, eine vorherrschende Stellung in den nordamerikanischen Außen- 
beziehungen. Imperialistische und pazifistische Strömungen laufen in allen Epochen 
ihrer Geschichte nebeneinander her. Aber immer ist der Pazifismus von der rastlos 
auf Ausweitung. tendierenden Staatsräson überwunden worden. Von Jefferson bis 
Franklin D. Roosevelt geht der Ausbau der karibischen Machtstellung seine Bahnen. 
Die Suche nach der Grenze, nach Sicherheit und wirtschaftlichem Gewinn sind in 
diesem Ausdehnungsprozeß eng verbunden. Sie steigern sich gegenseitig und sind. 
kaum jemals streng voneinander zu scheiden. | 
Frankreich und England haben auch durch den größten Teil des 19. Jahrhunderts 
ihre alten Ziele auf Schaffung eines großen Kolonialreiches um das Amerikanische 
Mittelmeer nicht aus dem Auge verloren. Auf dem Kongreß. zu Verona (1823) 
übernahm Frankreich die Rolle des Exekutors der Heiligen Allianz, um mit russi- | 
scher Beteiligung seine amerikanischen Pläne wieder aufzunehmen. Mit größerer‘ 
Geschäftigkeit, aber geringerem Schwung und Ernst als sein Oheim, ließ der dritte. 
Napoleon in den sechziger Jahren ähnliche Gedanken wieder aufleben, ohne mehr 
Erfolg zu haben. Die gefährliche europäische Lage, vor allem, veranlaßten den) 
französischen Verzicht auf Mexiko. Zwanzig Jahre später erstarben die letzten: 
französischen Aspirationen dieser Richtung, die Bauprojekte Lesseps für den: 
Wasserweg vom Atlantik zum Pazifik, mit dem Konkurs der französischen Kanal- 
gesellschaft. England hat gleichfalls, nachdem Admiral Nelson zum erstenmal in 
Nikaragua Fuß gefaßt hatte (1779—1781), seine wirtschaftlichen und politischen 
Kräfte mobil gehalten, um die künftige Wasserstraße zwischen den beiden groß 
Amerikas in seinen Besitz zu bringen. Nach dem Kriege von 1813—ı8r/, verschol 
sich das englisch-amerikanische Kampfgebiet deutlich vom nordamerikanischen a 
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den karibischen Raum, und der englisch-amerikanische Streit um den Kanal und 
seine Sicherungsposten wurde zum Hauptinhalt der folgenden Zeit. Die Freund- 
schaft der beiden angelsächsischen Mächte, die das 19. Jahrhundert angeblich be- 
herrscht haben soll, ist in Wahrheit auch in diesem Teil der Neuen Welt zu jener 
Zeit nicht vorhanden gewesen. Neben dem unmittelbaren Kampf um das Kanal- 
gebiet steht der Streit um den Barrierenstaat Texas, den die Engländer als unab- 
hängigen, sklavenfreien Baumwollstaat zu erhalten suchten. Ihr wiederholtes Ein- 
greifen gegen die annexionistische Politik der USA. in Mexiko, die immer wieder- 
kehrenden Versuche, Kuba in ihre Hände zu bekommen oder mindestens diese 
„neben Puerto Rico im spanischen Besitz verbliebene Insel unter eine internationale 
Garantie zu stellen und sie so den Nordamerikanern zu entreißen, widerlegen diese 
seit reichlich einem Menschenalter bewußt betriebene Geschichtsfälschung nur zu 
deutlich. Ihre Aufgabe war es, eine gemeinsame angelsächsische Front in der 
Weltpolitik aufbauen zu helfen. 

Die Amerikaner nehmen den Ruhm für sich in Anspruch, durch die Proklama- 
tion der Monroedoktrin eine zweite koloniale Aufteilung der karibischen wie auch 
der südamerikanischen Länder unter die alten und neuen europäischen Großmächte 
verhindert zu haben. Auch hier ist Wahres mit Falschem durchwoben. Sicher ist 
den Amerika-Plänen europäischer Kabinette schon durch das letzte Jahrhundert 
hindurch die Monroedoktrin manches Mal als unliebsames Hindernis entgegen- 
getreten. Ausschlaggebend ist sie für die Bestimmung des politischen Kurses wäh- 
rend dieses Zeitraums durchaus nicht gewesen, und die verantwortlichen amerika- 
nischen Staatsmänner sind ihrerseits über die Unmöglichkeit der bedingungslosen 
Durchführung dieses Grundsatzes niemals im Zweifel gewesen. Eine einigermaßen 
ins Gewicht fallende Machtfülle, die allein den amerikanischen Forderungen An- 
erkennung verschaffen konnte, war erst ein Ergebnis der nationalen Einigung der 
Union im Sezessionskrieg, der auf ihn folgenden wirtschaftlichen Entfaltung und 
der tatsächlichen Durchdringung der bereits erworbenen Gebiete. Was vordem 
liegt, ist Opportunitätspolitik großen Stils, kluges Abwarten und Vorwärtstasten, 
erfüllt von der Hoffnung, durch geschickte diplomatische Ausnutzung der jeweiligen 
politischen Konstellation Erfolge erzielen zu können. So haben die Engländer in 
Nikaragua und Honduras, die Franzosen in Mexiko und selbst die Spanier in San 
Domingo im klaren Gegensatz zur Monroedoktrin Besitzerweiterungen angestrebt 
und teilweise erhalten, ohne daß die Vereinigten Staaten ihnen gewaltsam entgegen- 
traten. Noch der Clayton-Bulwer-Vertrag von 1850, worin England und die Ver- 
einigten Staaten auf weitere Eroberungen in Zentralamerika oder irgendwelche 
Einflußnahme zum Zwecke der Übervorteilung des Vertragspartners mit Bezug 
auf den Kanal und für den Fall der Erbauung des Kanals auf eine einseitige Kon- 
trolle und eine militärische Befestigung verzichteten, war ein nicht unerheblicher 
Sieg der britischen Interessen um die Vorherrschaft. Wenn selbst ernsthafte größere 
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deutsche Amerika-Darstellungen dieses Abkommen rückblickend als den beginnen- 
den Rückzug der Engländer aus dem amerikanischen Weltteil bezeichnen, so sind 
sie bereits selber ein Opfer des angelsächsischen Geschichtsmythos geworden. Erst 
mit dem Ende der fünfziger Jahre hielten amerikafreundliche Stimmen ihren 
Einzug in die englische Politik (Disraeli), die dann allerdings flutartig anwuchsen 
und den karibischen Gegensätzen ihre ursprüngliche Schärfe nahmen. Die politische 
Umwertung der Antillen- und Zentralamerikaprobleme zu dieser Zeit war nicht 
geboren aus einer englischen Furcht vor der realen oder fiktiven Macht des Tochter- 
staates, sondern resultierte in erster Linie aus der Abneigung des englischen Libera- 
lismus gegen jede politische Herrschaft, aus der Verschiebung des Weltverkehrs 
und der Erschließung neuer Tropengebiete, gegenüber denen die zunehmenden 
wirtschaftlichen Mängel Westindiens und Zentralamerikas stark in den Vorder- 
grund traten. 

Nach der englischen Niederlage im Venezuela-Grenzstreit von 1895, in dem der 
amerikanische Staatssekretär Olney seinen inzwischen zum geflügelten Wort ge- 
wordenen Satz verkündete: „Gegenwärtig ist die Union praktisch souverän über 
diesen Kontinent“, begann die englisch-amerikanische Verständigung allmählich 
zum allgemeineren Glaubenssatz in London und Washington zu werden. Die Ver- 
lagerung der Kräfte im Weltstaatensystem führte zur Aufgabe der ‚„erhabenen 
Vereinsamung‘“ Englands, und im Rahmen einer weiten englischen Allianz- und 
Ententepolitik entstand eine enger werdende Anlehnung an die Union. Sie war auf 
die Dauer nicht ohne Zugeständnisse zu haben, aber man hat in England nicht 
geahnt, daß dieser neue Kurs so bald eine gewaltige Rechnung präsentieren werde. 
Hatte Lord Salisbury 1895 noch die Monroedoktrin prinzipiell bestritten, so zwang 
ein halbes Jahrzehnt später der Burenkrieg England dazu, seine sämtlichen An- 
sprüche am interozeanischen Kanal preiszugeben. Die Amerikaner erhielten im Hay- 
Pauncefote-Vertrag (1901) nicht nur die ausschließlichen Rechte auf Besitz und 
Kontrolle des Kanals. Ihr Verlangen nach einer Befestigung wurde entgegen allen 
Einwänden Englands durchgedrückt und in der Folgezeit freimütig interpretiert. 
1903 proklamierte Lord Devonshire dann mit großen Gesten, was tatsächlich bereits 
feststand: England erkannte die Monroedoktrin an. Das 20. Jahrhundert gehörte 
damit den Vereinigten Staaten. Nichtsdestoweniger ist es übertrieben, wenn man, 
selbst für die Jahre nach der Algeciras-Konferenz, von einer ungetrübten, herz- 
lichen Eintracht der beiden Mächte im Amerikanischen Mittelmeer sprechen will. 
Die draufgängerische Politik Wilsons, auch den wirtschaftlichen Einfluß Englands 
zurückzudrängen, konnte mit einem gewissen Erfolg durchgeführt werden. Sie 
hat viel böses Blut in englischen Wirtschaftskreisen erzeugt. Auf der anderen 
Seite ist die Aufrechterhaltung der englischen Flottenstützpunkte (Bermuda- 
Jamaica), denen heute kaum noch eine wirkliche strategische Bedeutung in einem 
amerikanisch-englischen Streitfall zukommt, immer wieder Anlaß grundloser Be- 
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fürchtungen geworden. Über die zahlreichen Gerüchte, nach denen Deutschland 
ständig versucht haben soll, in Westindien (Jungfern-Inseln, Haiti) Fuß zu fassen, 
können wir hinweggehen. Deutschland hat hier niemals andere als wirtschaftliche 
Interessen verfolgt und alle darüber hinausgehenden Pläne bestimmter Marine- 
kreise immer zurückgewiesen. 

Aus der Fülle der Streitfragen, die die karibische Politik der Union betreffen, 
bedürfen einige der Klarstellung: 

ı. Seit Ende des Spanisch-Amerikanischen Krieges, der, wie wir gesehen haben, 
nicht Anfangs-, sondern höchstens Wendepunkt der nordamerikanischen Politik 
ist, hat keiner der maßgeblichen amerikanischen Staatsführer sich für den ge- 
legentlich in der Öffentlichkeit auftauchenden Gedanken einer formellen Einver- 
leibung der gesamten westindisch-mittelamerikanischen Ländergruppe eingesetzt. 
Die Annexion Puerto Ricos (1898) und der Kauf der früher dänischen Jungfern- 
|; inseln (1917) blieben Episoden. Selbst die Lösung dieser beiden Fragen hat man von 
' amerikanischer Seite mehr als oft bedauert. Wenn. man eine formelle Besitz- 
ergreifung dieses ganzen Ländergürtels in Europa erwartet hat, vor allem in der 
Zeit der amerikanischen Nachkriegsprosperität, so lag hier eine tiefgehende Ver- 
' kennung der Belastungsfähigkeit des amerikanischen Staatswesens vor. Die außen- 
politischen Gesichtspunkte spielten dabei eine nur untergeordnete Rolle. Keine 
europäische Macht — und um eine solche konnte es sich bislang immer nur 
_ handeln — würde sich wohl im Ernstfalle derartigen nordamerikanischen Wün- 
schen entgegengestellt haben. Entscheidender war die vor allem aus handelspoliti- 
schen Gründen notwendige Rücksichtnahme auf die öffentliche Meinung Latein- 
amerikas. Bestimmend aber wirkten letzten Endes innerpolitische Faktoren. Die 
_ Union, die sich auch heute noch mit dem eigenen Neger- und Mulattenproblem 
ziemlich unbeholfen herumschlägt, scheute eine weitere Stärkung des farbigen Ele- 
ments innerhalb ihres Staatsverbandes. Es wird zu oft übersehen, daß rund 90% 
der reichlich 35 Millionen starken Bevölkerung in den karibischen Gebieten 
schwarzer und indianischer Rasse mit allen möglichen Mischungen sind. Mexiko 
zum Beispiel, dessen Eigenstaatlichkeit zur Herstellung der nationalen Landbrücke 
bis zum Panamakanal zuerst hätte zerstört werden müssen, zählt von seinen ı5 Mill. 
Einwohnern nur annähernd ı!5 Mill. Weiße, reichlich 4 Mill. zum Teil noch 
völlig unzivilisierte Indianer und 8!/, Mill. Mestizen. Die Zahl der in der karıbi- 
bischen Region lebenden amerikanischen Staatsangehörigen belief sich 1929 (mit 
Ausschluß der sich auf etwa 10000 belaufenden Truppen in Panama, Haiti und 
Nikaragua) auf ungefähr 27000, wovon Kuba und San Domingo allein je gut 
9000 zählten. 

9. Es ist in Wort und Schrift viel erörtert worden, ob es einen amerikanischen 
„Imperialismus“ gibt oder nicht. Man mag hier und dort in den Ursachen, Me- 
thoden und Ergebnissen der amerikanischen Ausdehnungspolitik gewisse Unter- 
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schiede zu dem Imperialismus der europäischen Mächte aufzählen können. Im 
ganzen gesehen, dürften mehr bindende als trennende Momente vorhanden sein. 
Für die praktische Politik sind die oft mit einer erstaunlichen Beharrlichkeit 
und Tatsachenverdrehung überladenen amerikanischen Angriffe auf den europäi- 
schen Imperialismus jedenfalls völlig belanglos. Ob man die außerhalb der nord- 
amerikanischen Staatsgrenzen liegenden Gebiete Dependencies, Protectorates, sou- 
veräne Staaten oder Kolonien nennt, hat wenig zu bedeuten. Ausschlaggebend ist 
vielmehr, daß sie, wie die europäischen Besitzungen ihrem Mutterland, dem Willen 
und auch der Willkür der Washingtoner Regierung oder der New-Yorker Hoch- 
finanz unterworfen sind. 

3. Humanitäre, wirtschaftliche und strategische Überlegungen liegen der kari- 
bischen Politik Nordamerikas zugrunde. Es mögen Meinungsverschiedenheiten hin- 
sichtlich der Wahrhaftigkeit ethischer Triebkräfte in der Politik im allgemeinen 
und der der Vereinigten Staaten im besonderen bestehen. Wer die amerikanische 
politische Ideologie in ihrer geschichtsbildenden Kraft bei der amerikanischen Ex- 
pansion genauer kennt, wird ihr einen nicht unerheblichen Anteil zubilligen. Daran 
ändern auch die immer zahlreicher werdenden marktschreierischen amerikanischen. 
Feststellungen gegenteiligen Inhalts nichts, wie etwa, daß die Monroedoktrin aus- 
schließlich das Wohl der Vereinigten Staaten ins Auge gefaßt habe. Aber kein 
Zweifel ist je darüber vorhanden gewesen, daß sie nicht die eigentlich auschlag- 
gebenden Kräfte gewesen sind. Sie sind vielmehr in wirtschaftlichen und strategi- 
schen Notwendigkeiten zu suchen. Für die Befriedigung der Bedürfnisse einer 
ständig wachsenden Bevölkerung mit hohem Lebensstandard war und ist die Union 
auf die Zufuhr tropischer Produkte angewiesen. Es war nur zu natürlich, daß die 
amerikanische Wirtschaft dabei über die Staatsgrenzen hinaustrat und sich ein 
neues Tätigkeitsfeld eroberte. Amerikanischer Finanzimperialismus und seine uner- 
quickliche Begleiterscheinung, die Dollardiplomatie, sind so allbekannte Worte ge- 
worden. Sie bestehen zu Recht, und keiner wird sie hinwegdeuten können. Wer 
indessen gerade die europäischen und gewisse brasilianische Studien über die latein- 
amerikanische Politik überprüft, dem will es erscheinen, daß den wirtschaftlichen 
Momenten eine zu überragende Bedeutung zugeschrieben wird. Es sind vage Kon- 
struktionen, wenn man etwa behauptet, daß das Vordringen der USA. ausschließ- 
lich ‚„‚Business“ und nicht „Politik“ gewesen ist. Im Rahmen der karibischen Politik 
der Vereinigten Staaten steht schon lange, bevor überhaupt ein arbeitsfähiges und 
nach Betätigung suchendes amerikanisches Finanzkapital vorhanden ist, der Gedanke 
der strategischen Sicherung der Südflanke der Union. Er ist auch in der neuesten 
Geschichte immer wieder erkennbar. Wie die englische Suezkanalpolitik mit rich- 
tunggebend für die englische Politik im Mittelmeer, dem östlichen vorderen Orient 
und dem Westen Afrikas gewesen ist, so hat auch die Panamakanalpolitik in vielen 
Fällen erst die Wirtschaft nach sich gezogen. 
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A. Die amerikanischen Wirtschaftskreise sind mit dem State Department eng 
verbunden. Es ist selbstverständlich, daß eine gute Diplomatie auch den Ausbau 
der nationalen Wirtschaftsinteressen zu fördern hat, und Wirtschaft und Diplomatie 
arbeiten wohl, vielleicht mit Ausnahme von Frankreich, in keinem Lande der Welt 
so eng zusammen wie in den Vereinigten Staaten. Aber noch sollen die Beweise 
erbracht werden, daß das State Department nichts anderes gewesen ist als ein allzeit 
williger Vorspann bestimmter amerikanischer Wirtschaftsinteressen. Selbst Theo- 
dore Roosevelt kann in dem berüchtigten Panamafall vom Jahre 1903 ein solcher 
Vorwurf nicht gemacht werden. Auch die Wirtschaftspolitik Tafts und Knox’ hat 
- überall ihre tieferen politischen Berechtigungen und hat niemals Formen ange- 
nommen, wo sie den gesamtnationalen Interessen Schaden oder Abbruch tat. Wer 
wollte etwa, um ein weiteres Beispiel hinzuzufügen, behaupten, daß Bryan in 
seinem komisch-grandiosen Haß gegen alle amerikanischen Finanzleute den Bryan- 
Chamorro-Vertrag von Nikaragua (1916) erzwungen oder Wilson aus Verehrung 
für die First National City Bank of New York 1915 die Besetzung Haitis voll- 
zogen habe? 

Während der ersten drei Jahrzehnte unseres Jahrhunderts haben die Nord- 
amerikaner ihre Stellung ständig vorgetrieben. Ruhe und Ordnung für eine un- 
gehinderte Wirtschaftsentfaltung und Sicherung des interozeanischen Kanals sind 
weiterhin die tragenden Momente gewesen. 

Neben den Annexionen (Porto Rico, Jungferninseln) steht ein ganzes System 
vertraglicher Rechte: Pachtungen ganzer Zonen und einzelner Plätze (Panamakanal- 
zone, Nikaragua-Kanal-Wegerecht, Große und Kleine Mais-Inseln, Flottenstütz- 
punkte von Bahia Honda, Guantänamo, Fonseca), Sicherungen gegen Gebiets- 
erwerbungen anderer Mächte (Verträge mit Kuba, Haiti, San Domingo — in den 
beiden letzteren Fällen handelt es sich vor allem um die sehr fragwürdigen Flotten- 
stützpunkte Kap Haiti und Sämana-Bay), Interventionsrechte zur Aufrechterhaltung 
der staatlichen Unabhängigkeit (Kuba, Haiti), Interventionsrechte zur Aufrecht- 
erhaltung der inneren Ordnung (Kuba, Haiti, Panama, San Domingo); dazu kom- 
men verschiedenste Formen von Finanzhoheiten: Verbot des Eingehens neuer 
öffentlicher Schulden ohne die Einwilligung der Union (Kuba, Haiti, San Do- 
mingo), Verbot der Herabsetzung der Zoll- und Steuereinnahmen ohne nord- 
amerikanische Billigung (Haiti, San Domingo), Kontrolle der gesamten Finanzen 
(Haiti, Panama), Zolleinnahmekontrolle (Haiti, San Domingo, durch private Ban- 
kenverträge in San Salvador und Honduras); militärische Rechte existieren in der 
Form der Umwandlung der ständigen Heere zu kleinen Polizeitruppen (Haiti, 
Nikaragua, San Domingo), die von nordamerikanischen Offizieren geleitet werden. 
"Wo man sich nordamerikanischerseits nicht auf die „Heiligkeit von Verträgen“ be- 
rufen konnte, wirkten die Monroedoktrin und der „Grundsatz des Schutzes natio- 
naler Bürger im Ausland“ als weitere latente Sicherheitsfaktoren. Daneben standen 
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die Investierungen amerikanischen Kapitals und der, durch eine von den Ameri- 
kanern künstlich gezüchtete Monokultur, in rasendem Tempo angestiegene Außen- 
handel der Länder südlich des Rio Grande, der diese Länder auf Gedeih und Ver- 
derb in der Abhängigkeit der USA. hielt. 


Nordamerikanische Investierungen im Karibischen Raum 
(Stand vom 1. Januar 1932) 


Direkte Portfolio Gesamt- 
Investierungen Investierungen en 
$ $ 


BOStayRICa ee 22166 000 9 400 000 31 566 000 
Kuba een etants 1 026 314 500 206 320 500 1 232 635 000 
Dominikanische Republik 69 322 000 19 684 000 89 006 000 
Guatemalamen rer ee 69 979 000 4 775 000 7& 754 000 
Hart ers 144191 000 16 015 000 30 206 000 
Honduras. eeyuartaks 71 485 000 1 250 000 72 735 000 
Moxıkoms er yerstetele are euer et: 725 063 900 162 296 300 887 360 200 
NIkavaguals ger e eae 13 002 000 2 646 700 15 648 700 
Panama. Alice euere one 28 584 000 19 866 000 48 450 000 
BAIVAGOL ee ee delete 29 466 000 12 880 300 42 346 300 

Od OO 60 000 000 = 60 000 000 


Gesamtes Westindien und 
Mittelamerika ........ 
Gesamtes Lateinamerika . 


2129 573 400 
3 661 429 750 


455 133 800 
2141 346 700 


2 584 707 200 
9 802 776 450 


Schon in der Hoover-Administration, aber vor allem seitdem die Demokratische 
Partei mit Franklin D. Roosevelt an der Spitze die politischen Geschäfte der Union 
führt, sind in der karibischen Politik einzelne Wandlungen zu verzeichnen, die 
in der Tagespresse eine weit über ihre Bedeutung hinausgehende Bewertung ge- 
funden haben. Wir gehören nicht zu denen, die glauben, daß die Good-Neighbour- 
Policy einem grundsätzlichen Wandel der karibischen Politik der USA. gleich- 
kommt oder auch nur diesen einleitet. Roosevelt hat sicher sehr viel von dem welt- 
beglückenden Idealismus, der einst seinen Vorgänger Wilson beseelte, aber er hat 
sich von ihm nicht berauschen lassen, und man wird ihm zubilligen müssen, daß 
er in der karibischen Politik einen starken Sinn für die politischen Realitäten ent- 
wickelt hat. Roosevelt hat den Mut gehabt, was seit Jahren von genauen Kennern 
dieses Problemkreises unermüdlich gefordert wurde, die überlebten Methoden in 
der Washingtoner Politik südlich des Rio Grande und Key West abzustoßen, nicht 
nur weil sie sich als unrentabel erwiesen hatten, sondern auch, weil man durch 
diese Geste hoffte, verlorene Sympathien vor allem auf wirtschaftlichem Gebiet 
wiederzugewinnen. Wie stark diese yankeefeindlichen Stimmungen angewachsen 
waren, beweisen am besten der Südamerikanische Nichtangriffspakt, der eindeutig 
gegen die USA. gerichtet war, die bewußte Schwenkung einzelner südamerika- 
nischer Staaten nach Genf, zu einem gewissen Grade auch das riesige Anwachsen 
der japanischen Handelsinteressen auf den Antillen und in Mittelamerika. Roosevelt 
hat der Herausbildung einer Balance of Power und dem schwindenden Auslands- 
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export auf dem amerikanischen Kontinent zu begegnen gewußt. Vielleicht hat 
auch die kommunistische Welle, die im Augenblick über Mexiko und Kuba dahin- 
braust, ihn zu dieser Reserve mitbestimmt. 

Die Monroedoktrin ist neu definiert worden als ein politischer Grundsatz, der 
allein für das Verhältnis Europa-Amerika Bedeutung hat und für die inter- 
amerikanischen Beziehungen gegenstandslos ist. Ein bislang allerdings nicht überall 
in seiner Tragweite erkennbarer Schönheitsfehler dieser Neuformulierung ist es, 
daß an die Stelle der amerikanischen Monroe- (Roosevelt-) Doktrin ein unbe- 
stimmtes Selbstverteidigungsrecht getreten ist, das die Amerikaner jederzeit in den 
Stand setzt, ihre traditionellen Hegemonieansprüche wieder geltend zu machen. 

Wichtiger aber ist der ausdrückliche Verzicht auf ein einseitiges Interventions- 
recht der Vereinigten Staaten in den ibero-amerikanischen Staaten, der auf der 
Panamerikanischen Konferenz in Montevideo im Dezember 1933 angekündigt 
wurde und dann im Laufe des letzten Jahres Rechtskraft erhielt. Im Mai 1934 ist 
das viel kritisierte Platt-Amendment mit Kuba gefallen. Bahia Honda, das von 
den Amerikanern niemals als Flottenstützpunkt ausgebaut wurde, ist zurückgegeben 
worden, da die Florida Straits von Key West aus beherrscht werden können. Neue 
Handelsabkommen sind abgeschlossen worden, bei denen Kuba zum erstenmal als 
freier Staat auftreten durfte. Im August 1934 wurden die amerikanischen Truppen 
und die amerikanischen Offiziere der Nationalgarde aus Haiti zurückgezogen. Die 
in die Millionen gehenden Interventionskosten wurden damit im Augenblick ge- 
spart, und den großen Schwesterrepubliken ist freigestellt, sich an etwa künftig 
notwendig werdenden Interventionen zu beteiligen. Den saumseligen Schuldnern 
ist man von Washington mit nie gekannter Rücksichtnahme entgegengetreten. Die 
Pläne für den Bau eines zweiten interozeanischen Kanals sind für den Augenblick 
in die Versenkung verschwunden, und der Dollardiplomatie sind die Flügel etwas 
beschnitten worden. Die Übernahme der westindischen Besitzungen Englands und 
Frankreichs durch die Union unter Anrechnung auf die interalliierten Schulden 
ist entfernter denn je. Damit aber ist die Politik des „New Deal“ gegenüber 
Lateinamerika erschöpft. Sie rückt ab von dem gelegentlich resoluten Zupacken 
der Vorjahre und bewegt sich noch vorsichtiger und zurückhaltender als bisher 
in den alten Bahnen der Interessensphärenpolitik, ohne irgendwelche wesentlichen 
Belange zu opfern, ja, man wird froh sein, ein weiteres Stück des Annexions- 
imperialismus zu Grabe getragen zu haben. Aber gerade wenn man den Rückzug 
der USA. vor Japan in Betracht zieht, der den Verlust des Fernen Ostens für 
Amerika bedeutet, wird früher oder später ein neuer kommerzimperialistischer 
Vormarsch nach Süden deutlich werden müssen, sind doch auch den Vereinigten 
Staaten die imperialistischen Bahnen vorgezeichnet. 
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Während in den Berichten über die Tätigkeit des Völkerbundes hohe Töne der 
Freude über das Ende des Chacokrieges klingen — an dem der Völkerbund selbst 
keinerlei Verdienst hat — sprengt der italienisch-abessinische Konflikt die über- 
kommenen Formen englischer Ministerferien: nicht umsonst ist in der Presse 
daran erinnert worden, daß in diesem Jahrhundert erst einmal im August eine 
britische Kabinettssitzung stattgefunden hat. Das war ıgı4. Der drohende Krieg in 
Ostafrika hat das britische Kabinett und außerdem wichtige Führer des Empire 
im August ı935 nach London gerufen. Wichtiger noch als die Kabinettssitzung 
sind einige Tatsachen, die entweder überhaupt nicht oder an verstecktester Stelle 
in den Zeitungen stehen: Verstärkung der Truppen in Palästina und in der Suez- 
zone; Einberufung der Reserven; Verschiffung indischer Truppen nach Aden, 
britisch-ägyptischer in den Sudan an die Kassalalinie; intensivste Arbeit an den 
neuen Flottenstützpunkten Haifa — mit der Nähe mesopotamischen Öls in neuer 
Leitung — und Zypern; Verstärkung der Mittelmeerflotte durch ausgewählte Ein- 
heiten der Home Fleet; Vermehrung der Luftstreitkräfte in Malta und Gibraltar. 
Das alles in wenigen Wochen, in größter Stille. Dazwischen vorsichtige, fast milde 
Worte, zwischen denen allein das böse Wort Sanktionen — freilich passive, nicht 
aktive! — an die Wirklichkeit erinnert. Als Begleitmusik gute und richtige Statistik, 
die daran erinnert, daß Italien zwar selbstverständlich eine souveräne Großmacht 
sei, aber des für eine selbständige Politik auf die Dauer unerläßlichen Vorrats an 
Eisen, Kohle, Öl und Kupfer, an Gummi und Baumwolle völlig ermangle. .. 

Es mag sein, daß der Spätsommer 1935 doch noch zu jenen seltsamen Perioden 
zählen wird, wo eine Krise, die schon ohne Ausweg schien, im Sande verrinnt — 
vergleichbar ‚jenen zahlreichen Marokko- und Balkankrisen aus dem Jahrzehnt vor 
ıgı4, die jedesmal unmittelbar zu einer großen Explosion zu führen schienen, und 
dennoch friedlich ausliefen —; wir müssen gestehen, daß wir uns einen solchen 
Ausgang schwer vorstellen können. Italien kann in Ostafrika ohne schwersten Ver- 
lust an „Gesicht“ nicht zurück; Abessinien wird sich nicht selbst aufgeben; und das 
britische Weltreich bezieht schweigsam, aber sicher eine Stellung, in der es höchst 
gefährlich wäre, zu bluffen, und nicht minder gefährlich, romanischen Bluff zu 
dulden. Ein aus der Tiefe von Volks- und Rassenpsychologie her verständliches 
Mißverstehen der beiderseitigen Sprache mag England und Italien in die jetzige 
Lage gebracht haben. Aber diese Lage ist doch so, daß es höchst nötig ist, die Geo- 
politik des Mittelmeers unter militärischen Gesichtspunkten zu betrachten... 

Mussolini hat wohl geglaubt, daß er auf dem Marsch nach Addis Abeba — der 
französischen ‚Unterstützung seit dem 7. Januar gewiß — einem ernsten englischen 
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Widerstand nicht begegnen werde. Die seltsame Verquickung pazifistischer Völker- 
bundsideologie mit realen Weltreichs-Interessen hat ihn vielleicht zu spät erkennen 
lassen, daß England den gleichen Vorgang, den es in Ostasien stillschweigend ge- 
schehen ließ, auf der Verbindungslinie nach Indien nicht geschehen lassen werde. 
Japan hat eine gewaltsame Operation am territorialen Besitzstand der Welt an 
einer Stelle vorgenommen, an denen zwar britische (und amerikanische) Interessen 
verletzt :wurden; aber keine lebenswichtigen. England konnte ohne großen Schaden 
aus der Mandschurei zurückweichen, es kann sich aus dem japanisch gewordenen 
Nordchina langsam zurückziehen; es kann sogar seine Yangtsestellung, vielleicht im 
Lauf eines Menschenalters selbst Hongkong opfern. Kämpfen müßte das Britische 
Reich erst um den Raum von Singapore, der sich freilich bei den heutigen Flug- 
entfernungen bis Hongkong und Manila erstreckt. — Italien aber hat sich als 
Operationsfeld für das zweite Mandschukuo einen Raum gesucht, an dem die 
Hauptschlagader des Empire unmittelbar vorbeiführt. England zeigt, daß es nicht 
gewillt ist, untätig zuzusehen, wie unberechenbare Störungen am Gleichgewicht 
Afrikas und des indischen Bereichs verübt werden. England wird Mussolinis Geg- 
ner sein. Es fragt sich nur, welche Formen diese Gegnerschaft annehmen wird. 
Dieser Formen sind viele. Es gibt Stellen in England, die der Meinung sind, daß 
eine lässige Handhabung des Waffenlieferungsverbotes an Abessinien, verbunden 
mit praktischer Kredit- und Rohstoffsperre gegen Italien, genügen werde, um 
den abessinischen Konflikt zwar nicht zu verhindern, aber so zu gestalten, daß 
Italien nicht durchhalten und zu dem jetzt verschmähten Kompromiß sich bereit- 
finden werde, sobald ein Prestigegewinn gesichert sei. Andere Stellen sind der 
Meinung, daß eine geglückte Rache für Adua den italienischen Landhunger nur 
steigern werde; darum seien strenge ‚Maßregeln von vornherein nötig. Wie man 
dann Sanktionen vermeiden will, ist schwer zu sehen; und es bedarf eines besonders 
gekühlten juristischen Kopfes, um den Unterschied zwischen Sanktionen und offe- 
nen Feindseligkeiten länger als einige Wochen wirksam zu halten. So gewinnt denn 
das Mittelmeer ein neues Gesicht. Die entscheidende Frage ist nicht mehr die: 
kann es von England offengehalten werden? Sondern die andere: kann 
es von England verriegelt werden? Solange man allein die erste Frage sah, war 
Malta der beherrschende Punkt. Wir haben schon früher darauf hingewiesen, daß 
die englische Admiralität seit Jahren gesehen hat, daß Malta den modernen An- 
forderungen nicht mehr genügt, und zwar in doppeltem Sinn. Die Wege zwischen 
Sizilien und Afrika sind für heutige Flugentfernungen so schmal, daß sie auch 
mit Hilfe von Malta im Fall eines Mittelmeerkrieges gegen den Willen Italiens 
oder Frankreichs nicht mehr offengehalten werden können, und Malta selbst — viel- 
mehr der Kriegshafen von La Valetta — ist zwar ein wundervoller Hafen für 
schwere Schiffe, solang es keine Flugzeuge gibt; aber eine ausgesprochene Mause- 
falle, sobald man Luftangriffe zu fürchten hat. Darum hat Malta für England 
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stark an Wert verloren; die Stärke der englischen Mittelmeerstellung ruht heute im 
Osten auf der breiten Landbasis von Palästina, der Suezkanalzone und Ägypten, 
mit dem kostbaren Inselvorposten von Zypern im Norden; im Westen auf Gibraltar, 
dessen offene Reede und großer Hafeneingang ganz andere Bewegungsmöglichkeiten 
geben, als die engen Naturbuchten von Malta, und dessen Sicherheit gegen Luft- 
angriffe durch seine tiefen artilleristischen Felsenstellungen unvergleichbar ist. 
Kommt es also dazu, daß England „passive“ Zwangsmaßnahmen gegen Italien in 
die Wege leiten muß, dann steht Italien vor der schwerwiegenden Frage, ob es 
den Versuch wagen kann, den Suezkanal oder die Straße von Gibraltar zu forcieren. 
Mit einem maltesischen Anfangserfolg — selbst wenn er gelänge — wäre wenig 
gewonnen. 

Wir wiederholen noch einmal: es ist noch immer möglich, daß auch diesmal noch 
ein Kompromiß gelingt; aber wir sehen doch ein solches Maß von explosiven Mög- 
hchkeiten im italienisch-abessinischen Bereich gegeben, daß uns eine so eingehende 
Betrachtung selbst militärischer Möglichkeiten nötig schien. Wir möchten sogar 
auf ein weiteres Problem jetzt schon aufmerksam machen, das eine schnelle und 
unerwartete Bedeutung gewinnen kann: die Meerengenfrage (Bosporus und Darda- 
nellen). Man braucht nur an die Möglichkeit der Versorgung Italiens mit russischem 
Erdöl zu denken. 

Jedenfalls ist gewiß, daß die führenden Mächte des Völkerbundes — auch Frank- 
reich und Rußland, die am liebsten jede Stellungnahme vermieden — zu schweren 
Entscheidungen gezwungen sind; Entscheidungen, die nach Europa zurückwirken 
und völlig veränderte Verhältnisse zwischen den Völkern und Staaten schon in 
wenigen Monaten herstellen könnten. 

Gegenüber diesen großen Fragen verschwindet alles, was an kleineuropäischen 
Einzelproblemen aktuell geworden oder geblieben ist: Das Schwanken und schließ- 
liche Festlegen der Kleinen Entente in der Habsburgerfrage, durch die ein neuer 
Vorstoß Italiens im Donaugebiet abgebogen worden ist; die verschärfte Spannung 
zwischen Polen und der Tschechoslowakei wegen des Teschener Polentums; innere 
Spannungen in Bulgarien; ein schnell mißglückter Umsturzversuch in Albanien; das 
Hin und Her in der griechischen Königsfrage; spanische Reorganisationsgesetze, 
durch die z. B. die Landreform stark verlangsamt wird; innere Krisen in Holland; 
selbst Vorgänge in der Schweiz, wie die Förderung der irredentistischen Adula- 
bewegung in Tessin durch italienische Amtsstellen (wodurch zum mindesten. die 
in der österreichischen Einmischungs- oder Nichteinmischungsfrage so selbstgewissen 
Schweizer Zeitungen an die Fragwürdigkeit schöner Formulierungen erinnert wor- 
den sein könnten). All das steht im Hintergrund, solange das östliche Mittelmeer ein 
möglicher Kriegsherd ist; mehr als eine dieser Fragen — vor allem die südslawische 
und österreichische — aber hat das Zeug in sich, explosiv zu werden, sollte der 


abessinische Krieg wider alles Erwarten vermieden werden. Die Notwendigkeit einer 
38 
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konstruktiven Friedenspolitik in Europa wächst von Tag zu Tag, von Monat zu 
Monat. Vielleicht kommt einmal auch in London und Paris die Erkenntnis, ‚daß 
sie nur mit dem Deutschen Reich, nicht gegen das Deutsche Reich gemacht werden 
kann. Dann wäre das deutsch-englische Flottenabkommen, so bedeutsam es schon 
für sich allein ist, nur der Anfang zu einem größeren Werk. 

Wie sehr Europa der Einigkeit bedarf, daran erinnerte der Kominternkongreß 
in Moskau: und jene außerordentlich scharfe Note der Washingtoner Regierung, mit 
der sie sich jede weitere Einmischung der Russen in die inneren Verhältnisse 
Amerikas verbittet, selbst unter Androhung des Abbruchs der Beziehungen, ist eine 
deutliche Mahnung für europäische Staaten, die sich Langmut und Gleichgültig- 
keit gegenüber östlicher Raumübermacht noch viel weniger leisten können, als die 
Vereinigten Staaten. In Amerika ist es freilich der Fehler von dreißig Jahren un- 
geregelter Einwanderungspolitik, der sich jetzt rächt; es war ein Versuch am 
untauglichen Objekt, wenn man glaubte, aus Ost- und Südeuropäern, aus Syriern, 
aus Ostjuden geeignete Mitträger eines angelsächsischen Kultur- und Machtbereichs 
zu machen. Heute sind Städte wie New York, selbst wie Boston (das einmal Puri- 
tanerzentrum war, heute völlig überfremdet ist), nicht mehr Kraftträger ameri- 
kanischer Tradition, sondern Gefahrenquellen erster Ordnung, gegen die das Alt- 
amerikanertum einen schweren Kampf zu führen hat; und die Verbindung radi- 
kaler Elemente aus New York mit der schwarzen Bevölkerung der Südstaaten kann 
in der Zukunft zu recht gefährlichen Entwicklungen führen. So versteht man die 
schroffe Warnung Roosevelts an Moskau, und wundert sich höchstens, daß sie nicht 
früher kam. Japan wird die amerikanisch-russische Entfremdung mit Freude 


begrüßen... 


KARL HAUSHOFER: 
Bericht über den indopazifischen Raum 


Zwei Fragen von großer geopolitischer Tragweite für den ganzen indopazi- 
fischen Raum sind im Sommer 1935 erneut zur Aussprache (Debatte) auf- 
geworfen worden: 

ı. Die Frage, wie sich die großen Kontinentalvölker, namentlich Chinesen und 
Inder, zu dem klar und scharf verkündeten japanischen Führungsanspruch beim 
Schlachtruf: „Asien für die Asiaten“ stellen, und welche Rückwirkung diese Hal- 
tung auf die Kolonialmächte alten Stils und neuen Stils, dann die panasiatische 
Taktik der Sowjetbünde hat, und 

2. die Frage: ob man Machtmittelpunkte, die in erdbebengefährdeten und sonst 
auf den Bahnen von vulkanischen, Hochwasserkatastrophen usw. gelegen sind, nach 
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Zusammenbrüchen wieder aufbauen solle, wenn auch natürlich unter Wahrung aller 
technischen Neuerungen, oder ob man sich warnen lassen und sie anderswohin ver- 
legen solle. 


Die erste Frage wurde neu belebt durch das Vorgehen der Japaner in Nord- 
china, die chinesische und indische Kritik dazu, das sichtliche Zurückziehen der 
Nordamerikaner aus dem Sturmfeld, dem sie die Philippinen binnen zehn Jahren 
überlassen zu wollen erklärten, das Sammeln der roten Streitkräfte in China binnen- 
wärts und ihre Kraftsammlung auf Sinkiang durch die Sowjets. Die zweite wurde 
brennend durch den Zusammenbruch und Wiederaufbau von Quetta, das Shizuoka- 
Nagoya-Beben in Japan, das Wiederaufleben der Krakatau-Tätigkeit und die Panik 
darüber in Java. 


Infolge japanischen Vorgehens in Nordchina brach in China und Indien ein 
Schwall von Feindseligkeit los, für den Aufsätze bezeichnend sind, wie „Peculiar 
japanese characteristics“ (The People’s Tribune; Shanghai, Juni 1935, S. 369), an- 
knüpfend an H.E. Wildes Schmähbuch: „Japan in crisis“, aus dem die gehässigsten 
Beispiele ausgehoben werden und mit der Scharfsicht genauer Nahbeobachtung er- 
örtert sind, oder „Japans bid for sea power“, nach dem „Melbourne Herold“ in 
Amrita Bazar Patrika erläutert (14. 6. 1935 [,‚most powerful offensive force in the 
world“]), dieses wenigstens voll Achtung für den Bushido-Geist der japanischen See- 
macht; und andere ungünstige Artikel über Nordchinas Vergewaltigung. 


Auch in der Frage: „Trotz oder Ausweichen gegenüber Katastrophengefahrlagen“ 
stehen Indien und Japan auf verschiedenem Standpunkt. Während die kurzen An- 
wandlungen, Yokohama als Hauptseidenausfuhrhafen aufzugeben, sich in Japan 
trotz dem ı. Sept. 1923 schnell verflüchtigten, schwebten über die Frage des Auf- 
lassens oder Wiederaufbaues von Quetta doch sehr ernste Erwägungen. Sie spiegeln 
sich wieder, z.B. in „Future of Quetta“ (Amrita Bazar Patrika, ı1. 6. 1935), wo 
die Frage Neubau an der alten Stelle oder an sicherem Ort eher zugunsten einer 
Neuanlage behandelt wird. Aber es ist eben der ungeheure Lagenwert von Quetta als 
Drohfigur fast gleich weit von der afghanischen und persischen Grenze, als Aus- 
fallpforte und Sperriegel, der immer wieder Anziehung übt. Andererseits handelt 
es sich um einen Gefahrraum von weiter Gaugröße (210 km lang und 36—/o km 
breit), nicht nur um eine gefährdete Stadtlage, wie etwa um Vesuv, Ätna oder 
Krakatau, wo mehr die Flutwellen drohen, als die vulkanische Zerstörung in der 
Sundastraße selbst. 

Zwei grundverschiedene Auswirkungen des seit dem Bihar-Beben vom 15. 1. 1934, 
mit seiner ungünstigen kosmischen Konstellation, so schnell wiedergekehrten Erd- 
bebenschrecks für Indien bezeichnen etwa das zweibändige Buch von J. Baksi: 
„Barthquake and design of structures in the disturbed area.‘ ıg. Cantonment, Cal- 


cutta, C. Baksi, eine Auswahlzusammenstellung über praktische Erfahrungen mit 
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ausgesprochen statischem Zug, wobei die dynamische Seite der Erdbebenbewegung 
wenig berücksichtigt wird; und die Zuschrift von Dr. Bh. Satyanarayana Rao 
(Masulipatam) an die „Amrita Bazar Patrika (9. 6. 1935): „Earthquakes and cosmie 
influence.“ Liebhaber astrologischer Zusammenhänge mögen diese Auseinander- 
setzung zwischen Seismologie und Astrologie mit Nutzen lesen, zumal zugegeben 
werden muß, daß die Seismologen bisher wenig Glück mit positiver Erdbeben- 
warnung gehabt haben, während ich allerdings einem Nürnberger Erdbebenforscher 
bezeugen muß, daß er mehrere Wochen zuvor vor dem Kwanto-Erdbeben gewarnt 
hat, das er auf den Tag vorhersagte. Ähnliches weist der Inder für das Kumana- 
Beben vom 15.7. 1853 (Morrison u. Pearce), das zentralamerikanische vom 8.5. 
1883 (Pearce) nach. 

Das Wiederaufleben der „Mandats“-Fragen durch die italienische Mandats- 
forderung über Äthiopien (u.a. Y. M. Goblet: „Le conflit Italo-Ethiopien“, 
„Temps“, 12.7.1895) belebte natürlich auch Betrachtungen über: „Das in den 
Mandatsinseln auferstehende äquatoriale Japan.“ (Equatorial Japan rising in the 
mandated islands; „Transpacific“, 20.6.1935, Willard Price.) 

Das Wesentliche an Einsichten dieses jüngst zurückgekehrten Besuchers aus der 
japanischen Südsee (Nan-Yo) ist das Emporschnellen der japanischen Einwanderungs- 
zahl in den letzten zwei Jahren von 19835 auf 40215 (Ende 1934), während die 
Eingeborenenzahl im allgemeinen stehenbleibt, eher zurücksinkt (50000). Höchst- 
grenze der Besiedlung für zusätzliche japanische Bauern wird von Awano auf 
etwa 100000 geschätzt, zu denen aber die meerernährte Bevölkerung hinzukommt. 
Während Spanier und nach ihnen Deutsche nur in einer dünnen Herrenschicht auf 
den Inseln vertreten waren, haben die Japaner sie tatsächlich bevölkerungspolitisch 
durchdrungen; sie erheben nun die Frage: „Wer kann ohne eine vernichtende | 
Niederlage des Mutterlandes 40000 Japaner, demnächst eine japanische Mehrheit | 
dieser Inselgruppen, kaufen?“ — wie das noch Ende des ı9. Jahrhunderts für Ma- 
rianen, Karolinen wie Palau-Inseln möglich war. | 

„So scheinen die Götter der Geburtenhäufigkeit und Wanderung ohne jede Rück- | 
sicht auf die Sprüche menschlicher Kanzleien Japan ein Dauermandat in der Süd- 
see gegeben zu haben.“ So Willard Price — trotzdem er zugibt, daß die Lebens- 
haltungskosten die Japans um das Doppelte überschreiten. | 

Selbst wenn heute der japanische Zustrom abgeschnitten würde: bei einem natür- 
lichen Zuwachs der Japaner von 1239 im Jahr, einem Absinken der Kanaken um 
73 (1934: 1714 Geburten gegen 475 Todesfälle der Japaner, 1562 Geburten gegen. 
1637 Todesfälle der Kanaken) kann man sich ja das Umwandlungstempo aus- 
rechnen. Die japanische Bevölkerung des Stützpunktes Truk hat sich in zwei Jahren, , 
die von Ponape in einem Jahr verdoppelt! Truk hat heute eine Wohndichte von ı 
124 je Quadratkilometer! Auf Palau waren zum Betrieb ı5 Deutsche; heute sind 
5565 Japaner auf dem gleichen Raum. Für Schulwesen wird etwa das Vierfache der: 
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ganzen Steueraufkommen der Inseln aufgewendet; aber man weiß warum. Natür- 
lich ist der Besuch ungleich, beträgt in Yap 98%, in Truk mit seinen 245 Inselchen 
nur 50. („Schulgang im Kanu über Meilen stürmischer Lagunen hinweg hat seine 
Schwierigkeiten“.) 

Die japanische Sprache dringt reißend vor. Die isolierten Inseldialekte faßten für 
Palau etwa 6000 Worte, für Truk 3000, für Yap nur 1000 (?) gegen die mehr 
als 300000 des Japanischen, das mit jedem Motorboot, mit jeder neuen Verkehrs- 
berührung und Horizonterweiterung mit vorgetragen wird. In der Zeit, in der die 
französischen Marquesas von etwa 100 000 Köpfen auf 1000 herabkamen, sind die 
japanischen Mandatsinseln wenigstens konstant geblieben, wie auch unter der deut- 
schen Herrschaft. ‚The Germans did better‘ — als Spanier, auch als Amerikaner, 
muß Willard Price zugeben. 


Aber das ist nur ein schwacher Trost für notwendige Abschreibungen, die man 
freilich in den Büchern fortführen muß, um sie der. Welt gelegentlich bei neuen 
Wendungen ihrer Geschicke als Guthaben für andere Erdenstellen vorzuhalten. In 
der Südsee hat bis jetzt auf den Kleininseln nur Japan Proben einer Kolonisations- 
fähigkeit und Siedlungskraft großen Stils abgelegt; von den übrigen Inhaber- 
mächten keine, auch Australien und Neuseeland nicht. Ein furchtbarer Bevölke- 
rungsschwund ist sonst überall die Antwort auf das Herauswerfen der Ozeanier aus 
ihrer ursprünglichen, selbstgenügsamen und ozeanschweifenden Entwicklung gewesen. 


Aber viel größere Volkskörper kämpfen ja auch einen verzweifelten Kampf 
gegen ihre Vergiftung durch solche Kulturgüter, wie das China einst durch Krieg 
von Westmächten aufgedrängte Opium und seine Spießgesellen, Heroin usw. China 
geht jetzt mit Todesstrafe und lebenslänglicher Einsperrung gegen die Sünder vor, 
auch wenn sie als Generale Völkergifte mit amtlichen Flugzeugen schmuggeln. Die 
Gefahr ist in China landschaftlich fast so verschieden wie die Ziffern der ‚De- 
population“ (Stevenson) in der Südsee. Daß die Führer Chinas, voran Marschall 
Chiang-Kai-shek, aber den Kampf in einer gewiß auch sonst genügend mit staats- 
politischen Aufgaben erfüllten Zeit aufnehmen zu müssen glauben, beweist, daß 
sie die geopolitische Tragweite der Rassenbewahrung in weiten Räumen erkennen, 
wie auch die Japaner die Dringlichkeit des Problems für die Südsee erfaßt haben. 
Man hat in China und in Japan sehr verschiedene Wege, Rassenpolitik zu treiben; 
aber man versteht in beiden Ländern etwas davon. 


Die gleiche Erkenntnis ist in Indien erst im Aufspringen; eine ihrer Haupt- 
hemmungen ist die noch als rassenpolitische Schutzvorrichtung aus früher Zeit be- 
stehende, wenn auch entartete Kastengliederung neben den religionsgeographischen 
Spaltungen. Aber die Kastenverschanzungen werden von niemand energischer be- 
rannt als von Mahatma Gandhi und dem mohammedanischen Fünftel der Volks- 
masse. Ein Aufflackern zeigte sich z. B. bei den Islam-Boykotts und Hindu-Protesten 


562 Berichte Heft 9 


gegen den an sich filmtechnisch vorzüglichen Bengal-Lancer-Film, der sich oben- 
drein heroisch für beide Seiten auswerten ließ, dessen Beschattung Mohammed 
Khans aber von indischer Seite eine lange Sündenliste weißer Konquistatücken und 
Ausschreitungen entfesselte. Maulvi Abdul Karim, früherer bengalischer 
Schulinspektor, hielt zudem in zwei bemerkenswerten Folgen dem Westen den ihm 
geleisteten Beitrag des Islam zu seinem Wissen und seiner Zivilisation vor. („Am- 
rita Bazar Patrika“ vom 28.6. 1935, S.8 und vorher.) 

Es wäre also ein Irrtum, zu glauben, daß ein so kluges Stück Propaganda wie der 
Bengali-Film, das in Amerika ausgeheckt, vorführte, was man in England nicht 
sagen durfte („The Era“, London), in Indien nicht als solches bemerkt worden 
wäre. Das Vorgehen weißer Macht in Äthiopien ist eine plakatartige Illustration 
dazu; und sogar Rußlands Stellung wird dabei schwierig, weil Litwinow als der- 
zeitiger Vorsitzer für eine Völkerbundsfehlentscheidung zum Nachteil der Farbigen 
nach der panasiatischen Seite der Sowjets hin verantwortlich gemacht werden wird. 
Mindestens Japan, das durch Prof. Takeyo Nakatani über die „Dai Asia Kyo- 
kai“ (Groß-Asiatische Gesellschaft von Japan) eine artige kleine Panasiatenfibel in 
Umlauf gesetzt hat: „Asiatic Asia — what does it mean?“, wird seinem russischen 
Wettbewerber nichts in dieser Richtung schenken. Die türkisch-japanische Annähe- 
rung, der Zorn in Rom darüber sind ebenfalls Strohhalme, deren Triften zeigt, wo- 
hin die Strömung geht. Daß England und Rußland in Gefahr stehen, ihr ganzes 
asiatisches Gesicht und Ansehen durch Schuldanteil bei einer weiteren Fehl- 
entscheidung des Völkerbunds zu verlieren, hat die Genfer und Pariser Lage gewiß 
nicht erleichtert. Denn auch Frankreich sitzt in Annam auf demselben Ast wie USA. 
in den Philippinen, England in Indien und die Sowjets mindestens ın Turkestan u.a. 
(Nakatani, S. ır!). Diese 19 Seiten (Preis 30 Sen!) müßte jeder kennen, der Asien- 
politik und Asienkunde treiben will! 

„Wetterleuchten über dem Pazifik“ (Weerlicht over den Pacific — Visser & Co., 
Batavia) — so nennt ein alter Freund der „Geopolitik“, F. H. Donner, eine 
35 Seiten starke Flugschrift mit vier bezeichnenden Karten, darin er mit herzhafter 
Frische sehr unliebsame Kinder des Westens beim Namen nennt. Es fängt schon 
gut an: 

„Herrschsucht, Habsucht und philisterhafter Hochmut des westlichen Kapitalis- 
mus haben in unseren Landen ein Chaos geschaffen, darin asiatischer Defaitismus 
als ein verlockendes Evangelium begrüßt wird.“ 

Der Ost-West-Gegensatz fange an, sich einem Gegensatz Kommunismus—Kapita- 
lısmus, Festland—Seemächte gleichzusetzen. ‚Mächte, die Anarchie und Korruption 
in anderen Staaten befördern, täten besser, aus dem Völkerbund zu treten“ 
meint Donner. 

„Der Osten kennt den Westen. Dem Westen ist der Osten ein verschlossenes 
Buch!“ Es ist kein phantastischer, östliche Dichtungen aus westlichen Übersetzungen 


’ 
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anhimmelnder Literat, der das ausspricht, sondern ein wetterfester, praktischer, 
seebefahrener Mann aus den Sundainseln! Donner ficht mit blanken, harten 
Schlägen; auch wir bekommen unser Teil ab. Auf S.ı2 ist ihm die Mandschurei 
um viele Hunderttausende von Quadratkilometern zu klein geraten! Aber die wirk- 
liche Abmessung würde erst recht Wasser auf seine Mühle geben (1416000 qkm; 
Jap. Year Book 1934). Um die Abwehrkraft des Westens zu steigern, will Donner 


die deutschen Kolonien zurückgegeben sehen. ‚Armes Europa.“ — „Die Schieds- 
rıchterrolle der Welt liegt nicht mehr am Atlantischen Ozean ... nicht Groß- 
britannien verteilt mehr die Gunst und wirkt die Zukunft der Völker.“ — Scharfe 


“ Suchlichter durchstreifen die politische Geschichte der jüngsten Zeit nach sonst ver- 
borgenen japanischen Einflüssen. Es wäre ein Wunder, wenn sie nicht an den vielen 
politischen Attentaten, an der schwer verständlichen Eigenart der Nachwirkung des 
japanischen Feudalgefüges in der Innenpolitik, an gewissen Schiffsvorgängen haften- 
blieben, wie — jeweils mit helfenden Geschwadern — der Strandung der „Asama“ 
ıgı4 in der Turtle-Bai, oder der „Kasuga“ ı9ı6 an der Westküste von Banka bei 
Tandjong Kelian, um die Zeit, da freie Hand in Borneo und Niederländisch-Indien 
als Preis einer militärischen Kooperation genannt wurden. Das Angebot ist nicht 
angenommen worden, so wenig, wie viele andere Annahmen Donners verwirklicht 
worden sind. Aber als Stimmungsbild, wie die Lage in dem am meisten ausgesetzten, 
wertvollsten Kolonialraum betrachtet wird, ist das Heft von höchstem Interesse. 

Wie Frankreich den Einfluß des Wehrgefüges auf Japans Welt-Weg sieht, zeigt 
Andr& Dubosqu: ‚„L’Armee: element permanent de la politique japonaise.“ 
(„Temps“; 17. 7. 1935.) 

Bei A. Dubosqu, zur Zeit in Tokio, sehen wir eine richtige, mittlere Linie gehalten. 

In den beiden Heften von Nakatani und Donner stehen sich Extreme gegen- 
über. Deshalb sind sie hier so eingehend gewürdigt worden. Aber die Geopolitik 
der Inselreiche scheut eigentlich extreme und revolutionäre Entwicklungen und 
bevorzugt evolutionäre, wenn sie kann. Daher auch in England wie Japan die An- 
ordnung von Machtgruppen verschiedenen Stils, auch innerhalb der Ämter (Hoare- 
Eden-Vansittard, mit Baldwin als Balancier darüber) oder innerhalb der Landheer- 
und Flottendienste (radikale Samurai-Gruppe Sadao Araki, Mazaki, Koizo im Aus- 
wiegen gegen Hayashi, Abe — beides Kanazawa-Leute — und Kazunari Ugaki im 
Landheer, Kanji Kato und Nobumasu Suetsugu am schärfsten Flügel der Marine, 
dann Mineo Osumi (Marine-Min.), Kichisaburo Nomura etwas gemäßigter gegen die 
Verständigungsgruppe Takarabe, Yamanashi, Hori der Londoner Flottenkonferenz). 
(„Transpacific“, 27. 6. 1935, nach Shinnosuke Abe im Kaizo.) 

Je schärfer sich auch die fernöstlich-pazifische Krise durch die weiten herüber- 
schlagenden Wellenringe um die italienisch-äthiopische Frage steigert, desto wich- 
tiger wird die Stellung der indischen Masse dazwischen. (Neben dem Tor des 
Ostens: Singapore! siehe Julian Grande: Schlußstück.) Aber sie besitzt zum Glück 
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für das britische Weltreich immer noch eine große agrarpolitische Binnenschwere 
gegenüber den Anfängen einer industriellen Revolution (vgl. z. B. Behoy Bhu- 
son Chatterjee: „The rural problem of India“; Amrita Bazar Patrika, 15. 3. 
1935; oder Professor N. Ganguli: „The Indian peasant and his environment“; 
Oxford, Univers. Press) — so daß eine geschickte Politik nach dem Grundsatz: 
„Teile und herrsche“ noch lange wird verhindern können, daß dieses Massen- 
gewicht von 353 Millionen einheitlich in eine der beiden Schalen gleitet. 


Wenn China aber seine Binnenschwere vergißt und in Genf oder sonstwo so 
tut, als ob es bereits außenpolitisch Waagschalen zum Sinken oder Steigen zu 
bringen vermöge, dann erinnern es Naturkatastrophen, wie die Hwangho- und 
Yangtsehochfluten von 1935 daran, wie abhängig es noch von fremder Hilfe oder 
eigener Wiederherstellung wirklicher innerer Ordnung wäre. Erst ein Zusammen- 
wirken beider Grundlagen könnte vielleicht die von M. Th. Strewe so warm be- 
fürwortete „mehrere hundert Millionen Mark-Anleihe“ für Stromregulierungen 
flüssig machen, die vorläufig auf rauhe Widerstände stoßen und in mehr als einem 
Sinne als ins Wasser geworfen betrachtet werden müßte. Parteinahme in Fern- und 
Mittel-Ost-Angelegenheiten aus Gefühlsgründen können sich kaum reiche Völker 
leisten, geschweige denn arme. 


Am Osthorn von Afrika geht es aber, ganz abgesehen vom Dasein Äthiopiens 
selbst als selbständige Lebensform (die es ohne Zutritt zum Meer nicht bleiben 
kann), um zwei Lebensfragen des Britischen Reiches, neben dem Ziel Italiens, das 
von der italienischen Presse beim Besuch Edens in Rom (2.7.1935) klar aus- 
gesprochen wurde, als sie die Verschmähung von Ogaden durch Italien begründete: 
„Was Italien sucht, sind nicht nutzlose weite Wüstenstrecken, sondern ein Land, 
das mit Gewinn ausgebeutet und kolonisiert werden kann.“ Es geht also nach wie 
vor aufs Ganze! 


Nun ist aber, wie Y. M. Goblet treffend sagt: ı. „Äthiopien das wahre Wasser- 
schloß des ägyptischen Sudan.“ Deshalb die vertragsmäßige Sicherung vom 18. 3. 
1902 der Unberührtheit der Wasserkräfte des Tana-Sees, des Blauen Nils und des 
Sobat, im Dezember 1925 von Italien neu bekräftigt. 2. Ebenso ist die Gesamt- 
stellung Aden—Perim—Berbera—Sokotra ‚‚die Wacht der Bab-el-Mandeb-Straße auf 
dem Weg nach Indien“, wie Obok „die Wacht Frankreichs auf dem Wege nach 
Indochina“ — unbeschadet einer Preisgabe von Zeila für einen nationalen Auspuff 
Äthiopiens zum Meer. Einen solchen war ja Lord Eden anzubieten willens, obwohl 
er damit in England einen Sturm entfesselte, der sich gegen den Länderschacher 
mit einem Protektorat richtete. 

Man fühlte das Aufziehen einer britischen Prestigefrage ersten Ranges. 


„Die politische Geographie muß also das italienische Erythräa und Somalia unter 
eine ganz andere Rubrik einreihen als das britische und französische Somaliland“ 
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(Goblet). Ganz gewiß: die beiden italienischen Küstenstreifen sind in der rauhen, 
ehrlichen Sprache der Geopolitik Zangenstücke landeinwärts, zum Zusammen- 
zwicken auf Adis-Abeba gerichtet, falls die Kraft am Hebelende reicht. Die britische 
Küstenstellung ist eine in ihrer Art vollendete, die französische eine zerbrochene 
Zange an der Meerenge zwischen beiden italienischen Hebelenden, mit Wirkung see- 
wärts. Aber die Flottenzange wirkt zusammen mit der Lebensnotwendigkeit der Er- 
haltung und Sicherung des Wasserschlosses für den ganzen Nilbereich von Britisch- 
Kenia, Uganda, über den anglo-ägyptischen Sudan bis Suez und Alexandria! Da- 
hinter steht das gefährliche Beispiel der Ausbruchsmöglichkeit aus dem zugebunde- 
“nen Sack des Mittelmeeres. Das gibt dem anglo-italienisch-äthiopischen Konflikt 
seine Schärfe, und den französischen Beobachtern den Antrieb zu eingehender 
scharfsichtiger Überwachung. Von den Westmächten aus sucht man das unheim- 
liche Japan fernzuhalten, von Rom aus es durch rauhe Worte wegzuscheuchen; 
die Vereinigten Staaten mengen sich um der Negerstimmen willen ein, die Sowjets 
in ganz neuer Glorie als Völkerbundschützer. 

Mitteleuropa aber mag allein aus der Tatsache, daß Frankreich zwei seiner besten 
weltpolitischen Beobachter, Dubosqu ins ostasiatische Sturmfeld, Goblet ins äthio- 
pische losließ, erkennen, wieviel Bewegungsfreiheit und Entlastung es durch die Be- 
lastung der Weltpolitik an zwei wichtigen Stellen des indopazifischen Gebiets ge- 
winnen könnte. Es sollte daraus den Schluß ziehen, wie notwendig es ist, politische 
Kraftfelder, auch wenn man scheinbar mit eigenen Machtäußerungen nicht darin 
beteiligt ist, aufmerksam und dauernd zu beobachten und immer die geopolitische 
Karte der Erdoberfläche als Ganzes vor dem geistigen Auge zu haben. 


SPÄNE 
der Arbeitsgemeinschaft für Geopolitik, Gruppe Heidelberg 


Ergeben Tonscherben allein schon Kulturen? 


Es ist in der vorgeschichtlichen Literatur fast 
Mode geworden, die Kulturen der Frühzeit 
nach den Funden von gleichartigen Tonscher- 
ben zu nennen. Besonders die Verzierungen 
auf diesen Tonscherben spielen eine große 
Rolle, und so entstehen vor unserem geistigen 
Auge die Völkerschaften der Schnurkeramiker, 
der Bandkeramiker usw. Dieses Verfahren ist 
bei den recht spärlichen sonstigen Überresten 
aus dieser Zeit entschuldbar; dennoch besteht 
die große Gefahr, zu einem falschen Ge- 
schichtsbild zu gelangen. Oswald Speng- 
ler weist hierauf in seinen Aufsätzen: „Zur 
Weltgeschichte des zweiten vor- 
christlichen Jahrtausends“ (DIE 
WELT ALS GESCHICHTE, Heft 3) in seiner 


drastischen Schreibweise eindringlich hin. Wir 
geben einige treffende Stellen dieses Auf- 
satzes wieder, ohne in allen Punkten den An- 
sichten Spenglers beizustimmen. 


„Hier muß einmal gegen die maßlose Über- 
schätzung der Keramik gesprochen werden. 
Die Tontöpfe sind infolge der Massenhaftig- 
keit ihrer Reste ein allzu bequemes Mittel ge- 
worden, um den Hang der Forscher nach 
Ordnung und System zu befriedigen. Im An- 
fang des Zeitalters der Ausgrabungen waren 
sie ein wichtiges Hilfsmittel, um die aus an- 
deren Tatsachen gewußte oder geahnte Ge- 
schichte zu verdeutlichen. Heute sind sie eine 
Gefahr, weil sie als Grundlage dienen, um 
verschollene Geschichte zu rekonstruieren. Die 
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ten, das Vergleichen selbst vereinzelter Topf- 
scherben tyrannisiert diese Art von ‚Ge- 
schichtsschreibung‘, welche selbst nur etwas 
Ähnliches ist und sein will... Der Ausdruck 
Kamareszeit hat nicht einmal die umfassende 
Bedeutung. des Wortes Rokoko, das den ge- 
samten Lebenstil eines Zeitalters bezeichnet 
von Tracht, Wohnweise, gesellschaftlicher 
Sitte bis zu den höchsten Formen des Den- 
kens, der Weltanschauung, der Kunst und 
großen Politik. Es ist vielmehr so, als wollte 
man das ı8. Jahrhundert als Porzellanzeit und 
das große attische Jahrhundert vom Sturz der 
Peisistratiden bis zum peloponnesischen Krieg 
als Zeit der rotfigurigen Vasen abtun. Was 
würde herauskommen, wenn wir von den ge 
schichtlichen Tatsachen nichts wüßten und sie 
nach ‚prähistorischer‘ Methode allein aus die- 
sen Arten von Keramik, ihrem Aufstieg und 
Verfall erschließen wollen. Dann hätten die 
Chinesen seit 1700 von der Elbe aus West- 
europa erobert und die Fayencevölker von 
Delft und Faenza unterworfen oder vertrieben, 
bis von England her das Wedgwoodvolk, die 
Nachkommen der Etrusker, ihnen die Herr- 
schaft entriß.... Oder bildet man sich ein, 
die Normannen hätten nach der Eroberung 
Englands und Siziliens oder die Makedonen 
Alexanders in Baktrien und am Indus eifrig 
Töpfe fabriziert? Oder die Soldaten Napo- 
leons, als sie in halb Europa die Herren wa- 
ren? ‚Waffenschmiede hatten sie mitgenom- 
men, aber nicht Töpfermeister.... Wirkliche 
Geschichte spielt sich unter politischen Ein- 
heiten ab, unter Stämmen, Staaten, Krieger- 
schwärmen, und nicht zwischen Sprachgrup- 
pen oder kunstgewerblichen Bezirken. Flexi- 
ons- und Gefäßformen sind gleich irrefüh- 
rend, wenn man sie nicht als Elemente eines 
viel größeren Ganzen beurteilt... Was als 
Keramik eines ‚Volkes‘ erscheint, ist oft wei- 
ter nichts als das Erzeugnis einer einzigen 
bedeutenden Werkstatt oder eines Töpfer- 
dorfes, wo sich die Leistungen bis zur Meister- 
schaft, bis zu einer wirklichen Kunst gesteigert 
haben... Und vor allem noch eins: Brauch- 
baren Ton gab es nicht überall. Es ist sinnlos, 
wenn man annimmt, die rohe Tonerde sei 
weithin verschickt worden. Die fertige Ware 
wurde verhandelt, die aus Töpferdörfern bei 
guten Tonlagern stammte. Töpfern ist wie 
Schmieden sehr oft an die Stelle gebunden, 
wo der Rohstoff vorkommt. Da siedeln sich 
fremde Handwerker an; da führen Ehrgeiz 
und Eifersucht, die wechselseitige Steigerung 
der Technik und der künstlerischen Durch- 
bildung zu Leistungen, die einzelnen Hand- 
werkern in Bauerndörfern unerreichbar sind.“ 


F. 
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Reichsplanung und Geopolitik 


In der Zeitschrift „Reichsplanung, Organ des 
Hauses der Reichsplanung“ veröffentlicht 
Prof. Dr. Weigmann-Rostock einen grund- 
legenden Artikel über „Aufgaben und Me- 
thoden der planungswissenschaftlichen For- 
schung“. Es kann nicht Aufgabe der „Späne” 
sein, dieser grundsätzlichen Äußerung aus 
dem Lager der Planungswissenschaft hier 
ebenso grundsätzlich zu entgegnen. Ledig- 
lich einige Stellen aus diesem Aufsatz, dessen 
Lektüre den Geopolitikern zum Studium an- 
gelegentlich empfohlen sei, mögen hier an- 
geführt sein. Auf die Frage: Was ist Raum- 
forschung? gibt Weigmann folgende Antwort: 
„Die planungswissenschaftliche Forschung soll 
zunächst und vor allem der Reichs- und Lan- 
desplanung dienen. Indem diese auf eine Um- 
gestaltung des volklichen Lebensraumes, auf 
eine neue, die Volksgemeinschaft aufbauende 
und sichernde Raumordnung abzielt, wird 
Planungswissenschaft zur Raumforschung. Als 
solche untersucht sie die Beziehungen zwischen 
Raum-Volk-Staat und Wirtschaft und verfügt 
damit über ein Arbeitsgebiet, dessen unge- 
wöhnlicher Umfang und dessen verwirrende 
Vielseitigkeit sowohl eine strenge Begrenzung 
des Untersuchungsgebietes wie auch eine Neu- 
organisation des Wissenschaftsbetriebs er- 
forderlich machen... Dabei ist deutlich zu 
scheiden zwischen der Idee der Raumordnung 
einerseits, die, je nachdem, ob volks-, staats-, 
wehr- oder wirtschaftspolitische Motive ob- 
walten, einen etwas anderen Inhalt haben 
wird — und dem Moment des Raumes ander- 
seits, das im Sinne eines Forschungsprinzips 
der wissenschaftlichen Arbeit die Richtung 
weist. Raumordnung als zielbewußtes Wollen 
und Raumordnung als gegebener Tatbestand, 
d.h. als vorhandene Raumgestalt sozialer und 
wirtschaftlicher Erscheinungen, sind zweier- 
lei. Dort handelt es sich um gestaltendes Ein- 
greifen in ein bestehendes Ördnungsgefüge, 
hier um dieses Gefüge selbst, dessen Struktur 
der Forschung aufgegeben ist.“ 


Weigmann ist sich durchaus bewußt, daß die 
Aufgabe der Planungswissenschaft ungeheuer 
großs ist: „Denn nur ein gründliches Wissen 
um die vorhandene Ordnung gibt die Mög- 


lichkeit zielgerechter Umformung an die 
Hand...“ Er verkennt auch nicht, daß schon 
andere Wissenschaftszweige sich mit der 


Raumforschung beschäftigt haben. Er schreibt: 
„Eine solche Entscheidung ist ebenso wichtig 
wie unerläßlich, da die räumliche Betrach- 
tungsweise verschiedene Möglichkeiten eröff- 
net, von denen bekanntlich die geographischen 
Wissenschaften zum Teil schon Gebrauch ge- 
macht haben. Soll die planungswissenschaft- 
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liche Forschung mehr leisten als die bisherige 
Anthropogeographie in ihren verschiedenen 
Spielarten der Siedlungs-, Verkehrs, Wirt- 
schafts- und politischen Geographie, soll sie 
vor allem noch unmittelbarer der Idee der 
Raumordnung dienen, so muß sie den Nach- 
weis erbringen, daß sie im Dienste dieser 
Idee eine neue Methode zu bieten vermag, die 
über die bisherige Forschung hinaus neue, 
für die Planung fruchtbare Erkenntnisse 
liefert.“ 

Eigenartig ist, daß Weigmann hier, wie auch 
sonst im ganzen Aufsatz, nirgends die geo- 
politische Wissenschaft erwähnt, die ja die 
Erforschung des Volks- und Staatsraumes und 
der aus den Beziehungen zwischen Volk- 
Staat-Raum erwachsenden Gesetzmäßigkeiten 
sich als Ziel ihrer Arbeit gesetzt hat. Da bei 
einem Gelehrten wie Weigmann eine Un- 
kenntnis der geopolitischen Wissenschaft nicht 
vorausgesetzt werden kann, handelt es sich um 
ein absichtliches Übersehen der Geopolitik. 
Dies ergibt sich sichtbar etwa aus den Aus- 
führungen über die Bedeutung der Grenzen. 
Weigmann meint nämlich: „Das Neuartige 
der heutigen Raumforschung liegt also darin, 
dafs sie nicht nur die geographische Grenze 
berücksichtigt, um diese dann, wie ın der 
Geographie, durch die Behauptung ihres ur- 
sächlichen Primats zu überschätzen, sondern 
daß sie den Raum als allgemeines, formbilden- 
des Prinzip zur Anwendung bringt, mit dessen 
Hilfe die verschiedensten, z.B. Volks-, Stam- 
mes-, Sprach-, Staats-, Verwaltungs- und Wirt- 
schaftsgrenzen zur Darstellung kommen.“ Ge- 
rade das aber hat die Geopolitik seit über 
einem Jahrzehnt gelehrt; sie hat schon recht 
viele und brauchbare Untersuchungen ge- 
liefert, die nicht in den von Weigmann mit 
Recht gerügten Fehler verfielen; es genüge 
nur ein Hinweis auf Karl Haushofers Werk 
über die Grenzen. 

Es scheint uns überhaupt, als ob die Planungs- 
wissenschaft, so wie sie von Weigmann dar- 
gestellt wird, sich allzusehr an der alten 
theoretischen Volkswirtschaftslehre orientiere. 
Der Begriff der Raumstruktur, wie ihn Weig- 
mann verwendet, ist neben der von der Geo- 
politik herausgearbeiteten Anschauung des 
organischen Staates und der Dynamik des 
Volks- und Staatsorganismus ein recht rationa- 
listisches Gebilde. 

Vernachlässigt werden von Weigmann auch 
die außenpolitischen Kräfte, die von einem 
Lande ausgehen und oft entscheidend auf die 
Gestaltung eines Raumes einwirken — ein 
Forschungsgebiet, das von der Geopolitik von 
jeher in starkem Maße gepflegt wurde. Schon 
aus diesen wenigen Ausführungen ergibt sich, 
wie sehr die Planungswissenschaft der Ergän- 
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zung durch die Geopolitik bedarf: sie ist nicht 
mit Anschauung und Methoden alter Wissen- 
schaftszweige, sondern nur aus nationalsoziali- 
stischer Staatsanschauung und von einer aus 
ihr erwachsenen Staatslehre zu schaffen und 
hat als technische Wissenschaft neben der 
Geopolitik ihre große Aufgabe. 

Dann stellt sich die Aufgabe so, daß Geopolı- 
tik und Planungswissenschaft Hand in Hand 
arbeiten. Geopolitik als die Staatslehre, die aus 
der organischen Zusammenschau von Volk, 
Raum und Geschichte das Bild des Staates, 
Richtung und Zielsetzung seiner Entwicklung 
erarbeitet, die Planungswissenschaft, die für 
Durchführung dieser Erkenntnis die wissen- 
schaftlichen und technischen Mittel liefert. 
‚Wir würden uns freuen, wenn das bereits 
bestehende Hand-in-Handarbeiten weiter aus 
gebaut würde, geht es doch bei der Arbeit der 
Planungswissenschaft wie auch der Geopolitik 
nicht um Erkenntnisse irgendeiner neuen Wis- 
senschaft, sondern um Erforschung und For- 
mung des deutschen Raumes und der auf ihn 
wirkenden Kräfte. F. 


Ist Geopolitik Kriegswissenschaft ? 


Die in Paris erscheinende Zeitschrift ‚Nous 
les Latins“ brachte am ı4. Juli 1935 in gro- 
ßer Aufmachung einen Artikel „La Geopoli- 
tique, science de guerre“, der wert ist, sich 
eingehender mit ihm zu beschäftigen. Kern 
ist der Bericht des „Mainzer Anzeigers‘ über 
die geopolitische Schulungswoche der Arbeits- 
gemeinschaft für Geopolitik in Mainz im Mai 
d.J. Der Bericht ist vollständig ins Franzö- 
sische übersetzt. Ihm voraus geht eine Ein- 
leitung, an ihn anschließend werden Folge- 
rungen gezogen, die wohl den wildesten An- 
griff darstellen, der bisher gegen die Geo- 
politik unternommen wurde. Es ist uns die 
recht unfreundliche Stellungnahme der Fran- 
zosen gegen die geopolitische Wissenschaft 
bekannt. Der von A. Rehart verfaßte Artikel 
bildet jedoch einen Höhepunkt von Unsach- 
lichkeit und Gehässigkeit. Nicht nur, daß der 
Geopolitik pangermanistische Tendenzen vor- 
geworfen werden, die sachlichen Ausführun- 
gen. der Mainzer Redner werden dahin um- 
gedeutet, als ob die Geopolitik zu Krieg und 
Eroberungssucht aufstachle. Daß unter Ent- 
stellung der Mainzer Ausführungen versucht 
wird, in England Stimmung für Frankreich 
und die Verteidigung der angeblich bedrohten 
„römischen und französischen Zivilisation” zu 
machen, nimmt uns bei der ganzen Gestaltung 
des Aufsatzes nicht wunder. Zum Schlusse 
wird an Hitler selbst appelliert und um Ver- 
bot der geopolitischen Wissenschaft im Inter- 
esse des europäischen Friedens ersucht. Für 
die ganze Art des Aufsatzes mag die folgende 
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Stelle dienen, die natürlich nur aus reiner 
Friedensliebe von Herrn Rehart geschrieben 
sein dürfte: 

„Tout ceci prouve d’ailleurs, tout au moins 
a celui qui connait l’Histoire depuis Jules 
Cesar, et qui sait en faire les deductions 
naturelles et logiques, que la lutte autour du 
Rhin, la lutte entre le Germanisme et le La- 
tinisme, entre la barbarie et la civilisatıon, 
entre le materialisme brutal et l’ıd&alısme hu- 
manitaire, entre la ‚Kultur‘ et la Pens&e greco- 
romaine et chretienne, n’est pas encore, helas, 
terminee!“ 

Wer die Geschichte seit Julius Cäsar unbe- 
fangen verfolgt, wird nun allerdings zu ganz 
anderen Feststellungen kommen: ist sie nicht 
ein durch die Jahrhunderte nicht abreißendes 
gewaltsames Vorschieben französischer Macht 
über die naturgegebenen Grenzen hinaus an 
den Rhein und darüber hinaus? Hat sie nicht 
längst übergegriffen weit in den deutschen 
Volksboden hinein? Und soll etwa uns Heidel- 
berger der- tägliche Anblick des zertrümmer- 
ten. Schloßbaues überzeugen von den Segnun- 
gen der lateinischen Zivilisation, des ‚idea- 
lisme humanitaire' und der „pensee gr&co- 
romaine et chrötienne“? 


Kleinräume als Lebenskammern 


Das ARCHIV FÜR BEVÖLKERUNGSWISSEN- 
SCHAFT (VOLKSKUNDE) UND BEVÖLKE- 
RUNGSPOLITIK widmet sein Juliheft (V/Heft3) 
der Forderung nach einer Bevölkerungsge- 
schichte. Wenn wir Geschichte biologisch be- 
trachten wollen, stoßen wir sofort auf. die 
Tatsache, daß über die Wachstums- und 
Schrumpfungsvorgänge der Völker und Ras- 
sen, über Stadtbildung und soziale Auslese 
nur in völlig ungenügendem Maß Stoff bereit- 
liegt. Aber erst von einer Verwertung solcher 
Unterlagen aus kann die geopolitische, d.h. 
biologische Geschichtsbetrachtung den An- 
spruch auf wissenschaftlichen Dauerwert er- 
heben. 

Wie fruchtbar eine solche Geschichtsbetrach- 
tung sein kann, möchten wir an einem Aus- 
zug aus dem Aufsatz von G. Haase-Bes- 
sell: Struktur und Strukturwandel 
des deutschen Volkskörpers dartun. 
Er zeigt zunächst das Wirken der „horizon- 
talen“ (räumlichen) Auslese, dann die For- 
mung des Volkskörpers durch die „vertikale“ 
(gesellschaftliche) Auslese. In einer beispiel- 
haften Anwendung dieser Methodik führt die 
Verfasserin dann aus: 

„Es bleibt übrig, das Wirken der aufgezeig- 
ten, volksbildenden Kräfte an einem bestimm- 
ten Beispiel darzutun, wofür der Zeitlauf 
zwischen dem Dreißigjährigen Krieg und ‘der 
Gegenwart Deutschlands gewählt sei. Einmal, 
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weil die Bevölkerung Deutschlands am Ende 
des Dreißigjährigen Krieges so verelendet, 
herabgemindert, aller Gliederung bar, so von 
den Ereignissen überwältigt und eingeebbt 
war, daß sie vor dem Kreuzweg einer gänz- 
lichen Vernichtung im rassischen Sinne oder 
einen Aufstieg als neues Volk stand und sich 
im letzteren Fall die Vorgänge der Volks- 


-bildung klar herausheben werden; dann, weil 


sich die Ereignisse unserer Zeit aus diesen 
Gesetzen und diesen Vorgängen aus verstehen 
lassen müssen. Es ist ganz selbstverständlich, 
daß ich in diesen wenigen Zeilen keine Ge- 
schichte der völkischen Entwicklung der letz- 
ten Jahrhunderte Deutschlands geben kann — 
dafür bedürfte es ja auch großer Vorarbeiten, 
die erst in Jahrzehnten von vielen Mitarbeitern 
geleistet. werden können —, sondern mich da- 
mit begnügen muß, einige tragende Züge her- 
vorzuheben. 

Es fällt in dem Deutschland nach dem 
Dreißigjährigen Kriege auf, daß sich in ihm 
die Kleinstaaterei gegenüber anderen nor- 
dischen Ländern besonders entwickelt zeigt, 
eine Tatsache, die man meist als weiteren Ab- 
stieg wertet. Mag der unmittelbare Grund 
hierfür in der Schwäche des 'Kaisertums und 
dem geltenden Fürstenrecht gewesen sein, so 
hätte sich doch diese ganze Entwicklung nicht 
als so haltbar erweisen können, wenn in ihr 
nicht eine volksbiologische Berechtigung ge- 
wesen wäre. Denkt man an die weitgehende 
Entvölkerung des Deutschlands jener Zeit, an 
seine kulturelle und wirtschaftliche Zertrüm- 
merung, so wird es sichtbar, daß die Bildung 
eines Mosaiks kleiner Zellen die einzige Mög- 
lichkeit war, überhaupt wieder ein Volkstum 
entstehen zu lassen, das in seiner Vielgestal- 
tigkeit dem Reichtum des Erbguts der nor- 
disch-deutschen Rasse, ihrem Genius, ent 
sprach. Die gerade Linie, in der dieser Weg 
verfolgt wurde, deutet auf. die unversiegten 
Kraftquellen, die trotz allen Zusammenbruchs 
noch vorhanden waren. Mag sich die Klein- 
staaterei in späteren Zeiten als ein schweres 
Hemmnis für die Bildung Großdeutschlands 
erwiesen haben, so dürfen wir in dem Augen- 
blick, wo dieses stolze Wirklichkeit geworden 
ist, zugestehen, daß sie zu ihrer Zeit einen 
vollwertigen, volksbiologischen Sinn gehabt 
hat. Nur aus der Bildung kleiner ausgewoge- 
ner Kraftfelder konnte sich wieder ein orga- 
nisches, deutsches Volksleben gestalten. Die 
volksbildenden Kräfte der horizontalen und 
vertikalen Auslese mit ihrer Zuspitzung nach 
einer Ständeordnung waren auch am Werke, 
und Blut und Boden spielten zusammen, um 
zwar zum Teil winzige, aber doch klar- 
geprägte, ausgewogene Einheiten herauszu- 
stellen, die als Kristallisationspunkte von aus- 
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schlaggebender Wichtigkeit für die im Rasse- 
gut verborgen liegenden Entwicklungskräfte 
waren, und die die sonst tödliche Wunde am 
Volkskörper von kleinen unscheinbaren Ge- 
nesungsherden aus zum Schließen brachten. 
Jedoch, die Ausprägung der kleinen Staaten 
in dem Jahrhundert nach dem Dreißigjäh- 
rigen Krieg konnte ihren Sinn nur als Vor- 
stufe zu räumlich ausgedehnteren Einheiten 
haben, vielleicht von der Größenordnung der 
Nachbarn Deutschlands, zu denen sie in ein 
Gleichgewicht kommen mußten. Im Überblick 
erscheint uns heute die geschichtliche Sendung 
der großen Herrscher und Staatsmänner des 
“18. und 19. Jahrhunderts in diesem Zusam- 
menschweißen zu Staaten größeren Ausmaßes 
zu liegen, selbst dann, wenn dieser Kampf — 
ihnen selbst verborgen — um ganz andere 
Dinge zu gehen schien. Er führte nach 
mancherlei Anläufen und Vorstufen (z.B. das 
Preußen der großen Könige, die Neuordnung 
nach dem Wiener Kongreß, die verschiedenen 
Zoll- und Handelsvereine, der Norddeutsche 
Bund), oft genug unter der Gestalt kriege- 
rischer Auseinandersetzungen, die als Sieben- 
jähriger Krieg, als die napoleonischen Kriege, 
als die Kriege von 1866 und 1870 in die Ge- 
schichte eingegangen sind, schließlich zu dem 
vorläufigen Abschluß des Bismarckschen Rei- 
ches. Es ist kein Zweifel, daß diesen Kämp- 
fen letzten Endes volksbiologische Vorgänge 
zugrunde lagen. 

Kein Staat ist im volksbiologischen Sinne ein 
ruhendes System, sondern Schwankungen sei- 
ner Gleichgewichtslage ausgesetzt, die zur 
Überschreitung seiner Elastizitätsgrenze füh- 
ren können. Was im letzten Jahrhundert die 
innere Geschichte Deutschlands wesentlich be- 
stimmt hat, ist der Zusammenbruch der klei- 
nen Kraftfelder, die das Jahrhundert vorher 
zur Blüte gebracht hatte. Sie mußten eingehen 
in ein größeres, das gesamtdeutsche Kraft- 
feld, doch gab es eine Übergangszeit, in der 
die kleinen Felder zerstört waren — auch 
wenn sie in der Hauptsache ihre Grenzpfähle 
bis zum letzten Akt der Tragödie bewahrt 
haben — das große aber noch nicht voll aus- 
gebildet war, eine Zeit der erst äußerlich er- 
reichten Einheit.“ V 


Die Geopolitik wurzelt im Metaphysischen 


Aus dem oben angeführten Aufsatz von 
Haase-Bessell möchten wir noch eine 
Stelle anführen, die nicht nur für die bio- 
logische Geschichtsbetrachtung, sondern für 
das Gesamtgebiet der Geopolitik gilt — der 
Geopolitik wenigstens, wie wir sie national- 
sozialistisch sehen: als organische Staatsauf- 
fassung aus Blut und Boden. Der Trennstrich 
zum geographischen Materialismus, der aus der 
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politischen Geographie erwachsen, sich viel- 
fach mit der Bezeichnung „Geopolitik“ ge- 
deckt hat, ergibt sich dabei sehr deutlich. 

„Man wird seiner biologischen Geschichts- 
betrachtung, einer Geschichtsbetrachtung auf 
dem Boden der ‚Rassenidee‘ also nicht gerecht, 
wenn man außer acht läßt, daß sie zugleich 
rational wie irrational ist. Ich habe mich be- 
müht, im Anfang dieses Aufsatzes auf die 
Zusammenhänge hinzuweisen, die zwischen 
dem deutschen Geschehen der Gegenwart und 
dem Aufkommen eines neuen Weltbildes ohne 
Zweifel bestehen, darauf, daß diese Zusam- 
menhänge dem neuen Deutschland das Ge- 
sicht geben. Weil diese nationalsozialistische 
Weltanschauung also Blut aus dem Herzen 
des heutigen Natur£forschers ist, mutet es ihm 
seltsam an, wenn namentlich im Ausland im 
Zusammenhang mit dem völkischen Rasse- 
gedanken von ‚geistesfeindlichen Materialisten‘ 
gesprochen wird. Mag sein, daß es mißver- 
ständliche Deutungen in diesem Sinne ge- 
geben hat, doch wird man sagen dürfen, daß, 
wenn für eine biologische Betrachtungsweise 
des Volkstums überhaupt die Gefahr einer 
Überspitzung vorliegt, diese nach der Rich- 
tung des Gegenpols, des Nur-Geistigen geht. 
Es mag das verwundern, aber das Nur- 
Geistige schlummert auf dem Boden einer 
jeden Lehre vom Leben, da braucht man gar 
nicht erst seine Blicke nach Asien, nach In- 
dien zu richten. Wenn wir, Menschen die wir 
sind, Geist und Materie nur in getrennten Ge- 
dankenketten erfassen können, so liegt doch 
in jedem von uns ein ursprüngliches, un- 
mittelbares Wissen, daß sich diese beiden 
Linien jenseits unseres Verstehens wieder ver- 
einigen und der Schritt zum Mythischen, zum 
rein Metaphysischen ist dann nicht mehr 


groß.“ 


Zur Frage der Unterwanderung in Frankreich 


In den ANNALES DE GEOGRAPHIE (XLIV. 
Jahrgang, Heft 250 vom 15. Juli 1935) gibt 
G. Mauco: Bemerkungen über die Bevölke- 
rungsbewegung in Frankreich seit dem An- 
fang des 19. Jahrhunderts, die für das raum- 
bedrängte Mitteleuropa von erheblicher Be- 
deutung sind. Er baut dabei auf den Karten 
des Atlas de France) auf, dessen einschlägige 
Blätter von dem führenden französischen 
Geographen und einem der ersten Gegner 
unser Geopolitik, A. Demangeon, stammen. 

In Frankreich hat das Stagnieren, ja die 
Rückbildung des Volkskörpers mit leiser, aber 
hartnäckiger Kraft seit Jahrzehnten einge- 
setzt: es ergab sich eine Bevölkerungsleere, 
die zu einem Einfluten fremder Volksteile, 


1) Societ& francaise de Cartographie, 121, 
boulevard Saint-Michel, Parıs 5. 
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zu einer Unterwanderung führte, über die wir 
dem Aufsatz einige Angaben und die Schluß- 
folgerung entnehmen. Eingehende Angaben 
bietet: H. Harmsen, Bevölkerungsprobleme 
Frankreichs,..Berlin 1927, 6,40 RM. 

„Die fremde Bevölkerung betrug 370000 im 
Jahre 1851, d.h. 10% der Gesamtbevölkerung, 
aber 3 Millionen im Jahre 1931, d.h. 7%. 
Die Flut der Einwanderung drang durch zwei 
große Zugänge ein: die nördliche Grenze 
und die Mittelmeerküste. Die eine, welche 
sich nach Nordeuropa öffnet, und die andere 
zur mittelländischen Welt. Die 7 Departe- 
ments des mittelländischen Küstenstriches 
und die 6 Departements der nördlichen Grenze 
zählen mehr als ı Million Fremde, machen 
also mehr als ein Drittel der Fremdbevölke- 
rung in Frankreich aus. Gewöhnlich blieben 
die Einwanderer geschlossen in den Grenz- 
gebieten und in den städtischen Industrie- 
zentren. Im Jahre 1931 teilen sich vier große 


Bezirke in Dreiviertel der Fremdbevölke- 
rung: 
Mittelmeergeblet 2.2... e.eenee 650000 
Pariser Gebiet (Seine und Oise 
und Seine und Marne) ...... 620000 
Nördliches Gebiet............ 520000 
Östliches Gebiet ............- 320 000 


Auf jeden Fall bemerkt man aber seit dem 
Kriege eine Tendenz zur Ausbreitung über 
das ganze Land. Die fremde Bevölkerung ist 
weniger als früher an der Außenlinie zu- 
sammengeschlossen. Von nun an suchen die 
Einwanderungsorganisationen alle Mittelpunkte 
wirtschaftlicher Betätigung, gleichgültig, wie 
weit sie von der Grenze abliegen, mit Arbei- 
tern zu versorgen. So hat seit ıg2I eine er- 
staunliche Ausbreitung der Fremdbevölkerung 
im Inneren Frankreichs um sich ‚gegriffen, 
hauptsächlich in den Bergwerks- und Hütten- 
gebieten der Mitte und des Westens sowie in 
den entvölkerten Gebieten von Südwest und 
der Bourgogne, und dies so stark, daß es 
gerade die Departements im Inneren sind, 
welche seit dem Kriege den verhältnismäßig 


größten Zuwachs zu beklagen haben. 


Die jährlichen Einwanderungszahlen 


1920—1934 
1920... 201900 1923... 271900 
19217. 81 800 1924... 263900 
1922... 195400 1925... 176200 
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1926... 162100 1931... 102200 
1927... 64 300 1932... 69500 
1928... 97 700 1933... 75000 
1929... 179300 1934... 70 000 
1930... 221 600 


Wie man sieht, führen die Wirtschaftskrisen 
zu einem erstaunlichen Rückgang der Ein- 
wanderung (1921, 1927, 1932, 1934). Und 
wenn man die Rückwanderung in Rechnung 
stellt, welche in Streikperioden sich verstärkt, 
stellt man fest, daß es zu einem völligen Ein- 
wanderungsstillstand kommt als Folge des 
Überwiegens der Auswanderer über die Ein- 
wanderer. 1927 gibt es einen Überschuß von 
25000 Auswanderern über die Einwanderer 
und 1933 einen solchen von 100000. Die 
Einwanderung ist somit zum Barometer für 
das wirtschaftliche Leben Frankreichs ge- 
worden. 

Gespeist wird der Einwanderungsstrom in 
Frankreich vor allem von den Nachbarländern 
und von Mitteleuropa. Im Jahre 1926 zählte 
man unter 2505000 Fremden: 760000 Ita- 


liener, 326000 Belgier, 322000 Spanier, 
320000 Polen, 123000 Schweizer, 72000 
Schwarze (Afrikaner), 69000 Deutsche, 


68000 Russen. 


Zusammenfassung: 


Was soll man aus diesen bemerkenswerten 
Tatsachen schließen? 

Die allgemeine Bevölkerungsbewegung in 
Frankreich hat seit dem Krieg die nämliche 
Richtung eingeschlagen, der sie im 19. Jahr- 
hundert folgt: Verminderung der Bevölkerung 
in einer stets wachsenden Zahl von Departe- 
ments, Geburtenrückgang, der zu einem im- 
mer stärkeren Stillstand der Vermehrung der 
französischen Bevölkerung führt und als 
Folge in einer immer größeren Zahl von De- 
partements sogar den eigentlichen Bevölke- 
rungsrückgang hat, d.h. das Überwiegen der 
Todesfälle über die Geburten. Nach und 
nach bewahrheitet sich das Gesetz, welches 
besagt, daß in der liberalen Wirtschaft die 
Entwicklung der Rasse sich im entgegenge- 
setzten Sinn bewegt wie der Kraftaufwand 
des. Einzelmenschen für seine persönliche Ent- 
wicklung, mag sie sich nun im guten Sinn 
auf Werte oder im schlechten auf Wohlleben 
richten.“ 
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Hans RABL: 
Das Öl in Gesetz und Staat 


Wir führen mit diesem Beitrag die Arbeit des Verfassers in Heft VII und VIII 
des vorigen Jahrganges und den Aufsatz von Flemmig (Autarkiebestrebungen in der 
internationalen Treibstoffwirtschaft) fort. Die Schriftleitung. 


Als ungefähr um die gleiche Zeit von Professor Hunäus bei Wietze und Colonel 
E. L. Drake in Pennsylvanien das erste Erdöl erbohrt wurde, dachte kein Mensch, 
dachte vor allem kein Gesetzgeber daran, diesem Produkt eine besondere Stellung 
einzuräumen. Das Öl fiel überall unter die allgemeinen Berggesetze, und erst ganz 
langsam arbeitete sich in verschiedenen, heute den meisten Kulturstaaten der Erde 
eine eigene Ölgesetzgebung heraus. Zum Teil sind diese Bestimmungen Modifikatio- 
nen der gewöhnlichen Berggesetze, zum Teil treffen sie in die Steuergesetze; immer 
aber haben sie einen besonderen Zweck, der eng mit der Erdölsituation des betreffen- 
den Landes verknüpft ist. Denn seit sich — vor allem während und nach dem Welt- 
krieg — herausgestellt hat, daß das Erdöl zu einem unumgehbaren Faktor in Wirt- 
schaft und Verkehr, vor allem aber der Kriegführung geworden ist, haben sämtliche 
Staaten ein Lebensinteresse daran, sich so weitgehend wie möglich zu sichern. 

In dieser Gesetzgebung sind sehr deutlich zwei Gruppen von Staaten zu unter- 
scheiden, die mit und die ohne Erdölproduktion. Die ersten versuchen durch ihre 
Gesetze, ihre Industrie vor Überfremdung zu schützen, ihre Ausfuhrmöglichkeiten 
zu erhalten und damit die Lebensfähigkeit dieser lebenswichtigen Industrie, und 
endlich sehr häufig auch die gesamte Produktion mehr oder weniger in die Hand 
des Staates zu bekommen und für eine Hochhaltung der Preise auf jede Weise zu 
sorgen. Die zweiten haben das Bestreben, eigene Produktionen aufzubauen, sei es 
durch Förderung von Bohrvorhaben oder durch die Produktion von synthetischen 
Brennstoffen, und weiter durch staatliche Speicherpolitik allen kriegerischen Even- 
tualitäten gegenüber gerüstet zu sein. Die erste Gruppe besteht im wesentlichen 
aus Albanien, Argentinien, Holland, Mexiko, Persien, Peru, Polen, Rumänien und 
den USA.; die zweite aus England, Frankreich, Italien, Japan, Mandschukuo, 
Spanien, der Türkei. Nicht in dieser Gesetzgebung erscheinen nur Staaten ohne Öl 
und mit notorischer Neutralität, wie die Schweiz, die skandinavischen Staaten, 
Brasilien, Chile — und andererseits Kleinstaaten mit Ölschätzen, die politisch zu 
schwach sind, sich solche Gesetze zu geben (in einer früheren Arbeit wiesen wir 
auf solche Staaten hin). Und endlich fehlen in dieser Aufzählung zwei Groß- 
staaten: erstens Rußland, weil hier aus der besonderen Konstruktion des Staats- 
wesens heraus jede nähere Gesetzgebung über solche Bodenschätze überflüssig 
wird; zweitens Deutschland, wo nebeneinander ungefähr alle nur denkbaren gesetz- 
geberischen Möglichkeiten beschritten wurden und werden und das daher in seiner 
ganz besonderen Entwicklung eigens behandelt werden muß. 

Eine Sonderstellung besitzt fast überall der Steuerfiskus, der aus dem Erdöl 
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manchmal so viel Nutzen zieht, wie eigentlich in keiner Beziehung zu rechtfertigen 
ist. Die Bezinpreissenkung der letzten Jahre, die stellenweise geradezu einen Zusam- 
menbruch des Marktes gleichkam, kam auf diese Weise dem Verbraucher nicht 
zugute, sondern blieb in den staatlichen Taschen hängen. August Keßler von der 
Koninklije gab vor einiger Zeit eine Zusammenstellung der Zollerhöhung, die fol- 


gendermaßen aussieht: 


Zoll oder Steuer in Golddollarcents 
je USA.-Gallone am 


Land 


ern 


nern ne 


ingland erento 


Belgienne..ur2 er re ne 14,81 
Holland ee ee egere 10,46 
Ts allenar.eesalerene elenetehere tekererS 25,15 
\Üreglont uiolo da an oa ae BR Cold 30,03 
RUMÄNIEN, Gere ee ee ee 14,96 


Dies ist, wie gesagt, eine Erscheinung, die sehr häufig geradezu in Widerstreit 
mit den eigentlichen Ölinteressen der Staaten tritt, aber, gerade um manche In- 
konsequenz zu beleuchten, erwähnt werden mußte. 

Nun zu den Schutzgesetzen und -maßregeln der erdölreichen Staaten selbst. 
Das vorbildliche Gesetz von Peru haben wir früher bereits skizziert. Noch rigoroser 
ist das Vorgehen des Staates in Argentinien gewesen. Ein sehr großer Teil der Pro- 
duktion wurde hier in staatliche Regie genommen; es scheint, daß den Interessen 
Argentiniens bis zu einem hohen Grade gedient worden ist, indem man niemand 
in Commodoro Rivadavia eindringen ließ. Die argentinische Produktion hatte 
zuletzt einen Gesamtumfang von 2177000 cbm.; von diesem entfielen auf die 
staatlichen Betriebe 922 000; d. h., man ist nicht nur in der Lage, jederzeit über 
ungefähr zwei Fünftel der Ausbeute ohne den Umweg über die Produzenten zu 
disponieren, sondern man besitzt in ausreichendem Maße Anlagen und Personal, 
um notfalls die gesamte Produktion steuern zu können, was schließlich der Sinn 
jeder staatlichen Ölmaßregel ist. Hier wurde er auf sehr einfacher Weise erreicht 
— freilich, wie hinzugefügt werden muß, an einer an sich nicht großen Produktion. 
Aber das Beispiel Großbritanniens, wo die Anglo Iranian Oil Co. Staatseigentum 
ist, beweist, daß der Staat durchaus in der Lage ist, selbst ganz andere Komplexe 
zu Nutz und Frommen seiner selbst und seiner Untertanen zu übernehmen. Auch 
die mexikanischen Maßregeln, insbesondere die Gründung der Petromex, wurde:'an 
dieser Stelle bereits skizziert; heute kann hinzugefügt werden, daß der Mexican 
Eagle durch ein weiteres Urteil zu ihren Ungunsten, das sie zu einem Schaden- 
ersatz von 20 Millionen Pesos im Amatlandprozeß verurteilte, ein neuer Schlag 
versetzt wurde, der sich also direkt gegen die fremden Ölgesellschaften richtet. (da 
das Urteil ohne Zweifel als Präzedenzfall ausgenützt werden wird) und ihre Stel- 
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lung weiter zugunsten des Staates erschwert. Auch über die persischen ‚Verhältnisse, 
insbesondere zu der Hauptausbeuterin der persischen Ölländereien, der Anglo 
Iranian, braucht an dieser Stelle ‚nicht nochmals gesprochen zu werden. 

Die polnische Erdölindustrie, immerhin der drittstärkste Produktionskomplex 
Europas, hat seit längerer Zeit mit Schwierigkeiten zu kämpfen, gegen die man mit 
Mitteln des Staates vorzugehen versucht. Zunächst hat man einen „Fonds zur 
Förderung der Erdölbohrungen“ geschaffen, was mit Hilfe des Erdölgesetzes 
möglich wurde. Man will zur Einzahlung in diesen Fonds sämtliche Produzenten 
und Raffinerien heranziehen, was aber Schwierigkeiten hat, da sich insbesondere 
‘die kleinen Produzenten stark dagegen wehren. Man wird also den Verordnungs- 
weg beschreiten müssen, da eine Einigung nicht zu erzielen ist. Das ist um so 
nötiger, als die Produktion zu sinken beginnt und, wenn es so weiter geht, in 
absehbarer Zeit ein großer Verlust im polnischen Außenhandel erwartet werden 
muß. Weiter steht das polnische Erdöl zur Zeit in starkem Kampf gegen das 
rumänische, das an manchen Märkten billiger angeboten wird. Man hat daher schon 
ein Ausfuhrsyndikat schaffen müssen, das die Ausfuhr kontingentiert, um auf 
diese Weise jedem Produzenten wenigstens teilweise Erleichterung und Absatz zu 
schaffen. Um den Binnenabsatz anzuregen, hat die Regierung weiter die Maßregel 
ergriffen, den Preis um 20% zu senken (wie sie es vorher bei dem gleichfalls 
_ kartellierten Eisen und der Kohle tat). Fracht- und Steuerermäßigungen sollen das 
ihre dazu tun, der Industrie über ihre Krise hinwegzuhelfen. Ob freilich damit 
die starke Überhöhung der Preise aus der Welt geschafft werden kann (sie betragen 
ein mehrfaches des Weltpreises), ist die Frage. Andererseits aber sinkt nicht nur der 
_ Benzin-, sondern auch der Leuchtölverbrauch wegen dieser Preisüberhöhung ständig. 
Um einen Ausgleich zwischen den 37% Ausfuhr und den 63% Binnenverbrauch zu 
schaffen, wobei das Ausfuhröl mit Verlust abgesetzt werden muß, wurde ferner 
leizthin ein Zwangskartell der Raffinerien geschaffen, denn die Regierung wünscht 
nicht, daß die Produktion gedrosselt wird — das andere Mittel, um von den 
_ Ausfuhrverlusten freizukommen; dieser Wunsch aber dürfte in erster Linie auf 
militärischen Erwägungen beruhen. Wie man aus der Schere von Binnenpreis- 
' senkung und Ausfuhrpreisniedrighaltung aber auf die Dauer herauskommen will, 
ist trotz aller Regierungsmaßnahmen nicht ersichtlich, zumal dann nicht, wenn 
die Produktion gehalten werden soll — was wieder um so notwendiger ist, als 
' die Raffineriekapazität ohnehin nur zu 50% ausgenützt wird. Hier stehen sich 
Staats- und Industrieinteressen diametral gegenüber — zweifellos wird das Staats- 
_ interesse in einem so stark antiliberalistisch regierten Staat wie Polen siegen, 
aber noch ist nicht abzusehen, wie die Industrie dabei am Leben bleiben soll, 
außer wenn der Staat sie kurzweg übernimmt und angesichts der militärischen 
Notwendigkeiten mit Verlust fortführt. 

Trotz und wegen Staatsmaßnahmen sieht es in der rumänischen Erdölindustrie 
39 
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nicht besser aus. Die Produktion, von der 830% auf den Export fallen, ist hier 
wegen des Preiszusammenbruchs auf dem Weltmarkt am Erliegen. Die kleinen 
Gesellschaften schließen, die mittleren halten sich nur mit äußerster Anstrengung 
aufrecht, die großen leben von den aufgesammelten Reserven. Nur der Staat könnte 
hier Rettung bringen. Er tut aber das Gegenteil, er steuerte im Jahre 1933 nicht 
weniger als 54,3% des Verkaufserlöses fort. Durch diese Steuern wird jedes Aus- 
landsgeschäft zu einem Verlustabschluß, und die gleichen Steuern führen, genau 
wie in Polen, auch zu einem Schwund des Binnenmarktes. Erst als das Iraköl zu 
fließen begann und damit dem Rumänenöl ein neuer schwerer Konkurrent für 
Europa erwuchs, entschloß sich die Regierung, für die Ölindustrie, einen ihrer 
Hauptsteuerzahler, mit deren Zusammenbruch der des Staatshaushalts Hand in 
Hand gehen müßte, Erleichterungen wenigstens zu erwägen. Nicht in fiskalischer 
Beziehung; aber in der Frage der sehr stark überhöhten Binnenfrachten. Es be- 
stehen hierzu zwei Möglichkeiten: entweder die Bahnfrachten zu senken, oder den 
Bau einer Pipeline Campina—Ploesti—Constanza zu gestatten. Beides scheint aber 
vorderhand für den Staat noch untragbar, da die Eisenbahn erst im letzten Jahr 
ihrer Defizitwirtschaft ein Ende machen konnte und in beiden Fällen wieder in 
sie hineingeraten müßte. Auch hier liegt es, wie in Polen, so, daß die Industrie an 
der Grenze eigener Rationalisierungs- und Meliorationsmöglichkeiten angekommen 
ist; sie hat sogar bei Moreni in 2000 bis 2500 Meter Tiefe bereits ihre äußersten 
Reserven angegriffen. Man weiß in Regierungskreisen genau, daß etwas geschehen 
muß. Die Frage ist nur, was, und bisher konnte das niemand angeben. Die Sache 
besitzt besondere Wichtigkeit, denn Rumänien ist durch seinen Ölbesitz allen ande- 
ren Balkanstaaten kriegswirtschaftlich überlegen und wird diese Überlegenheit hal- 
ten wollen und müssen. Hinzu kommt komplizierend der ständige Gegensatz der 
Erdölproduzenten zur Nationalbank. Die Nationalbank verlangt 1,5 Milliarden Lei 
in Devisen nach, die die Produzenten nicht zur Ablieferung brachten, weil sie sonst 
nach ihrer Behauptung mit Verlust arbeiten müßten; sie beklagen sich hingegen 
über ein bis zu 39% gehendes Devisenagio der Nationalbank. Man drohte ihnen eine 
Zeitlang damit, das Inlandgeschäft zu monopolisieren und das Inkasso des Exports 
von Staats wegen zu übernehmen — was beides die Industrie wahrscheinlich rui- 
nieren würde. Als einzige Erleichterung bot man Exportprämien an, die die In- 
dustrie indessen ablehnte — denn die Weizenexportprämien sind noch nicht einmal 
für 1931 bezahlt. Zu Kompensationsgeschäften wird rumänisches Öl nur sehr be- 
schränkt (Ungarn und in bestimmten Grenzen Deutschland) zugelassen, da die 
Nationalbank eben auf die Devisen nicht verzichten kann und will. Diese letzte 
Maßregel wirkt sich denn auch für 1935/lI in einer Abschwächung der Preise bei 
rückläufigem Export aus. Um welche Objekte es sich dabei handelt, illustriert die 
Summe von 7,8 Milliarden Lei, die 1933 die Erdölindustrie ins Land brachte. Der 
Ausgang dieses Kampfes ist noch nicht abzusehen. 
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In Albanien liegen die Dinge anders. Hier sind in erster Linie rein wirtschaftliche 
Gründe für Regierungsentscheidungen ausschlaggebend. Die Bohrungen im italie- 
nischen Bezirk waren so erfolgreich, daß eine Pipeline nach Valona gebaut werden 
soll. Die Regierung aber macht die Konzessionserteilung davon abhängig, daß die 
Raffination nicht mehr, wie bisher, in Bari, sondern in Albanien selbst stattfindet. 
Die italienische Flottendemonstration im Juli 1934 dürfte zwar ganz allgemein den 
Zweck gehabt haben, das kleine Land an seine Abhängigkeit von dem großen Nach- 
barn zu erinnern, aber sicherlich auch von hier eine Motivierung empfangen haben. 

Die umfangreichsten Staatseingriffe hat sich die USA.-Produktion gefallen lassen 
‘“ müssen. Heute sind die Antitrustgesetze der Vorkriegszeit unaktuell geworden, 
um so mehr, als der Staat New York sie am 29. August 1933 außer Kraft gesetzt 
hat. Indessen muß doch an sie, die in erster Linie gegen den „Octopus“ Standard 
Oil erlassen wurden, erinnert werden. Zur Zeit freilich hat die USA.-Gesetzgebung 
andere Sorgen. Auch Antidumpingverordnungen stehen, obgleich man solche gegen 
deutsche Mineralöle zu erlassen für gut befunden hat, im Hintergrund. Das gesamte 
Interesse wird vielmehr von der NRA-Gesetzgebung in Anspruch genommen, die 
für die Ölindustrie am ı9. August 1933 in Kraft trat. Ihr Zweck war Schonung 
und Erhaltung der Reserven (erinnert sei hier an den Teapot-Dome-Skandal um 
die von dem Marinedepartement angelegten Bodenreserven, die von Staatssekretär 
Fall ungesetzlich an den Sinclairkonzern verkauft worden waren, während sie vor- 
her durch Gesetz zu Schongebiet für Kriegsfälle erklärt worden waren); weiter die 
Senkung des preiszerstörenden Überangebots. Texas, Oklahoma und Kalifornien 
haben sich an die Zahlen, die ihnen der Code vorschrieb, trotz aller Anstrengungen 
des Staatssektretär Ickes nie gehalten, bis zu 4o Millionen Faß monatlich mehr 
als erlaubt produziert. Auch die Raffinerien haben sich an die Codevorschriften 
durchaus nicht gekehrt, obgleich ihre Bücher nicht nur den Codebehörden, sondern 
auch den Steuerbehörden vorgelegt werden sollen. Es wurde stets mehr raffiniert 
als verbraucht, und die Lagermengen also, statt vermindert zu werden, noch erhöht. 
Das vorgeschriebene Verhältnis zwischen Rohöl- und Benzinpreis wurde nicht inne- 
gehalten, das Benzin vielmekr so niedrig abgegeben, daß jene Raffinerien, die auf 
fremdes Öl angewiesen sind, mit Verlust arbeiten. Die Standard selbst hat besonders 
in Kalifornien alles mögliche getan, indem sie sich zwischen Produktion, Raffinerie 
und Verkauf durch den Aufkauf überschießender und die Abgabe fehlender Mengen 
vermittelnd einschob. Aber die ungesetzliche Produktion in Osttexas warf alle diese 
Berechnungen wieder über den Haufen. Sie soll zeitweilig 80000 Faß täglich er- 
reicht haben (gegen 50.000 in normalen Zeiten) — und Östtexas weigerte sich, seine 
Produktion, die von zahllosen kleinen Unternehmern beherrscht wird, aufzugeben. 
Wirklich durchgreifende polizeiliche Maßnahmen konnten nicht getroffen werden. 
Wenn man sich des Eingreifens der bewaffneten Macht in Osttexas und des Ge- 
schreis der amerikanischen Öffentlichkeit erinnert, als man im vorigen Jahr einen 
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widerspenstigen Produzenten aus Versehen erschoß, wird man einsehen, daß die 
Regierung vor einem neuerlichen Eingreifen beträchtliche Scheu haben mußte. 
Vorderhand hat man eine Raffinationssteuer von o,ı Cent je Gallone erlassen, 
weniger dieser Summe wegen, als um überhaupt einen Überblick über die tatsäch- 
lich geförderten Mengen zu gewinnen, der bis jetzt vollkommen fehlte. Man hat die 
Hinterziehung dieser Steuer mit schweren Strafen bedroht — aber ob das hilft, 
muß abgewartet werden. Bisher jedenfalls hat sich in den USA. der Staat samt 
allen seinen Machtmitteln als schwächer denn die Industrie erwiesen, obgleich, 
grotesker Fall, hier die Großen durchaus und uneingeschränkt auf seiner Seite 
stehen. Die besondere Pikanterie ist, daß die Großen stets behaupteten, nur die 
Antitrustgesetze hinderten sie daran, Ordnung zu schaffen; die Antitrustgesetze 
sind gefallen — doch Ordnung herrscht nicht. Das Bedrohliche der ganzen Sachlage 
ist aber nicht einmal ausschließlich der fortgesetzte Preisverfall. Sondern in minde- 
stens gleich hohem Maße auch der rücksichtslose Raubbau mit den Ölschätzen der 
USA., vor allem Texas’, wo Vorräte, die noch Jahrhunderte überdauern könnten, 
sinnlos verbraucht werden. Hiergegen richtet sich in erster Linie der Kampf der 
Regierung, der bisher erfolglos blieb. Seit dem Zusammenbruch der NRA-Gesetz- 
gebung ist das Chaos noch verschlimmert worden. Der Hooversche Gedanke eines 
„compact“, eines Vertrags zwischen dem Bund und den Einzelstaaten, hat sich, 
kaum serneut ausgegraben, schon wieder erledigt — und in Texas wurden neue Raf- 
finerien erbaut. Die Preise sinken weiter ab, manchenorts liegen Tankstellenpreise 
unter den Großhandelspreisen auf den Feldern, und der Handel mit 'illegalem ‚hot 
oil“ geht weiter. Der Fall des Oil-Code, der am 8. Januar für verfassungswidrig er- 
klärt wurde, bedeutet daher praktisch nichts. Das Conallysche Ölgesetz, das an die 
Stelle des Code trat, staatliche Überwachung der Produktion und der Preise ermög- 
licht, bedeutet wahrscheinlich genau so wenig. Ob die seit März bestehende 
Petroleumbörse in New York mehr Einfluß haben wird, läßt sich noch nicht sagen. 
Es ist jedenfalls sehr die Frage, ob es möglich sein wird, alledem dadurch zu 
steuern, daß die USA.-Erdölfelder zu „public utilities“ erklärt werden (wie weiland 
Teapot-Dome); und Staatssekretär Ickes dürfte ein wenig weit in die Zukunft ge- 
sprochen haben, als er in Dallas auf der Versammlung der Erdölproduzenten im 
November vergangenen Jahres sagte: „Darum sage ich allen Ernstes, daß, wenn Sie 
nicht selbst dieser Verschwendung ein Ende bereiten, das Volk der Vereinigten 
Staaten sich an einem dieser Tage zu dem Gerichtshof der öffentlichen Meinung 
begeben und dieses Gericht ersuchen wird, festzustellen, daß Sie nicht zuständig 
sind, diese prächtige Erbschaft länger zu verwalten. Dann wird die Leitung Ihnen 
entzogen werden, Ihnen allen und für alle Zeiten.“ Doch das dürfte noch gute 
Weile haben — obgleich die Erdölschätze der USA. tatsächlich bedenklich zu schwin- 
den beginnen und man bereits heute Importe aus Iran, Venezuela und Rußland ins 
Auge fassen muß. 
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Selbst aus Holland, dem klassischen Lande der Handelsfreiheit, wird gemeldet, 
daß eine Verordnung gegen den billigen Verkauf von trustfreien Treibstoffen be- 
vorsteht. Diese Maßnahme würde den Tod aller Unabhängigen bedeuten, deren 
ungleichartige und auch in der Anlieferung ungleichmäßige Produkte bisher in- 
folge des geringeren Preises immer noch starken Absatz fanden. Es scheint uns, 
daß, wenn diese Pläne überhaupt verwirklicht werden, sie lediglich aus trust- 
freundlichen, rein wirtschaftlichen Erwägungen im Mutterland der Koninklije 
stammen können. Allerdings besteht auch die Möglichkeit, daß in den kleinen 
trustfreien Betrieben ihr großer Lieferant Asneft getroffen werden soll — aber 
dieses scheint uns doch etwas vag. Auch eine Steuer von 0,5 Cents pro Liter steht 
bevor, aus der Brückenbauten finanziert werden sollen; sie soll 1935 1,8 Mill. hfl., 
ständig infolge zunehmender Motorisierung im Ertrag steigend, ı940 bereits 
7,5 Mill. hfl. erbringen. 

Zwischensumme dieser Befassung der Staaten mit ihren Ölindustrien: Peru und 
Argentinien haben sich gegen Überfremdungstendenzen erfolgreich zur Wehr ge- 
setzt; Albanien ist dabei, es zu versuchen; Mexiko gleichfalls, aber hier steht der 
Kampf noch ziemlich negativ für die Regierung. In Polen und Rumänien chaoti- 
scher Kampf der Interessen des Steuerfiskus, des Außenhandels, der Industrie- 
erhaltung, der Kapazitäts- und Reservenrettung. In den USA. Kampf um die 
Reserven und den Preis — für die Regierung völlig erfolglos. Gesamt: auf diesem 
Gebiet ist die Gesetzgebung anscheinend noch nicht durchkonstruiert genug, um 
die Staatsinteressen wirksam zu vertreten. 

Ziemlich anders sieht es bei den ölarmen Staaten aus. Hier funktioniert die 
Maschinerie der Gesetze, Verordnungen und Steuern weit besser. In England ist 
diese Gesetzgebung noch nicht alt, aber dennoch bereits sehr weit. Erst in den 
letzten Jahren hat man dort eingesehen, daß man sich notfalls auf die überseeischen 
Ölgebiete nicht verlassen kann — oder es doch nicht sollte. Man versucht daher mit 
verschiedenen Mitteln, im Lande selbst eine Ölindustrie aufzubauen. Mr. Runci- 
man motivierte das betreffende Berggesetz damit, daß sich neuerdings das Interesse 
im Lande für die Suche nach Ölvorkommen erhöht habe, daß diese Suche ermutigt 
werden müsse und daß der Staat sich die Eigentumsrechte auf alle gefundenen 
Vorkommen vorbehalte. Diese Ankündigung schlug stark ein; um so stärker, als 
später bekannt wurde, daß sie nur getroffen worden war, um gewisse ausländische, 
vor allem usamerikanische Gesellschaft fernzuhalten. Der Staat hat unmittelbar 
nach dem Krieg 570000 Pfund für Pionierbohrungen geopfert, die bis auf eine 
einzige Sonde bei Hardstoft ergebnislos blieben. Er wünscht sich daher nicht mehr 
zu beteiligen, weder als Unternehmer noch als Subventionist; er ermöglicht es 
aber den Unternehmern (Konzessionen sollen, um Spekulantentum auszuschalten, 
nur an kapitalkräftige und zuverlässige Unternehmen erteilt werden), Konzessionen 
auf höffige Gebiete zu erwerben und gegen ein Entgelt an den Grundeigentümer 
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auszubeuten. Im Fall der Fündigkeit erhebt der Staat in Zusammenarbeit des Board 
of Trade und des Schatzamts eine Steuer von 3 bis 6 sh. je Tonne. Vor allem 
aber erklärt das Gesetz sämtliche Erdöl- und Erdgasvorkommen für Staatseigen- 
tum. Und das ist das Wesentliche: keine Förderung ohne Wissen und Willen der 
Krone ist mehr möglich. Weiter wird dafür gesorgt, daß schädliche Arbeits- 
methoden, Verschwendung von Erdöl und Beschädigung angrenzenden erdölhaltigen 
Grundes unmöglich sind. Freilich ist das heute, da die genannte einzige Sonde 1933 
38 Tonnen gefördert hat, noch vollkommen ohne praktische Bedeutung. Die 
symptomatische aber ist desto größer, und immerhin werden daraufhin ver- 
schiedene britische und usamerikanische Gesellschaften zu bohren beginnen. Paral- 
lel zu diesem Gesetz laufen Zollverordnungen, die für synthetische Treibstoffe aus 
einheimischen Kohlen eine Steuerermäßigung von 4 d je Gallone auf zehn Jahre 
festsetzen. Die Imperial Chemical Industries bauen in Durham eine Hydrieranlage 
von 100000 Tonnen Jahreskapazität, in Südwales sollen weitere Werke errichtet 
werden und die Eigenversorgung des Landes sicherstellen. Das Werk von Durham 
soll allein 3% des Jahresverbrauchs produzieren. Man hat diese Maßregel scharf 
kritisiert und hervorgehoben, daß sie nur je 1200 Arbeiter und Bergleute wieder 
in Arbeit bringe, dem Staat alljährlich 900000 Pfund koste, und daß natürliche 
Öle wesentlich billiger zu erstellen seien. Niemand hat widersprochen, aber es 
zeigte sich eben, daß bei der Annahme dieser Verordnung nicht sozial- und wirt- 
schaftspolitische Gesichtspunkte ausschlaggebend waren, sondern nur allgemein- 
politische und militärische. In naher Zukunft dürften durch alles das 10% des Ver- 
brauchs im Lande produziert werden. 

In Frankreich gehen die Bestrebungen in gleicher Richtung. Das amtliche 
Office National des Combustibles Liquides hat zwei Versuchsanstalten für Kohle- 
hydrierung in Angriff genommen mit der offen ausgesprochenen Motivierung, ‚der 
Gedanke sei äußerst beunruhigend, daß die Armee im Fall eines Krieges oder der 
Weigerung der heutigen Öllieferanten, Frankreich weiter zu beliefern, von der 
auswärtigen Brennstoffzufuhr abgeschnitten werden könnte. Alle Anstrengungen 
müßten daher gemacht werden, um unter den bestmöglichen technischen und wirt- 
schaftlichen Bedingungen, jedoch innerhalb der kürzesten Frist, die Gewinnung 
einer noch festzusetzenden Treibstoffmenge aus einheimischen Rohstoffen sicher- 
zustellen“. Man nimmt dazu übrigens weder die Patente der IG-Farben noch die 
der Imperial Chemical in Anspruch, sondern arbeitet nach eigenen von der 
Societ@ Nationale de Recherche und der Societ& des Mines de Bethune gefundenen 
Methoden. Das Kapital von 83 Millionen Francs wird zu 90% von der Regierung 
gestellt. Die Gestellungskosten für synthetischen Treibstoff werden mit 1,20 bis 2,00 
Francs pro Liter veranschlagt, gegen 20,9 Cent. für natürlichen cif französischer Ein- 
fuhrhafen. Man nimmt selbst an, daß eine Angleichung beider Preise in absehbarer 
Zeit nicht möglich sein wird — um so deutlicher die rein militärische Herkunft des 
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anderer Länder angewiesen ist, denn das Iraköl via Tripolis ist ja französisches 
Produkt. Wohl aber kann durch eine Mittelmeerflotte die Zufuhr gesperrt werden. 
Man baut daher mit Hilfe des Office des Fabrications d’Armement bei Marseille 
und Le Havre Raffinerien, die zusammen 460000 Tonnen fassen. Weiter stehen 
(durch das Office National des Combustibles) Tanks von ı 100000 Tonnen Fas- 
sungsvermögen zur Verfügung. Zusammen mit der früher geschilderten Irak- 
eroberung und einer Ausweitung der französischen Tankerflotte auf 409000 Ton- 
nen von 20000 Tonnen Vorkriegsraum ist wirklich alles getan, was getan werden 


pP kann, um Frankreich im Kriegsfall sicherzustellen und nicht wieder von USA- und 


englischen Zufuhren abhängig werden zu lassen. Da nun alle diese Institute und 
die für den Irak maßgebende Compagnie Francaise des P&troles entweder staatlich 
oder doch staatlich beeinflußt sind, konnte man ruhig auf das eine Zeitlang ge- 
plante Ölmonopol verzichten. Das Gesetz vom 30. März 1928, auf dem alle neuen 
Einrichtungen und insbesondere die Wandlung Frankreichs vom Benzin- zum Roh- 
ölimporteur basieren, reicht aus, um dem Staat die nötige Kontrolle und Ein- 
griffsmöglichkeit zu geben. Und man ersparte sich so Unstimmigkeiten mit USA., 
England und Holland, deren Ölgesellschaften, versehen mit ab 1928 laufenden 
bis zu zwanzigjährigen Einfuhrlizenzen, bereits erbittert gegen den Gedanken an 
ein Monopol Front gemacht hatten. Allerdings sind neuerdings unraffinierte Öle, 
Derivate und Rückstände daraus einfuhrgenehmigungspflichtig, und die Einfuhr- 
quoten für Mineralöle wurden um 12%, für Benzin um 10%, Schweröle um 10% 
und Gasöle um 10% herabgesetzt. Weiter machen staatliche Stellen Versuche mit 
Ersatzbrennstoffen von Holz, Holzkohle, Schieferöl, über deren Erfolge allerdings 
noch nichts verlautet. 

Sehr ähnlich ist die Haltung Italiens. Zunächst genießen sämtliche Raffineure 
einen Vorzug vor Importeuren von Benzin. Sie lagern zollfrei, zahlen Zoll erst 
nach Fertigstellung des Raffinationsvorgangs, und dieser Zoll ist dann erheblich 
geringer als der auf raffiniert importiertes Öl. Alle Importeure und Raffineure 
müssen die italienische Staatsangehörigkeit besitzen; die Raffineure brauchen Lizen- 
zen, die mit zwanzig Jahren Laufzeit erteilt werden, während die der Importeure 
von Fertigölen nur auf drei Jahre gelten. Ferner sind beide Gruppen gehalten, 
bestimmte, nicht geringe Mengen an Vorräten ständig einzulagern, mit welchen 
Kosten für einen rein militärischen Zweck also nicht der Staat, sondern die 
Industrie belastet wird. Von alledem ist natürlich die Marine ausgenommen. Für 
die ersten zehn Monate 1933 verzeichnete die italienische Zollbehörde eine Einfuhr 
von Russenöl von 432000 Tonnen, während die russischen Exportstellen eine Aus- 
fuhr von 901000 Tonnen an Italien angaben. Wenn die Differenz wirklich nicht 
durch den italienischen Zoll gegangen ist, bleibt als einzige Erklärung, daß die 
Kriegsmarine sie verbraucht hat, die damit zu einem der größten Ölimporteure 
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Italiens geworden sein dürfte. Die Subventionspolitik geht aber noch weiter: jetzt 
gewährt man den Raffineuren noch eine Prämie von 65 Lire je dz Benzin, Schmier- 
öl usw., der auf italienischem Boden gewonnen wird. Und endlich wird der 
Kontrollring des Staates über alles, was in Italien mit Öl zu tun hat, damit ge- 
geschlossen, daß seine Organe ohne weiteres überall, zu allen Anlagen ebenso wie 
zu allen Büchern, jederzeit Zutritt haben. Die letzte höchst rigorose Maßnahme ist 
der Zwang für alle Kraftwagen zur Umstellung auf Ersatzbrennstoffe bis zum 
31. Dezember 1937. Wer weiß, wie holzarm Italien ist, wird den Erfolg dieser 
Maßregel höchstens in einem Rückgang der Motorisierung erwarten können, zumal 
auch hydrierungsfähige Rohstoffe fast ganz fehlen. 

Ähnlich geformt ist auch die japanische Gesetzgebung. Eine neugeschaffene 
„Nationale Treibstoffkommission“ überwacht das gesamte Gebiet. Importeure und 
Raffineure müssen auf Anforderung ihre gesamten Vorräte sofort der Regierung 
zur Verfügung stellen und ferner, wie in Italien, jederzeit bestimmte Mengen ein- 
gelagert halten; da dies zu beträchtlichen Zinsverlusten der fremden Ölgesell- 
schaften führen muß, haben diese protestiert, doch ohne Erfolg. Die Einfuhr, die 
ungefähr 800% des Verbrauchs beträgt, kommt sowohl aus Rußland wie auch von 
Shell und Standard. Die beiden angelsächsischen Konzerne haben nun vor einiger 
Zeit ein Regierungseingreifen zur Drosselung des japanischen Imports verlangt 
unter der Behauptung, das Russenöl desorganisiere den japanischen Markt. Ob die 
Regierung darauf eingehen wird, ist noch nicht klar; sicher ist aber, daß ihr die 
Machtmittel dazu durchaus zur Hand sind. Im übrigen beginnt die japanische 
Regierung auch, sich aktiv an der Produktion zu beteiligen. Sie hat die Südsachalin- 
Ölgesellschaft in ein halböffentliches Unternehmen nach dem Muster der Süd- 
mandschurischen Eisenbahngesellschaft umgewandelt und neu organisiert, um, wie 
es heißt, der ölwirtschaftlichen Aktivität der Russen auf Nordsachalin, die bis 1937 
auf eine Jahresausbeute von 2 Millionen Tonnen kommen wollen, durch Ausbeutung 
der Lager von Karafotu standhalten zu können. Daß Mandschukuo im gleichen 
Fahrwasser schwimmt, ist nur selbstverständlich. Ebenfalls gegen geharnischte Pro- 
teste der britischen, usamerikanischen und holländischen Gesellschaften wurde die 
Gründung der Monopolgesellschaft ‚„Mandschukuo Oil-Co“ mit einem AK. von 
5 Mill. Yen (ı Mill. Regierung von Mandschukuo, 2 Mill. Südmandschurische 
Bahn, > Mill. Nichon-Gekiju und Kokura-Oil) durchgeführt. Ob die Antwort der 
ausländischen Gesellschaften, die völlige Einstellung jeden Geschäfts mit Man- 
dschukuo — Japan erklärte sich in einer Note an London für nicht verantwort- 
lich — wirklich ein Druckmittel ist, bleibt abzuwarten; die Nichtanerkennung von 
Mandschukuo durch die USA., die nun sogar Liberia anerkannt haben, hat jeden- 
falls keinen erkennbaren Eindruck gemacht. Weiter arbeitet die Südmandschurische 
Bahn an der Erschließung der Ölschieferlager von Fushim, die 5,4 Milliarden Meter- 
tonnen mit einem Gehalt von 6% unraffiniertem Öl enthalten sollen. Man wird 
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sich also von dem in Kriegszeiten höchst unsicheren Russenöl baldigst emanzipieren 
' können. Es ist jedoch klar, daß auch die Beschränkung auf die angelsächsische Ein- 
' fuhr für Japan keine völlige Sicherheit bedeutet — im Falle eines Konflikts mit 

den USA. wäre sie wertlos. Daher wird man wohl eine staatlich geförderte erhöhte 
| Aktivität Japans in Niederländisch-Indien mit seinen Petrolschätzen erwarten dürfen. 

Die Pläne der Türkei scheinen augenblicklich nur von steuerlichen Gesichts- 
punkten regiert zu werden. Wenigstens läßt das geplante Monopol, das nur gegen 
‚ erhöhte Zölle eine Einfuhr ermöglicht, darauf schließen. Es wird eine gewisse 
innerpolitische Wichtigkeit haben, daß auf diese Weise die bisherigen Verbrauchs- 
steuern abgeschafft werden; der Verbraucher kann wenigstens meinen, er sei sie 
los — wenn der Verkäufer ihm auch sicherlich die Einfuhrzölle weiter aufbürden 
und der Verbraucher auf diese Weise vielleicht noch stärker als bisher belastet 
sein wird. Überdies wird man trotzdem den Kleinverkaufspreis mit einer neuen 


Steuer belegen, die dazu dienen soll, einen Fonds für Schürfungen und andere 
' Vorbereitungen zum Aufbau einer eigenen Industrie zu schaffen. Diese Steuer 
schwankt je Produkt zwischen 2 und 20 Pfennig. Die geologischen Aussichten dieses 
Unternehmens sind allerdings so ungewiß, daß möglicherweise die so vereinnahmten 
Gelder auch anderen Zwecken mangels eigener Aufgaben zufließen werden. 

In Spanien sind die Tendenzen denen der Türkei ähnlich. Unbeträchtliche Vor- 
kommen bei Almaden sollen neuerdings so groß sein, daß sie bei geeigneter Aus- 
beutung den gesamten spanischen Bedarf decken können. Ein Parlamentsantrag auf 
rein staatliche Ausbeutung liegt bereits vor, dürfte aber reichlich verfrüht sein. Im 
' übrigen versucht die ‚‚Campsa“, die privat scheinende Pacht-Monopol-Gesellschaft, 

für ihre Öleinfuhr Ausfuhrkompensationen zu erreichen, und hat aus diesem Grunde 
den Liefervertrag mit Rußland erlöschen lassen, ist also rein wirtschaftspolitisch 
‚ orientiert. Zuletzt ist man in Rücksicht auf die zunehmenden Absatzschwierig- 
keiten der spanischen Kohlenzechen in Asturien auch Plänen zur Kohlenhydrierung 
nähergetreten und beabsichtigt den Bau eines Versuchsinstituts. Aber auch hier 
stehen militärische Zwecke keineswegs im Vordergrund. Sondern, wie auch in der 
Türkei, herrscht vor allem der Wunsch, die Devisenlage des Landes durch die 
| Drosselung der Öleinfuhr und den Aufbau einer eigenen Industrie zu bessern. 
In Schweden endlich wird seit einiger Zeit die Einführung eines Erdölmonopols 
ventiliert; in Ungarn schwebt ein Kampf zwischen Staat und Raffinerien um den 
' Preis, den die Raffineure um 30% heraufsetzten, was von der Regierung mit einem 
Aussetzen der Einfuhrzölle beantwortet wurde; die Schweiz, von jeher motori- 
" sierungsfeindlich, erhöhte erneut die Benzinzölle, so daß hier die höchsten Preise 
von ganz Europa bestehen; Bulgarien hingegen hob wegen der schlechten Folgen 
für den Fiskus das Erdölmonopol wieder auf. 

Ziehen wir die Summe in diesen ölarmen Staaten: der Staat hat sich hier, mög- 

‚ licherweise infolge der dringlicheren Notlage, gegen die Industrien viel stärker 


. 


582 Grundfragen Heft 9 


durchsetzen können. Freilich liegen seine und der Industrie Interessen auch hier 
viel näher zusammen. Immer handelt es sich ja um eine möglichst reibungslose 
Versorgung auch in unnormalen Zeiten. Und es kann der Industrie nur recht sein, 
wenn sie die Gewähr hat, was auch kommen möge, ihre Produkte absetzen zu 
können. Man wirft hier den Regierungen von seiten der Privatwirtschaft nicht so 
viele Knüppel in den Weg wie auf der anderen Seite, und das macht sich natur- 
gemäß stark bemerkbar — besonders stark bei einer so mächtigen Industriegruppe, 
wie es die Petrolindustrie nun einmal ist. 

Zum Schluß: das Deutsche Reich. Angefangen vom Spritbeimischungszwang 
über die Förderung des Hydrierverfahrens, die Unterstützung neuer Bohrungen, 
Gesetze über den Zwischen- und Einzelhandel, Verordnungen gegen die Verschwen- 
dung von Altöl, Entschließungen gegen das wilde Terrainspekulantentum, staat- 
liche Richtpreise bis zu einer eigenen staatlichen Produktion haben wir ungefähr 
alle Möglichkeiten eines Eingreifens verschiedener Finger der öffentlichen Hand 
hier beisammen. Dieses ziemlich umfassende System, das vor uns steht, ist freilich 
die Frucht einer jahrzehntelangen Entwicklung. Es ist im Rahmen dieser Arbeit 
vollkommen unmöglich, diese Linie herauszuarbeiten, die etwa bei der Rück- 
drängung des Russenöls durch die Standard Oil mit ihren deutschen Tochtergesell- 
schaften beginnt, anfänglich das Reich vollkommen als Domäne fremder Gesell- 
schaften sah, nachdem man frühe Reichsmonopolpläne abgedrosselt hatte, und 
heute bei einer zielbewußten staatlichen Förderung steht, die darauf ausgeht, den 
deutschen Bedarf möglichst im Lande selbst, sei es durch natürliches oder syntheti- 
sches Öl, zu decken. Dabei sind heute nicht allein militärische Gründe ausschlag- 
gebend, sondern vor allem devisenwirtschaftliche. Das Reich ist zur Zeit — und 
infolge der staatlichen Förderung des Kraftfahrverkehrs noch stärker als vor zwei 
Jahren und früher — abhängig von einer außerordentlich umfangreichen Öl- 
einfuhr, die die Devisenwirtschaft überaus schwer belastet. Wir dürfen also nicht 
von im wesentlichen vorsorglichen Maßnahmen sprechen, wie sie die fast sämtlicher 
anderen ölarmen Staaten darstellen, sondern wir stehen hier einem neuen Ge- 
sichtspunkt, dem der ganz unmittelbaren Schwierigkeit, gegenüber. Über diesen 
ebenso wichtigen wie umfangreichen Komplex muß indessen ein anderes Mal ge- 
sondert gehandelt werden. 
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Geopolitik in Handbüchern des Wissens 

Zwei große Handbücher des Wissens mit 
zrundverschiedener Einstellung gehen auf das 
Ende gehaltvoller Ausgaben zu: 

1. Der „Große Brockhaus“ mit dem 
18. Band seiner 15. Auflage: „Spy-Tot“ —, 
uf dessen erster Seite wir als gutem Vor- 
zeichen der glänzendsten Persönlichkeit gesamt- 
leutscher Geschichtsauffassung, Heinrich von 
‚Srbik“ begegnen. Ihr folgt freilich unter 
lem Schlagwort „Staat“ eine Schilderung, 
ın der die unlösliche Verbindung von Blut 
und Boden mehr vorbeirauscht, als daß sie 
las Ganze zu durchdringen vermöchte; so 
sieht sich die Geopolitik in dem schmal ge- 
ratenen „Staatsgebiet“ unbillig eingeschränkt. 
Noch hält der auf Papier gegründete Staats- 
begriff gegenüber dem fest auf gewachse- 
nem Boden gewordenen und gebauten ein 
Vorrecht fest, das nicht mehr lange standhal- 
ten wird. Fesselnd sind die ‚„Staatsromane“. 
Aber haben Lenin und Mussolini keinen ge- 
schrieben? ‚Sun Yat Sen“ und Gandhi 
keinen erdacht? — Auch die ‚Staatswissen- 
schaft‘ lebt auf „fließendem“ geopolitischen 
Grunde! Praktischer Boden wird vorbildlich 
mit der „Stadt“ und ihrem reichen Bildstoff 
betreten, aus dem eine kundige Hand städte- 
geographischen Stoff für viele Lehrstunden 
herausholen kann. Beim Schrifttum über die 
„Stadt“ würden einige der grundlegenden 
angelsächsischen und französischen Arbeiten 
über Urbanismus wohltun. Auf der Höhe der 
Zeit ist der — knappgeschürzte — „Städte- 
bau“. 

Großraumdarstellungen von Rang sind „Stil- 
ler Ozean“, „Südamerika“, „Südafrika“, das 
„Südpolargebiet“ mit schönen Karten; Städte- 
bilder von treffsicherer Darstellung „Stock- 
holm“, „Straßburg“, „Stuttgart“. Knapp sind 
„Tibet“ und „Thüringen“, knapper noch 
„Steiermark“ und ‚Tirol‘ im Raum bedacht 
worden. Sollten so wichtige Grenzlandschaf- 
ten nicht reicher ausgestattet dem Leser 
nähergebracht werden? Unter den flotten 
Aquarellen fallen ‚„‚Tafelberg“ und „Taormina“ 
als besonders gelungen und geographisch 
überzeugend auf, als besonders hervortretende 


Zeugen der Künstler- und Gelehrtenleistung, 
die in den geographischen Miniaturen steckt. 

2. Vom „Großen Herder“ sind seit der 
letzten Besprechung (Heft 1/35) zwei Bände 
Bd. 10: „Reue bis Sipo“, und Bd. 11: „Sippe 
bis Unterfranken“ erschienen. Sie halten bei 
den geopolitischen Stichworten planmäßig die 
knappe, aber systematische Bebilderungs- und 
Kartenlinie, durch den in der Mitte heraus- 
gebrachten nützlichen Welt- und Wirtschafts- 
atlas unterstützt. Ein klar hingestrichenes 
Stromporträt ist der „Rhein“, auch durch 
andere Bilder der Zuflüsse, wie das „Reuß- 
tal“, „Rheinfelden“ zu ergänzen. Aus dem 
Lagenbild von „Rio de Janeiro“ ist durch 
drei Zeichnungen auf engstem Raum das 
Mögliche gemacht. Eine reiche Ausstattung 
war nach der Gesamtanlage für „Rom“ zu 
erwarten: sie umfaßt auch geopolitisch das 
irgendwie zu Erhoffende im engen Raum 
eines Handbuchs des Wissens und beschreitet 
namentlich in der Verbindung von Beziffe- 
rung und Fliegerbild (S. 218) neue Wege. 
Schön ist die „Romanik“, das ‚Römische 
Reich“, knapper die „Römische Kunst“ ge- 
raten, dankenswert die Leiste auf S. 26a: 
„Das römische Gesicht“, weiter Ausgestaltung 
fähig. Unter den Landschaftsbildern treten 
„Rorschach“ (wegen der Stimmung über dem 
Bodensee), die „Sahara“ (wegen der Licht- 
schärfe), günstig hervor. „Rumänien“, „Ruß- 
land“ sind für die Weite der Gegenstände 
knapp behandelt; mehr Raum und Liebe ist 
der „Schweiz“ mit guten Bildern, Diagram- 
men und Karten u. a., einer sehr sympathi- 
schen Spalte über ihr Wehrwesen mit flottem 
Bild vergönnt. 3. Auch Bd. 11 hält die 
Höhe der reichen Kleinbilderausstattung von 
kennzeichnenden Wert: ‚Sizilische Land- 
schaft“, ‚Schären“ sind Beweise. „Skandi- 
navien“, „Slawen“, ‚„Slowakei“ hätten mehr 
Raum verdient, bringen auf dem eng zuge- 
messenen das Menschenmögliche. „Spanien“ 
und seine Kunst sind gut bebildert. Die 
„Sprachgeographie“ ist nur erwähnt. „Staat“ 
und „Staatsformen“ dürften auch hier mit 
einem Tropfen geopolitischen Öls gesalbt wer- 
den! — „Stadt“ und „Städtebau“ geben Ge- 
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legenheit zu Vergleichen der Staatshandbücher, 
wie sie sonst selten sind. „Tabak“ und ‚Tee“ 
sind bei Herder liebevoller zu kartographi- 
scher Darstellung ausgenützt, ebenso wie die 
„Tierverbreitung“. „Tschechoslowakei“, „Tür- 
kei“ und „Ungarn“ bieten Gelegenheit zu 
guten Zusammenfassungen. Auch in den zu 
Ende eilenden Schlußbänden wird die ver- 
pflichtende Linie gehalten! 


Geopolitische Bilderbücher 

Zwei Bilderbücher von hohem Rang bei 
grundverschiedener, fast polarer Gegensätz- 
lichkeit verdankt die Geopolitik dem Verlag 
Bruckmann, München: 

1. Franz Kuypers: ‚Griechenland‘ mit 
96 Bildtafeln und Originalaufnahmen von 
Charlotte von Gwinner, 200 S., ı Kte., 
vornehmste Ausstattung, und 

2. Karl C. von Loesch: ‚Deutsche Züge 
im Antlitz der Erde“. Ein Bruderwerk 
zum „Antlitz der Grenzlande“, mit 850 Ab- 
bildg., 306 S. 

Wir sprachen von ihrer polaren Gegen- 
sätzlichkeit; denn im ersten Band liegt der 
Schwerpunkt für den geopolitisch sehenden 
und schauenden Menschen fast ausschließlich 
auf den mit unerhörter Einfühlungskraft in 
das Wesen und den Seelenwert der griechi- 
schen Landschaft geschaffenen Bildern von 
Charlotte von Gwinner; und den höchst kulti- 
vierten Text von Franz Kuypers hört er 
nebenbei, wie die Exkurse eines Reisebeglei- 
ters aus der Schule Winkelmanns und Bae- 
dekers, im Stil früherer Italienfahrer sich 
der vielfältig zusammengetragenen Kenntnisse 
freuend, aber etwa so, wie Hellenisten den 
Feldzügen von Römern beiwohnen, reich an 
klassischen Reminiszenzen und anmultigen 
Sprachwendungen, aber die welthistorische wie 
die geopolitische Linienführung dem Tat- 
menschen überlassend. Der schuf in diesem 
Fall die großartigen Bilder, aus denen Hellas 
von einst und heute klarer, schärfer umrissen 
emporsteigt, als aus dem höchst gebildeten, 
aber schwerflüssigen Text. 

Umgekehrt folgt man in dem Bilderwerk 
von Karl C.v. Loesch gespannt dem auf- 
bauenden Gedankengang des Autors und fragt 
sich oft, ob ihm denn auch der vorhandene, 
leider ungleichmäßige Bildstoff genügt habe. 
So mischt sich im Gegensatz zum klaren, 
liniensicheren Aufbau von Loesch, gewiß 
„unten am Erdboden, in der vielgestaltigen 


Literaturbericht 


Heft 9 


Wirklichkeit des Völker- und Menschenlebens“ 
— aber von ihm einheitlich gesehen, in die 
Bildersammlung neben manche ausgezeichnete 
Aufnahme auch das Ergebnis engräumigerer 
Geister und mancher kleinen, läßlichen Eitel- 
keit: zurückgedämmt, wo Loesch aus eigener 
Anschauung auswählte, waltete und schrieb, 
etwas breiter, wo er seinen Bildersammlern 
Raum ließ. So ist der Hauptreiz dieses Ban- 
des, die Spuren von Loesch unter, in und 
hinter den Bildern zu suchen. Es ist der Mühe 
wert! 
Aus dem indopazifischem Bereich 

Schon gewürdigt wurde hier das wertvolle, 
leider diesmal ohne den nützlichen Teil, ohne 
„Who is who?“, erschienene: 

1. „Japan Year Book“ (für 1935, wie 
1934 und 1933 im Auftrag der Foreign Af- 
fairs Association of Japan, herausgegeben von 
K. Inahara; mit Karte in Sonderumschlag, 
das auf 1356 engbedruckten Seiten alles von 
Japan aus für wünschenswert gehaltene Wis- 
sen über Japan in weite Kreise trägt und — 
kritisch und weise benützt — weitgehende 
Landes- und Volkskenntnisse vermitteln kann). 

Dann fesselt unter den Neuerscheinungen 
den Blick eine ungewöhnlich schöne Ostasien- 
karte. 

2. „Manchoutikuo and adjoining terri- 
tories‘‘; 1;2500000: Land survey depart- 
ment; Japan. Sechs Höhenstufen (farbig); 
drei Stadtpläne, dabei Stadterweiterung von 
Hsinking, je 1: 150000; Ostasienübersichits- 
karte 1: 40000000; neue Provinzeinteilung; 
Luftverkehrsnetz. Und 

3. Julian Grande: ‚Japan’s place in the 
world‘‘; Herbert Jenkins Ltd.; London 1934; 
in schneller Folge in 2. Ausgabe. 245 S., 
ı6 Abbildungen; Übersichtskarte. 

Während „Japan Year Book“ und die 
kartographischen Kriegsschauplatz-Aufnahmen 
des japanischen Generalstabs, hier oft erwähnt, 
für sich selbst sprechen, bedarf das frische, 
tapfere und ungeschminkte Buch des aller- 
dings wenig deutschfreundlichen langjährigen 
Times- und Daily-Telegraph-Korrespondenten 
einiger Hinweise darauf, was der Leser darin 
findet und nicht findet. 

Was er findet, sind klare und scharfe 
Werturteile, vor allem über das Verhältnis 
Japans zum Völkerbund, wie er jetzt ist 
(Kap. VIII) und zu den Gedanken von Genf 
(Kap. IX); peinliche Wahrheiten über die 
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wirkliche, nicht vorgegebene Aufnahme der 
Völkerbundskommission unter Lord Lytton in 
der Mandschurei (als „unerwünschte Fremd- 
linge“), mit bitterbösen Bemerkungen über 
das Unterfangen, nach wenigen Wochen all- 
seitig gehemmter Einsichten ein weltgültiges 
Urteil über China und seine Außenländer ab- 
zugeben (S. 117), über die Zukunftsmöglich- 
keiten zwischen Japan und den Sowjetbünden, 
„da für beide ganz ÖOstsibirien einen Krieg 
erster Klasse (first-class war) nicht wert sei“. 
Was der Leser nicht findet, ist, daß die 
Blütenträume zwischen beiden Inselreichen 
nicht so rosig verwirklicht werden können, 
wie Julian Grande sie — im Gegensatz zu 
den transpazifischen Beziehungen — darstellt. 

Was der denkende Leser aber zu seiner 
angenehmen Überraschung in einem sonst 
naturgemäß etwas auf Sensation gestimmten 
Buch nicht findet, das ist jene Auffassung 
von Japan als einem unbekümmert um die 
Folgen seewärts und landwärts um sich grei- 
fenden unersättlichen Staatswesen, die nament- 
lich zwischen USA. und Japan soviel Zünd- 
stoff gehäuft hat. Wie sehr sich „the classes 
that count“ (Kap. VI) der Gefahrlage des 
schmalen, überbauten, menschenwimmelnden 
Reichskörpers bewußt sind, bringt Julian 
Grande an so vielen Stellen vor, daß sie 
einzeln nicht aufgezählt werden können. Aber 
auch England wird (S.35) vor dem politischen 
Denken ausschließlich in westlichen Denk- 
formen gewarnt. „England is no arriviste, 
profiteer Great Power.“ „No new tripper in 
Asia or upon the Pacific Ocean.“ 

Grande zeigt auch, wie die großen pazi- 
fischen Dominien ‚von einer negativen zu 
einer common-sens#Politik gegenüber dem 
Fernen Osten übergehen“, übergehen müssen. 
„Wolle hat einen mildernden Einfluß“, 
schreibt er von Australien, namentlich wenn 
man zuviel hat und sie regelmäßig loswerden 
möchte. „Die Welt möchte nicht so sehr die 
Absichten Japans wissen, als die der Inhaber 
der letzten, offenen, unbesiedelten Land- 
flächen.“ 

Fesselnd sind (S. 62) die Wahrnehmungen 
über die Wirkung des Heeres und der Flotte 
„als Propheten einer besseren Ordnung, grö- 
Beren sozialen Gerechtigkeit und inneren Er- 
neuerung‘, die V. dem theoretischen National- 
sozialismus vor seiner Machtergreifung in Ita- 
lien oder Deutschland vergleicht, obwohl er 


selbst die Parallele weder nah noch sicher 
nennt. Denn diese Dienste haben ja tatsäch- 
lich den entscheidenden Teil der Macht um 
den Thron schon in Händen! Insofern ist es 
ein ungleiches „Tauziehen zwischen ‚visionä- 
ren‘, fernsichtigen Offizieren und kurzsich- 
tigen Industriellen“. Dieses Verständnis für 
die Samurai-Politik, auch für die Persönlich- 
keit von Araki zeigt, wieviel gerade der 
weltumspannend denkende Nationalsozialist die- 
sem Buch abgewinnen kann, obwohl sein Ver- 
fasser dem Nationalsozialismus durchaus nicht 
geneigt ist. Aber er versucht eben, über die 
dem Nationalsozialismus mehr als dem. Fa- 
schismus verwandte Bewegung in Japan die 
Wahrheit zu sagen. Auf S.65 u. 66 leuchtet 
die Achtung vor dem deutschen Wehrgeist 
durch alle politischen Vorurteile, wie Alt- 
japan durch das neue! 

Wer wird ihm zumeist den Weg verlegen? 
Eine Festlandhemmung zeigt 

4. Erich Thiel: ‚„Verkehrsgeographie 
von Russisch-Asien‘“; Ost-Europa-Verlag, 
Königsberg i. Pr. u. Berlin W 35; 324 S.; 
32 Abbildungen, 7 Karten. Bd.ı7 der Ost- 
europäischen Forschungen. Gewidmet dem 
Anreger Arved Schultz. 

Eine ausgezeichnete, gediegene Darstellung 
des weltpolitisch entscheidenden Problems von 
Nordasien, in welcher der Abschnitt All: 
„Die Oberflächengestaltung und ihr Einfluß 
auf den Verkehr“, namentlich in der packen- 
den Zusammenfassung der geopolitischen An- 
triebe und Hemmungen der russischen Be- 
sitzergreifung in Sibirien (3, 4 u. 5) groß- 
artigen Wurf hat. 

Die Bilder, zu denen Anger und Arved 
Schultz dankenswerterweise aus ihren eige- 
nen Aufnahmen beigesteuert haben, vermit- 
teln sichere Eindrücke. Ein auf 21 Seiten 
wohlgeordnet nachgewiesenes Schrifttum ist 
unauffällig gewürdigt und, wo es nötig 
schien, unaufdringlich angezogen. Was die 
Sowjetbünde namentlich über die allerneuesten 
Verkehrsformen: Flug- und Funkverkehr, so- 
wie ihre Eisenbahnpläne an die Weltöffent- 
lichkeit gelangen lassen wollen, ist der ver- 
kehrsgeographischen Musterleistung sorgfältig 
eingebaut, bei Turksib und Mittelasiatischer 
Bahn z.B. selbstverständlich auf Angaben an- 
gewiesen, die schwer angezweifelt werden 
konnten, zuweilen aber durch wohlgewählte 
Beiworte (8.265 „mit primitivsten Mitteln 
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ausgeführt‘) ins rechte Licht gestellt sind. 
Nur wer selbst schon in der Lage war, aus 
wehrgeopolitischen Gründen brauchbare Unter- 
lagen für die Leistungen und Nichtleistungen 
nord- und ostasiatischen Binnenwasserverkehrs 
nachweisen zu müssen, vermag zu beurteilen, 
welche rühmenswerte Arbeits- und Sichtungs- 
leistung in den Seiten 57—ı66 des speziellen 
Teils steckt und wie sehr natürlich die Her- 
stellung der „großen sibirischen Wasser- 
magistrale“ von 10836 km Entwicklung ge- 
rade die kühnsten Geister reizen mußte! 
(S. 63/64.) 

Alles in allem: ein schönes Musterstück 
der erprobten Werkstätten in Königsberg, 
denen nur noch reichere Mittel für die Aus- 
stattung (z.B. Hafenpläne von Wladiwostok, 
der Strommündungen) zu wünschen wären, 
um z.B. Karten, wie Seite 35 der Bevölke- 
rungsdichte nach jeder Zählung oder Schät- 
zung neu und größeren Umfangs herauszu- 
geben, auch um den Riesenumfang der Auf- 
gaben der Sowjets zu zeigen, die sie bei sich 
zu Hause vor weiterem Umsichgreifen zu 1ö- 
sen ‚hätten. 

Nützlich für jeden mit indischer Politik 
und Wirtschaft Befaßten ist: 

5. Woman P. Kabadi: ‚The Indian 
Who’s who“. Bombay 1935; Yeshanand and 
Co.; 600 S., 3 Rp., mit mehr als 2500 Perso- 
nalangaben, biographischen Skizzen, wenn 
auch gewiß nicht vollständig und abschließend, 
doch ein Wiederanfang nach einem ältern, 
längst vergriffenen Anlauf. 

6. Professor Benoy Kumar Sarkar: 
„Parajita Germany“‘ (das besiegte Deutsch- 
land); Calcutta Oriental Book Agency, 1935; 
9 Panchanan Ghosh Lane; Calcutta; 800 S., 
98 Abbildungen, 3 Rupien; in Bengali ge- 
schrieben, zeigt, was Sympathie und Ver- 
ständnis eines Volks- und Staatswissenschaft- 
lers von hohem Rang inmitten eines Fremd- 
volkes von 353 Millionen, die auf ihn hören, 
an Gegenspiel aufwiegen können, was ein 
Freund solchen Schnittes bedeutet. Mit Recht 
bezeichnet eine lange Besprechung von A.K. 
Sur in „Amrita Bazar Patrika“ (30. 6. 35, 
S.2ı) das Buch als „eine Landmarke in der 
Geschichte der bengalischen Literatur“. Daß 
es zugleich eine Landmarke der Gerechtig- 
keit gegenüber dem Dritten Reich aus tiefster 
Kenntnis seiner Entstehung und warmherziger 
Würdigung seiner Notwendigkeit für das 
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deutsche Volk ist, das danken wir dem auf- 
rechten, vor allem die Wahrheit suchenden 
Mann, der diese Landmarke setzte! Hier ist 
ein Beispiel aufgestellt, das dort und hier 
verstanden wird! 

Wie berechtigt die in diesen Blättern oft 
ausgesprochene Ansicht ist, daß der Boden 
Indiens dem forschenden Spaten noch weit 
hinauf zu den Quellen der Geschichte Belege 
erschließen werde, wird bekräftigt nicht nur 
durch die Funde in Mohanjo Daro und Cha- 
rappa; auch: 

7. N. G. Mazumdar: ‚„Explorations in 
Sind‘‘. Delhi 1934; Govt. of India; Archae- 
ological Survey of India; ı72 S.; Karte; 
46 Abbildungen u. Lagepläne; 17,2 Rupien 
oder 271/; Sh. 

Unterscheidungsmeihoden, die bei uns 
längst gebraucht werden, haben es im Sind 
ermöglicht, drei grundverschiedene Phasen 
der präarischen Induskultur festzustellen und 
sie auch zwischen Indus und Khirtar-Ketten 
in das vierte Jahrtausend v. Chr. zurückzu- 
führen, mit Blüteperioden zwischen 3500 und 
2500 v. Chr. Auch Verbindungen zu den 
Untersuchungen Sir Aurel Steins in Süd- 
beluchistan lassen sich herstellen, und damit 
eine kulturpolitische Verbindung zwischen 
Nahem und Mittlerem Osten in früher Zeit, 
die gewiß noch weitere Kreise zieht. Bestimm- 
ter und beweisbarer tritt die Behauptung von 
Austrocknungsvorgängen (Sind, Beluchistan, 
Seistan, Transkaspien und Zentralasien), ge- 
stützt durch Funde, hervor, die größere 
Niederschlagsmengen in frühhistorischer Zeit 
beweisen. 

Mit Devaprasad Ghosh (Calcutta Uni- 
versity; Amrita Bazar Patrika, 26. 6. 35) hal- 
ten wir Sir Aurel Steins letzte Ver- 
mutung fest, „daß eine Kultur, im indo- 
iranischen Grenzgebiet entstanden, sich dop- 
pelt, nach Westen in das Euphrat-Tigris-Tal, 
nach Osten in das Industal verzweigt habe“. 
Aber dann kann sie freilich in ihren frühe- 
sten Anfängen, geradeso wie später die arische 
Wanderung, aus dem skytho-sarmatischen 
Wandergürtel dorthin gekommen sein, aus 
dem auch die arischen Stöße hervordrangen; 
und wir hoffen, daß uns der Spaten, von dort 
aus weiterdringend, noch weit zurück in die 
Vergangenheit Belege zu schaffen vermöge. 

Es wäre Unterlassen und Versäumnis der 
Geopolitik, wenn sie nicht wachsam auch — 
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seinerzeit von Ponten gewiesenen kunstgeo- 
graphischen Methoden folgend— die schein- 
bar rein kunstwissenschaftlichen Arbeiten 
nach den nebenher zutage geförderten geo- 
politischen Aufschlüssen befrüge. Ungewöhn- 
lich reich an solchen ist: 

8. Tetsuro Yoshida: ‚Das japanische 
Wohnhaus‘; Ernst Wasmuth Verlag, Berlin 
1935; 193 S., 203 Abbildungen, Hauspläne 
usw.; Anhang mit Normen und Maßangaben. 

Damit besitzen wir nicht nur, in vollendet 
geschmackvoller Ausstattung, das wohl auf 
lange Jahre richtunggebende Werk in deut- 
scher Sprache über die Eigenart japanischer 
Wohnkultur nach der künstlerischen und tech- 
nischen Seite hin, sondern auch einen Schlüs- 
sel zu letzten Gründen der japanischen Er- 
neuerungsfähigkeit, der Macht und Wucht 
des japanischen Wettbewerbs auf den Ge- 
bieten der Herrschaft, des Verkehrs, der Wirt- 
schaft und des Wehrwesens. Viele Grundzüge 
japanischer Eigenart und der Fähigkeit, auch 
gewaltigen Fremdeinflüssen gegenüber, denen 
man sich scheinbar hingegeben hat, zu sich 
selbst zurückzufinden, werden aus einem 
wirklichen Durchdringen der japanischen 
Wohnkultur sofort deutlich, wie es uns Yo- 
shida zeigt — so sorgfältig sie das vorsichlige 
und mißtrauische Wesen des Inselvolkes ver- 
borgen halten möchte. Darum ist dieses Buch 
weit über seinen eigentlichen Zweck hinaus 
völkerpsychologisch und geopolitisch auch für 
solche Politiker und Wirtschafter wichtig, die 
mit seinem eigentlichsten Gehalt wenig oder 
nichts zu tun haben wollen, soweit er ihnen 
nicht rein ästhetisch einen tiefen Eindruck zu 
vermitteln vermag. 

Zu diesen Reizen gehören vor allem die 
Gartenbilder aus dem Katsura-Palast, die dem 
verwöhntesten Gartenkünstler noch Anregun- 
gen zu geben vermögen. 

Das geopolitisch Wesentliche aber ist, wie 
der Grundsatz, im Einzelhaus mit Garten zu 
wohnen, in großer Naturnähe, mit Elastizität 
des Grundrisses bei dennoch durchgeführter 
Normung der Zimmergröße und der Bauteile 
bis in die kleinsten Einzelheiten, mit prak- 
tisch eingebauten Schreinen und Möbeln, ein- 
facher, klarer Konstruktion aus natürlichen, 
mit einem Mindestmaß von Bearbeitung künst- 
lerisch schön verwerteten Baustoffen, mit 
einem Mindestmaß von Ausgabe ein Höchst- 
maß an Lebenshaltung in der Wohnkultur für 


eine übergroße Volksdichte auf engem Raum 
gewährleistet. 

Eine vollendete Klimaanpassung trug dazu 
bei: Abstellung des Baues vor allem auf die 
großen Niederschlagsmengen des Sommers 
(Nyubai), hochgelegtes, luftunterzogenes Erd- 
geschoß, weit ausladendes, wegen der Dreh- 
stürme schweres Dach, Durchzug und Veranda- 
schutz der Südwände. 

Ausgezeichnet ist die psychische Voraus- 
setzung der japanischen Wohnkultur, vor 
allem die unbedingte Forderung höchster Na- 
turverbundenheit gezeichnet. Die Geschichte 
des japanischen Bauens mit ihrem Frühbei- 
spiel der Tempel von Izumo und Ise und mit 
ihren immer wieder überwundenen chine- 
sischen Stileinschlägen müssen wir hier über- 
gehen; wir suchen aber an Yoshidas Hand 
die Möglichkeiten, japanische Wohnkultur- 
überlieferung mit westlicher Technik zu einer 
dem Volk erträglichen Zukunftsform zu- 
sammenzubauen. Durchweg europäisch-ameri- 
kanischer Stil wird von wirklich gutem Ge- 
schmack in der japanischen Landschaft sofort 
als orts- und wesensfremd empfunden. Wohl 
aber gibt es unzählige Möglichkeiten, die 
reichen Bau-Erfindungen Japans, die Yoshida 
in allen erdenklichen Spielarten aufführt, mit 
fremden Baustoffen und Baugedanken so zu 
paaren, daß beiderseitige Bereicherung das 
Ergebnis ist, wobei der Japaner aber immer 
bei gleicher Befriedigung der Lebenshaltung 
billiger wohnt als seine Wettbewerber. Das 
ist, wie Yoshida überzeugend nachweist, teils 
Klimagunst, teils Kulturerrungenschaft, kein 
Dumping! Dafür liefert dieses feine Werk 
einen der feinstmöglichen Nachweise. Darin 
liegt seine geopolitische Bedeutung, neben der 
künstlerischen und technischen Leistung. 

9. Komakichi Nohara: ‚Das wahre 
Gesicht Japans‘‘; Zwinger-Verlag, Dresden 
1935; 300 S.; 25 neue Aufnahmen d. Verf.; 
br. 3,80 RM; Ganzleinen 4,80 RM. Hier ver- 
sucht ein mit deutscher Denk- und Fühlweise 
wohlvertrauter Japaner durch das Gewölke 
von günstigen und ungünstigen Vorurteilen 
durch wahrheitsgetreue Zustandschilderungen 
des Doppelgesichts seiner Heimat, unmittelbar 
an das mitteleuropäische Empfinden durchzu- 
stoßen. Es ist in hohem Grad gelungen, 
nicht zuletzt, weil sich Nohara dabei in der 
geschicktesten Weise geopolitischer Unter- 
suchungsverfahren mit Erfolg bedient. Nehme 
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man nur das Stück: „Die Erde bebt“, worin 
zuerst eine lebendige Vorgangsschilderung 
folgt, „keiner schreit, keiner rennt. Das Ren- 
nen hätte nicht den geringsten Zweck, denn 
wohin sollte man wohl rennen“, oder „japa- 
nische Häuser sind leicht und fallen nicht 
schwer“ (doch wohl nur die alten Stiles?), 
worin dann aber die harte Erzieherarbeit der 
Landesnatur am japanischen Volkscharakter 
gezeigt wird, bis es am Ende heißt: „Diese 
drei Geißeln der Japaner, Erdbeben, Feuer, 
Taifun (im Sprichwort steht sogar kaminari, 
das Drehsturmgewitter, vor kwaji, dem ‚Feuer‘, 
und oyaji, die Eltern noch dabei!), haben 
seinen Charakter gebildet und seine Lebens- 
weise bestimmt.“ Gewiß nicht ausschließlich, 
aber doch zu einem großen Teil! Der Groß- 
teil des Buches enthält eine durchgeistigte 
Schilderung des japanischen Alltagslebens 
eines Durchschnittisbürgers. Aber es ist von 
klug zugespitzten Urteilen über alle Japan- 
fragen durchsprenkelt, mit einem hohen Grad 
von „Zivilcourage“, namentlich auch beim 
Urteil über das „Mandschurische Abenteuer“, 
bei dem allerdings die beruhigende Absicht 
deutlich wird, wie noch mehr bei der Be- 
wunderung der „Feinde der Prestigepolitik“, 
etwa auf S.288 u. 289. Aber dazu hat mir 
kein Geringerer als Lord Kitchener einmal 
gesagt: „I£ you tell a lie it must be a big 
one und you have got to stick to it.“ Das 
muß wohl auch für die amerikanisch-japani- 
schen Beziehungen ihre Geltung haben; und 
so wird man Nohara nur ganz gerecht 
werden können, wenn man die transpazifische 
und Sowjetliteratur kennt, gegen die er in 
Schranken reiten muß. 

10. Kurt Singer: „On the crisis of 
present-day Japan“ richtet in einem eng- 
lisch und japanisch vorliegenden Vortrag einen 
scharfen Scheinwerfer von Tokio aus in um- 
gekehrter Richtung auf die rein politische 
Seite des von Nohara aufgezeigten Problems. 

11. Georg Gothein: „China and Japan‘ ; 
London 1934; Hamilton Press, trägt in einem 
Heft von 32 Seiten alles zusammen, was sich 
Böses gegen Japan von ı93ı bis 1934 sagen 
ließ. Der Vorschlag auf S. ıı, Japan, wenn 
es durchaus Siedlungsland wolle, ‚die so gut 
wie unbewohnten Großinseln Borneo und 
Neu-Guinea zu geben“, wenn auch dann durch 
die „Abneigung Großbritanniens, der Nieder- 


lande, Indiens, der Malaien, Australier und 
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Neuseeländer gegen so rastlose und habsüch- 
tige Nachbarn“ gebremst — eine Stilprobe 
wirft einen gefährlichen Schatten an die 
Wand! 

Mit diesem Schatten beschäftigen sich drei 
fesselnde deutsche Arbeiten: 

12. Horst Schneider: ‚Die Einwande- 
rung farbiger Rassen nach Australien“. 
Dresden 1934; Zahn & Jaensch Nachf. 

13. Dr. Karl Josef Pelzer: ‚Die Arbei- 
terwanderungen in Südostasien‘. Ham- 
burg 1935; Friederichsen, de Gruyter & Co., 
und 

14.Dr. W.Weller: ‚Die Veränderungen 
des Seeverkehrs im Pazifischen Ozean 
seit dem Weltkriege‘“. Stuttgart 19355 
Fleischhauer & Spohn, Heft 47/48 der Stutt- 
garter Geogr. Studien, an das in diesem Zu- 
sammenhang wieder erinnert sei, wie an 

15. Martin Kornrumpfs feine Studie über 
„Mensch und Landschaft auf Celebes‘‘; 
(Breslau 1935; Ferdinand Hirt) — das Vor- 
bild, wie die Macht- und Wirtschaftsziele 
inselhafter Art im Südmeer alle untersucht 
und dargestellt werden müßten, ehe man zu 
gesetzmäßigen Urteilen über Anrechte auf sie 
für die Zukunft kommen könnte, 

Wie ernst Horst Schneider seine 
Fragestellung faßte, geht am besten aus eini- 
gen seiner Schlußsätze hervor: „Wie soll 
sich die übrige Menschheit zur Weiß-Austra- 
lien-Politik einstellen?“ — ‚Aber es kommt 
vielleicht bald die Zeit, wo die weiße Rasse 
bei Strafe ihres Unterganges sich zu gemein- 
samem Handeln zusammenfinden muß. Dann 
wird auch vielleicht die Voreingenommenheit 
der Australier gegen andere Weiße schwin- 
den, es wird eine wirkliche Weiß-Austra- 
lien-Politik einsetzen.“ Vorläufig ist es nicht 
so weit, und Verf. tut Recht daran, Queens- 
land als wichtiges Kennzeichen für den Stand 
der Auseinandersetzung zwischen weißer und 
farbiger Rasse hinzustellen. Sehr bemerkens- 
wert ist die Sonderbehandlung der Perl- 
fischerei (S. 54—58) mit ihrem Mittelpunkt 
Broome (etwa 500 Weiße gegen 2200 Far- 
bige, bei einer Tauchersterblichkeit von 100 
der vorwiegend japanischen Taucher). 

Pelzer faßt mit einer riesigen Arbeits- 
leistung auf knappem Raum, namentlich in 
seiner Karte II, der Überfremdung von Ma- 
laya, entschlossen und mit sicherer Hand eine 
der wichtigsten Fragen der Monsunländer an 
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entscheidender, beweiskräftiger Stelle: den 
Volksdrucksausgleich, soweit er in den Ar- 
beiterwanderungen Südostasiens zum Ausdruck 
kommt! Nur beistimmen kann man seiner 
Anschauung, daß die Volksdruckangaken für 
Großlandschaften, wie von 142 Köpfen je 
Quadratkilometer für Kwangtung, ı19 für 
Fukien, „wenig über die wirklichen Ver- 
hältnisse besagen“; selbst die 315 für Java 
nicht! Man müßte gauweise Untersuchungen 
vornehmen in der Art der Romanfolge: „Die 
gute Erde“ oder Schilderungen zugrunde 
legen, um zu überschauen, woher die Dyna- 
mik des Wanderdrucks ersteht, der Pelzer in 
vorzüglicher Weise durch seine Auffassung 
der „Arbeiterwanderung als räumlicher Vor- 
gang“ beikommt, wie „einem Strom, der ab- 
trägt, transportiert und ablagert“, wobei in 
seiner Untersuchung der Quellgebiete viel- 
leicht der größte Reiz, wahrscheinlich auch 
die größte Mühe steckt. Bodenzersplitterung, 
Überparzellierung, Pachtsystem im Übermaß, 
Verdrängung von der Scholle und Bewuche- 
rung sind für die Ausstoßgebiete Südindiens 
wie Südchinas Hauptursachen, warum so viele 
ihrer Menschen zum Plankton der Tropen- 
arbeitsgebiete werden. In anderen Ländern 
macht man aus solchen Arbeiten Grundlagen 
dauernder Geltung und gibt sie auf Luxus- 
papier heraus; ihr Verfasser wird lebensläng- 
licher Expert für wichtige Kolonialfragen. 
16. „General survey of conditions in 
Manchoukuo‘“ prepared by the Department 
of Foreign Affairs Manchoukuo Government; 
Hsinking, Nov. 1934; ist eine Selbstdarstel- 
lung, die, neben dem „Yearbook“, kurzgefaßt 
verschiedene wertvolle Angaben über tatsäch- 
liche bisherige Leistungen, u.a. Eisenbahnen 
und Autostraßen in Kilometern, und die 
Wunschziele des jungen Kaiserreiches mit 
manchen gut belegten Zahlengruppen und 
manchen Schätzungen gibt. Bemerkenswert ist 
die Schilderung des mongolischen Werbegebiets 
der Hsingan-Provinz mit ihren 383 474,35 
Quadratkilometern und nur 774187 Köpfen; 
auch das Kapitel „Hsinking“, das bei einem 
Stadtgebiet von 200 Quadratkilometer 1936 
300000 Einwohner erreichen soll, aber auf 
500000 geplant wird, für die Ende 1935 die 
Wasserversorgung fertig sein soll, bei 7% 
Grünflächen. Man hat aus eigener und west- 
licher Erfahrung gelernt, wie man dem Ur- 
banismus die schädlichsten Spitzen abbricht! 


Aus dem reichen Zustrom an Broschüren 
und zZeitschriftenaufsätzen seien besonders 
hervorgehoben: 

17. M. Farolan: ‚Japan at a glance‘‘; 
Travel impressions des Generalmanagers des 
„Philippine Herald“, aus dessen Tokyo Of- 
fice, 1934, weil diese Eindrücke vom Stand- 
punkt der Philippinen aus gewonnen sind, 
also einen doppelten Einblick gewähren: Ja- 
pans Bild durch philippinische Brillen und 
der Philippinen im Spiegel dessen, was ihr 
Vertreter in Japan hervorzuheben findet. Bes- 
serem Verstehen wird das Wort geredet, Auf- 
bau des Heeres nach japanischem Muster ins 
Auge gefaßt (S. 16), die Rassenverwandtschaft 
betont (S. 35), künftige Zusammenarbeit an- 
gebahnt. 

Aus den Werkstätten der rührigen „Nip- 
pon Cultural Federation“ (Nippon Bunka 
Renmei) schreibt: 

18. Exc. Gaku Matsumoto, Oberhaus- 
mitglied, ihr Präsident, außerordentlich fes- 
selnd über die japanische Auffassung dessen, 
was er selbst eine ‚fünfte Internationale“ 
nach der versagenden vierten des Völker- 
bundes nennt, bei dem „ködo“ und allerdings 
auch ein japanischer Führungsanspruch im 
Hintergrund steht. 

Bezeichnend für dessen Ausführungsge- 
danken ist etwa ein Blick ın die Juninummer: 

19. „Cultural Nippon‘, Bd. III No. 2, 
Tokio 1935; Maruzen, in der sich drei wert- 
volle deutsche Beiträge finden: Th. Bäuer- 
lein: „Japans Kultur und die Welt“; 
H. Eckart: ‚‚Japanisch-deutsche Kulturbe- 
ziehungen“, und R. Henkl: „Forschungs- 
arbeit am Sprachunterricht in Japan“, vor 
allem aber das Manifest der „Nippon 
Bunka Renmei“, die weitgehend ähnliche 
Gedankengänge wie der Nationalsozialismus 
vertritt, in ihrer Auffassung der: Volksgemein- 
schaft, der Einheit von Blut und Boden 
(„man and land“). 

20. In „Nippon“, Juli-Heft No. 3 behan- 
delt Prof. Tomoeda „Bushido“ in seinen 
historischn und ethischen Grundlagen, 
Dr. Hans Präsent mit gewohnter Exakt- 
heit seine Japanbibliographie und ein um- 
sichtiger Aufsatz die Bestrebungen, die fran- 
zösische Sprache an erste Stelle für die japa- 
nische Kulturpropaganda zu setzen. 

21. Tridandi Swami B. H. Bon; ‚Ge- 
danken über den Hinduismus‘, Berlin 
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1935, beschenkt uns mit indoarischen Bot- 
schaften der Gaudiya-Mission, die sich in vor- 
nehmer Form an die deutsche Geistigkeit und 
den Wunsch in Mitteleuropa wenden, das 
arısche Indien zu verstehen. 


22. Paul Bauer: ‚„‚Kampf um den Hima- 
laya‘““. München 1934; Knorr & Hirth Verlag; 
200 $., 82 Prachtbilder, 5 Karten — noch 
einmal das hohe Lied himmelstürmender Ka- 
meradschaft von der Tragik echten Helden- 
tums umwittert, die Höhenleistungen von 1929 
und ı931 in gewaltiger Überschau zusammen- 
fassend! Ein edles Prunkstück klassischen 
alpinistischen Schrifttums, das tiefe Töne 
indischer Bergvolksseele mitschwingen läßt. 


23. Carlos Nicholson ; ‚„‚Ensayos de Geo- 
grafia politica del Peru‘‘; Arequipa; 1935; 
El Orden, Pierola ıı2, ı45 S.; 7 (geopnli- 
tische) Skizzen. 

Auf schmalem Raum ist in gedanken- und 
geistreichen Skizzenfolgen die Geopolitik von 
Peru in großartigem Wurf in die Geopolitik 
des festländischen Südamerika, des Pazifischen 
Ozeans und die weltpolitischen Kraftströme 
der Zeit hineingestellt. Über einer beherr- 
schenden Kenntnis des Landes und seiner Ge- 
schichte, wie der heiklen Rassenfragen taucht 
augenblicklich die Erfahrung des Soldaten 
und Staatsmanns hinter dem Wissenschaftler 
auf, der sich mit dem Großteil seiner Quellen 
überlegen auseinandersetzt. ‚Von dieser (neuen 
Staatsauffassung der neuen politischen Geo- 
graphie, nach Ratzel, Riezler und vor allem 
Kjellem [Staat als Lebensform, Berlin 1934 ]) 
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löst sich die Geopolitik los, die Wissenschaft 
der Vorausschau, die mit der ersteren eine 
ähnliche Beziehung bewahrt, wie die be- 
stehende zwischen Meteorologie und physi- 
scher Erdkunde“, heißt es auf Seite ıg! In 
der Entwicklung Perus ist das Werden, die 
Dynamik vorwaltend. Schmerzliche Streif- 
lichter fallen auf die ungeheuren Raumopfer, 
die Peru bei großem Nachbardruck und sehr 
geringer Volksdichte (heute 4,8 je Quadrat- 
kilometer) gebracht hat: 721096 qkm, denen 
ein Restbestand von 1249049,33, rund 
ıl/), Mill. qkm gegenübersteht, mit einem 
günstigen Verstädterungsgrad von nur 13%, 
aber unverhältnismäßig großem politischem 
Einfluß der nur 842000 Städter gegenüber 
einer Gesamtvolkszahl von 6147000 (1927 
bis 1930). Nicht ganz klar ist Verf.s Rassen- 
verteilung in Prozenten, die immerhin nur 
15% zur weißen Rasse zählt. Teil III zeigt in 
drei Abschnitten die wirtschaftlichen, Teil IV, 
ebenfalls in drei Abschnitten von höchster 
Bedeutung, die geistigen Spannungen, denen 
Raum, Rasse und Volk in Peru unterliegen, 
darunter in klassischer Knappheit den Pan- 
amerikanismus, Indoamerikanismus, die ABC- 
Zusammenwirkung, den atlantischen Druck. 
Wir erinnern uns nicht, die geopolitischen 
Daseinsfragen eines südamerikanischen Staates 
aus dem Lande heraus mit ähnlicher Voll- 
kommenheit auf engem Raum dargestellt ge- 
sehen zu haben, und danken dem Verf. für 
die Sendung, wie General Faupel, dem Süd- 
amerika-Freund und im besonderen Freund 
Perus für die Anregung dazu. 
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‚Überblicken Sie das 
 neuerscheinende Schrifttum 
‚wirklich vollständig? 


‚Oder sind Sie auf zufällige Besprechungen, gelegentliche Besuche | 
beim Buchhändler, gar auf mündliche Empfehlungen angewiesen? 


Wir schlagen Ihnen vor: Übertragen Sie Ihre BSPAEunE bei den 


Buchanschaffungen einem Fachmann! 


® Wir, die Buchvertrieb- Gesellschaft mbH, haben seit fahren Fr 


probte Spezialabteilungen, insbesondere für geopolitische Litera- 
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in ihnen‘ schaffen wir uns den Überblick über die Neuerschei- 


nungen der ganzen "Welt, den wir unseren Kunden kostenlos in 


"Rundschreiben und in einer monatlich versandten Zeitschrift. 
Be „Neues vom Büchermarkt“ bieten. 


Haben Sie sich auf die Bere eteung re eines nee Themas 
j ‚oder eines Sondergebietes spezialisiert, so geben wir Ihnen laufend 


Nachricht, wenn irgendwo ein für Sie wichtiges Werk erscheint. 


, is ‚Daß wir Ihnen die übrigen Hilfsmittel einer modernen Buchhand- 
lung: regelmäßige Ansichtssendungen, Monatskonto und Raten- 
- dienst bieten, ist selbstverständlich, ebenso wie wir Ihren Bedarf 


‚an Unterhaltungs- und Geschenkbüchern sowie Ihre Zeitschriften 


ß schnell und zuverlässig liefern. Dabei haben Sie keine Unkosten; 
er denn wir arbeiten im Inland ohne Porto- u. Verpackungsaufschläge! 


Bitte schreiben Sie uns unter Bezugnahme auf diese Anzeige, 
damit wir Ihnen nähere Mitteilung und unsere Interessen- 


Karo zusenden, Br de uns unserer Beratung bildet. 


Zur Tätigkeit des Sowjets: 


SOWJET-RUSSLA) 


Eine geopolitische Problemstellung 


Von 


Großoktav, 152 Seiten mit 28 Kartenskizzen 


Kartoniert M. 4.50, Leinen M. 5.80 


Das hochinteressante Heft zeichnet sich durch eingehende Studien, 
gründliche Kenntnis, scharfe Problemstellung und strenge Objek- 
tivität aus. — Sehr treffend wird zum Schluß wertvoller Aus- 
führungen betont, daß die Gefahr für die Dauer des Sowjet- 
staates in dem Bruch zwischen Bevölkerung und Boden besteht, 
in der Frage, ob es dem Kollektivmenschen gelingen wird, die 
wirtschaftsgeographischen Antinomien Eurasiens zu überwinden 
und zugleich eine neue organische Verbindung mit seiner alten 
Erde zu finden. K. Dietrich, Deutscher Wille, IV/1934 


‚Das Buch dürfte zur Tatsachenkenntnis über Räterußland ganz 
Wesentliches beitragen. Allein die beiden Abschnitte über die 
Nationalitätenfrage und den Verwaltungsaufbau bringen so viel 
Neues oder mustergültig Klargestelltes, daß man das Werk un- 
bedingt gelesen haben muß. Westdeutscher Beobachter Nr. 232/22. 7.34 


Ein Rußland-Buch aus einzelnen geopolitischen Untersuchungen 
von hoher Qualität. Es bietet in der Gegenwart kaum ein anderes 
Land außer Rußland so reichhaltiges Material für die Darlegung 
der Zusammenhänge von Geographie und Politik. Diese Möglich- 
keit ist von den Verfassern in sachlich-packender Weise aus- 
genutzt. Wirtschaftsdienst Nr. 29 vom 20. 7. 34 
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